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„Es geht um höhere Löhne“
In Kürze beginnt die Tarifrunde im öffentlichen Dienst 
für zwei Millionen Tarifbeschäftigte der Kommunen und 
140 000 des Bundes. Es geht um höhere Löhne, die Befris-
tungspraxis im öffentlichen Dienst und die betriebliche 
Altersversorgung, die nicht gekürzt werden darf. Davon 
hängt auch die Handlungsfähigkeit des Staates ab. Der 
erfüllt zwar letztlich seine Aufgaben – häufig jedoch auf 
Kosten seiner Beschäftigten. Vor zu vielen Überstunden 
und hohen Krankenständen warnen die Gewerkschaften 
seit langem. Gleiches gilt für den Fachkräftemangel, den 
die Dienstherren ob der geflüchteten Menschen nun nicht 
mehr leugnen können. Um die Probleme in den Griff zu be-
kommen, brauchen wir eine langfristig angelegte Personal-
politik im öffentlichen Sektor.  
Fakt ist: Es fehlen 24 000 zusätzliche Lehrkräfte, 6 000 So-
zialarbeiter und 30 000 Erzieherinnen an unseren Schulen 
und Kitas. Dazu kommt: Es sind auch entsprechende Ausbil-
dungs- und Einarbeitungszeiten nötig, bis neue Kolleginnen 
und Kollegen in der Lage sind, in ihrem Job vollen Einsatz zu 
bringen. Zudem geht in den nächsten zehn Jahren von den 
derzeit rund 4,6 Millionen Staatsbediensteten gut eine Mil-
lion in den Ruhestand. Auch da muss gute Personalpolitik 
gegensteuern. 
Den Dienstherren muss klar sein, dass sie den öffentli-
chen Dienst nicht länger kaputtsparen dürfen. Ihre Rol-
le als vorbildliche Arbeitgeber haben sie längst verloren: 
Die Löhne für Staatsbedienstete hinken hinter denen der 
Privatwirtschaft her. Auch gibt es mehr Befristungen im 
öffentlichen Dienst als in der freien Wirtschaft – selbst 
wenn der ohnehin schwierige Wissenschaftsbereich nicht 
miteinbezogen wird. Bei jungen Beschäftigten unter 35 
Jahren liegt der Befristungsanteil sogar bei über 30 Pro-
zent. Tendenz steigend. Das alles sind Faktoren, die es 
nicht gerade begünstigen, neues Personal für den öffent-
lichen Dienst zu gewinnen. Zumal der Staat als Arbeit-

geber angesichts demografischer Entwicklung ohnehin 
stärker mit der Wirtschaft um engagierte, qualifizierte 
Fachkräfte konkurrieren muss. Und ohne Personal ist kein 
Staat zu machen.
Auf gute Löhne, Arbeitsbedingungen und Perspektiven für 
die Beschäftigten kommt es deswegen vor allem an. Die 
Gewerkschaften haben mit einem Plus von sechs Prozent 
eine berechtigte Forderung für die Tarifrunde mit den Ar-
beitgebern in Bund und Kommunen aufgestellt. Auch ein 
Ende ausufernder Befristungspraxis steht auf unserer Lis-
te. Bund und Kommunen wollen ran an die Zusatzversor-
gung: Die kommunalen Arbeitgeber wollen sogar die tarif-
vertraglich geregelten Rentenzahlungen einschränken. Wir 
lehnen das strikt ab. Schon weil das Niveau der gesetzli-
chen Rentenversicherung sinkt, darf nicht auch noch bei 
der Zusatzversorgung gekürzt werden. Wichtig ist, dass 
sich die Beschäftigten auch in dieser Frage nicht auseinan-
derdividieren lassen. 
Die Voraussetzung für einen leistungsfähigen und bürger-
nahen öffentlichen Dienst ist qualifiziertes und motiviertes 
Personal. Bund und Länder dürfen deshalb nicht länger auf 
die schwarze Null in ihren Haushalten schielen, sondern 
müssen entsprechend investieren: in mehr Beschäftigung, 
höhere Löhne, gute – unbefristete – Arbeit. 
Der DGB setzt darauf, dass die erzielten Tarifabschlüs-
se anschließend inhalts- und wirkungsgleich auf die 
Beamtinnen und Beamten übertragen werden. Wohl 
auch, weil die ungleiche Besoldungspraxis inzwischen 
die Verfassungsgerichte von Bund und einigen Län-
dern beschäftigt (E&W berichtete), lassen erste Signa-
le erkennen, dass die Übertragung weitgehend erfolgt.  
Wir bleiben dran!  

Elke Hannack, 
stellvertretende DGB-Vorsitzende
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Zu viele Leistungsschwache
Trotz spürbarer Verbesserungen im Bildungssystem nach dem 
„PISA-Schock“ vor 15 Jahren gilt nach der Anfang Februar ver-
öffentlichten PISA-Studie „Low-Performing Students“* der 
OECD, der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung, noch fast jeder fünfte 15-Jährige als zumin-
dest teilweise äußerst leistungsschwach. Gut 140 000 15-jäh-
rige Schülerinnen und Schüler in Deutschland erreichten 
nach Auswertung der Daten der PISA-Tests bis 2012 im Fach 
Mathematik bestenfalls das Kompetenzniveau eins – in einer 
Bandbreite von null bis sechs, berichtet die Deutsche Presse-
Agentur (dpa). „Es gibt einen relativ hohen Anteil Schüler und 
Schülerinnen, die nicht einmal dieses elementarste Niveau 
erreichen“, resümiert OECD-Chefkoordinator Andreas Schlei-
cher. GEW-Vorstandsmitglied Ilka Hoffmann betont mit Blick 
auf die Studie: „Um die Leistungen und Chancen der Kinder 
und Jugendlichen im deutschen Bildungssystem zu verbes-
sern, brauchen wir ein inklusives Schulwesen, in dem mehr 
Ressourcen dorthin fließen, wo sich Probleme konzentrie-
ren.“ Deshalb verlange die OECD zu Recht mehr bedarfsge-
rechte Ressourcen, Maßnahmen gegen den Lehrkräftemangel 
und den Abbau der schulischen Selektion. Schwache Schul-
leistungen – so das Fazit der aktuellen OECD-Studie – seien 
„nicht das Ergebnis eines einzelnen Risikofaktors, sondern ei-
ner Kombination von mehreren Hindernissen und Benachtei-
ligungen“. GEW-Schulexpertin Hoffmann sieht das Hauptpro-
blem für die mangelhaften Leistungen so vieler Jugendlicher 
im selektiven Schulsystem: „Wenn ein Viertel der Schülerin-
nen und Schüler Schulen besucht, in denen sich überpropor-
tional viele Probleme konzentrieren, zeigt dies ein weiteres 
Mal, dass Deutschland mehr Ressourcen für das Sortieren als 
fürs Fördern einsetzt.“ 

*www.gew.de/presse/pressemitteilungen/detailseite/ 
neuigkeiten/gew-verlangt-inklusives-bildungssystem-und-
gezielte-foerderung/

DGB: „Arbeitszeiten mitbestimmen!“
Der Internationale 
Frauentag steht bei 
den DGB-Gewerk-
schaften im Zeichen 
der Arbeitszeitsou-
veränität für alle 
Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer. 
Fast jede zweite Frau in Deutschland arbeite in Teilzeit, vie-
le wollten ihre Arbeitszeit aber ausweiten, heißt es im DGB-
Aufruf zum 8. März. Bei den Männern sei es umgekehrt: Viele 
würden ihre Stundenzahl gerne reduzieren. Starre Arbeitszeit-
regelungen machten es unmöglich, Erwerbstätigkeit, Hausar-
beit und Familienpflichten miteinander zu vereinbaren. Die 
DGB-Frauen setzen sich daher für ein Recht auf Teilzeit für alle 
Beschäftigten ein, aber auch darauf, von der Teilzeit wieder 
in Vollzeit zu wechseln. Wichtig sei eine eigenständige Exis-
tenzsicherung von Frauen über alle Lebensphasen hinweg.  
Mehr unter: www.dgb-frauen.de

Ausbildungsmodell für Lehrkräfte
Angesichts des großen Bedarfs an Deutschunterricht für ge-
flüchtete junge Menschen hat Schleswig-Holstein ein bundes-
weit bislang einmaliges Ausbildungsmodell für Lehrkräfte ins 
Leben gerufen. Angehende Pädagoginnen und Pädagogen, die 
nach dem 31. Januar nach der neuen Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung ihr Referendariat begonnen haben, könnten ein 
Zertifikat „Deutsch als Zweitsprache“ erwerben, teilte das Bil-
dungsministerium in Kiel mit. Es ersetze die Hausarbeit für die 
Staatsprüfung. Bedingung sei, dass eine Abschlussklausur ge-
schrieben wird. „Für unsere Schulen sind die vielen Flüchtlinge 
eine große Herausforderung. Mit diesen Qualifikationsange-
boten wollen wir sie unterstützen und zugleich dafür sorgen, 
dass die Kinder, die zu uns kommen, eine faire Chance auf eine 
gute Schulbildung erhalten“, sagte Bildungsministerin Britta 
Ernst (SPD) gegenüber der Deutschen Presse-Agentur (dpa). 

Berlin: zu wenige Lehrkräfte
Auf seiner verzweifelten Suche nach neuen Lehrkräften hat 
der Berliner Senat bereits andere Bundesländer abgegrast. 
Fakt ist: Der Stadtstaat hat ein Riesenproblem: den Lehrer-
mangel. Rund 1 000 Grundschullehrkräfte benötigt die Haupt- 
stadt in diesem Jahr zusätzlich. Gestopft werden die personel-
len Lücken in den Grundschulen bislang durch Gymnasiallehr-
kräfte und Quereinsteiger. 
Die Situation an Grundschulen ist aus Sicht der GEW Berlin 
dramatisch. Sie erwartet daher von Bildungssenatorin San-
dra Scheeres (SPD), dass diese ein Sofortprogramm für die 
Grundschulen auf den Weg bringt, um Lehrkräfte zu gewin-
nen und die Qualität im Unterricht zu sichern. „Schuldzuwei-
sungen und Rechtfertigungen bringen uns und vor allem die 
Grundschulen nicht weiter. Wir brauchen ein bereits zum 
Sommer wirkendes Programm, das sowohl den hohen Lehr-
kräftebedarf abdeckt als auch die Qualität der Ausbildung 
der Lehrkräfte sicherstellt“, sagt Tom Erdmann, Vorsitzen-
der der GEW Berlin. 

„Allianz für Weltoffenheit“
Unter dem Motto „Die Würde des Menschen ist unan-
tastbar“ hat sich eine „Allianz für Weltoffenheit, Soli-
darität, Demokratie und Rechtsstaat“ gebildet. Dem 
breiten gesellschaftlichen Bündnis gehören u. a. Vertre-
ter des DGB, der Arbeitgeberverbände, der Religions-
gemeinschaften und der Wohlfahrtspflege an. Es hat 
sich – mit Blick auf die geflüchteten Menschen – klar 
gegen „Intoleranz, Menschenfeindlichkeit und Gewalt“ 
positioniert. In dem Appell an die Öffentlichkeit heißt 
es: „Wer in seiner Heimat aufgrund von Krieg und Ver-
folgung um Leib und Leben fürchten muss, hat Anspruch 
auf Schutz in Europa. Wir treten dafür ein, dass Deutsch-
land auch weiterhin seine humanitären Verpflichtun-
gen erfüllt.“ Den Wortlaut des Aufrufs finden Sie unter  
www.allianz-fuer-weltoffenheit.de.
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Michaela Grandy (47) arbeitet 
seit 23 Jahren als Sozialarbeiterin. 
Im Jugendamt des Landkreises 
München ist sie u. a. für Kinder-
schutzmaßnahmen zuständig. 
Die Diplom-Sozialpädagogin ist 
Vorstandsmitglied des Münchner 
Stadtverbandes der GEW.
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// Interview mit der Münchner 
Bezirkssozialarbeiterin Michaela 
Grandy zum Auftakt der Tarif-
runde des öffentlichen Dienstes 
Bund und Kommunen. //

E&W: Frau Grandy, wenn Sie auf Ihre 
berufliche Tätigkeit der vergangenen 
20 Jahre zurückblicken, was hat sich in 
Ihrem Beruf verändert?
Michaela Grandy: Die Herausforde-
rungen haben erheblich zugenom-
men. Es gibt immer mehr sogenann-
te multikomplexe Problem-, mehr 
Patchwork-Familien, Alleinerziehen-
de und Sorgerechtsfälle. Seit einigen  
Monaten ist der Betreuungsaufwand 
unbegleiteter minderjähriger Flücht-
linge und von Familien mit Kindern, 
die der Krieg traumatisiert hat, deut-
lich gestiegen. 
E&W: Sind auch die Erwartungen der 
Arbeitgeber andere geworden?
Grandy: Die Anforderungen des Ar-
beitgebers gerade in der behörd-
lichen Sozialarbeit sind größer als 
noch vor zehn oder 15 Jahren. Von 
mir erwartet man, dass ich meine 
sozialpädagogische Tätigkeit an die 
Verwaltung anpasse und nicht umge-
kehrt diese sich an den Bedürfnissen 
der Sozialarbeit orientiert. Das fängt 
bei wenig praxisorientierten PC-Pro-
grammen an, die wir ohne zusätzli-
che zeitliche Ressourcen bedienen 
müssen …
E&W: … das heißt, Ihr Arbeitgeber will, 
dass Sie Verwaltungsaufgaben über-
nehmen, die nicht klassisch zu den 
 Aufgaben der Sozialpädagogin bzw. des 
 Sozialpädagogen gehören?
Grandy: Ja, und man geht zudem 
davon aus, dass wir uns in diesen 
Arbeitsfeldern kontinuierlich fort-
bilden. Unsere Gehälter haben mit 
den gestiegenen Ansprüchen jedoch 

nicht Schritt gehalten. Seitdem ich 
berufstätig bin, also seit 1993, habe 
ich die Erfahrung gemacht, dass im 
sozialen Bereich, und hier vor allem 
in der Jugendhilfe, kontinuierlich ge-
spart wird. 

E&W: Die kommunalen Arbeitgeber 
haben im vergangenen Jahr, als es 
um die Aufwertung des gesamten 
Berufsfeldes des Sozial- und Erzie-
hungsdienstes (SuE) ging, eine hö-
here Eingruppierung für die Sozial-
pädagoginnen und -pädagogen mit 
dem Hinweis abgelehnt, dass sich 
deren Tätigkeitsprofil nicht geän-
dert habe.
Grandy: Wir Sozialpädagogen und So-
zialarbeiterinnen waren schon immer 
zuständig für Randgruppen, sozial 
Benachteiligte und gesellschaftliche 
Brennpunkte. Die Vielzahl benach-
teiligter Gruppen und besonders die 
Komplexität der sozialen Probleme 
und die Verhaltensauffälligkeiten der 
Kinder und Jugendlichen haben aber 
deutlich zugenommen. Zunehmend 

benötigen Familien eine umfangrei-
che Unterstützung durch das Jugend-
amt. Oft reicht eine Maßnahme nicht 
mehr aus. So brauchen Eltern z. B. Hil-
fe bei der Existenzsicherung, ihre Kin-
der individuelle Fördermaßnahmen in 
speziellen Einrichtungen. Wir müssen 
bei ökonomischen Fragen ebenso be-
raten wie wir bei psychosozialen Fol-
gen von Armut oder Flucht Hilfe leis-
ten müssen. 
E&W: Sowohl bei den Arbeitgebern 
als auch in den Medien spielten Sozi-
alpädagogen und Sozialarbeiterinnen 
in der SuE-Runde 2015 eine unterge-
ordnete Rolle. Kränkt Sie das?
Grandy: Ja, das enttäuscht mich. Beim 
Tarifstreit im vergangenen Jahr, als 
wir vier Wochen lang streikten, habe 
ich versucht, Kontakt zu den regiona-
len Medien aufzunehmen und sie auf 
unsere besonderen Schwierigkeiten 
aufmerksam zu machen; allerdings 
vergebens. 
E&W: Wie erklären Sie sich dieses ge-
ringe öffentliche Interesse?
Grandy: Vom Kita-Streik waren viele 
Eltern unmittelbar betroffen. Viele 
Mütter und Väter haben sich auch mit 
den Kolleginnen und Kollegen in den 
Kindertagesstätten solidarisiert. Das 
war richtig. Mit dem Jugendamt wol-
len viele Menschen dagegen nichts 
zu tun haben. Und: Wenn wir uns vier 
Wochen bei den Familien nicht mel-
den, fällt das niemandem auf, wenn 
aber vier Wochen die Kita geschlos-
sen ist, wirkt sich das sehr stark auf 
Eltern aus. 
E&W: Was erwarten Sie von der aktu-
ellen Tarifrunde?
Grandy: Ich wünsche mir, dass es 
deutlich mehr Geld gibt! 

Interview: Jürgen Amendt, 
Redakteur „neues deutschland“

„Ich wünsche mir 
deutlich mehr Geld!“

„Die Heraus-
forderungen 
haben er-
heblich zu-
genommen.“
  Michaela Grandy
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// Für rund 2,14 Millionen Tarif-
beschäftigte von Bund und Kom-
munen geht es um die nächste 
Lohnerhöhung. Doch es steht 
noch mehr auf der Agenda. Der 
Startschuss für die Tarifverhand-
lungen fällt am 21. März. //

Die wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen für eine der größten Tarifrunden 
in Deutschland sind günstig. Aber es 
gibt eine Menge Probleme, die zu lö-
sen sind: Die Tarifparteien wollen end-
lich eine neue Entgeltordnung (EGO) 
für die kommunalen Beschäftigten 
abschließen, zudem gibt es Streit um 
die betriebliche Altersversorgung und 
die Befristungspraxis im öffentlichen 
Dienst. Auch die Regelungen zur Alters-

teilzeit müssen neu verhandelt werden. 
Vor allem aber geht es um mehr Geld in 
der Tasche. Und: Die Gewerkschaften 
fordern, das Tarifergebnis auf die Besol-
dung der 360 000 Beamten, Soldaten 
und Richter des Bundes zu übertragen.

Solidarität ist gefragt
Auch die rund 240 000 Beschäftigten 
des kommunalen Sozial- und Erzie-
hungsdienstes (SuE), die im vergange-
nen Jahr wochenlang für eine bessere 
Eingruppierung gestreikt haben, sind in 
dieser Tarifrunde wieder gefragt. 2015 
ging es darum, die Tätigkeiten im Sozi-
al- und Erziehungsdienst im Verhältnis 
zu anderen Tätigkeiten aufzuwerten. 
Jetzt steht die allgemeine Lohnerhö-
hung für alle kommunalen Beschäftig-

ten auf der Tagesordnung. Auch für die 
SuE-Beschäftigten ist es wichtig, dass 
die nächste „reguläre“ Gehaltssteige-
rung folgt, damit die gerade erreichten 
Verbesserungen nicht verpuffen. Einen 
guten Tarifabschluss wird es aber nur 
geben, wenn sich alle Beschäftigten 
gemeinsam und solidarisch dafür ein-
setzen.
Nicht dabei sind in dieser Runde die 
Beschäftigten der Bundesländer. Sie 
haben ihre Tariferhöhung für 2016 im 
Frühjahr 2015 erstritten. Mit dem Ab-
schluss, der zwei Jahre läuft, wurde ein 
Erhöhungsschritt um 2,3 Prozent, min-
destens 75 Euro, vereinbart, der am 
1. März wirksam geworden ist. 
Das Geld für eine ordentliche Gehalts-
steigerung ist da. Insgesamt verzeich-

Sechs Prozent mehr!
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neten die Kommunen deutschlandweit 
im vergangenen Jahr mehr Einnah-
men als Ausgaben. Auch wenn es im-
mer noch viele überschuldete Städte 
und Gemeinden gibt, insbesondere 
im Westen der Republik, erzielten sie 
unter dem Strich vom ersten bis zum 
dritten Quartal 2015 einen Finanzie-
rungsüberschuss von 900 Millionen 
Euro. Nach der aktuellen Prognose des 
Arbeitskreises Steuerschätzung vom 
November 2015 werden die Steuerein-
nahmen auch in den nächsten Jahren 
kontinuierlich um drei bis vier Prozent 
per anno steigen. 

Solides Wirtschaftswachstum
Diese Prognose geht von einem soliden 
Wirtschaftswachstum aus. Das Institut 
für Makroökonomie und Konjunktur-
forschung der Hans-Böckler-Stiftung 
geht in seinem jüngsten Report vom 
Dezember 2015 von einer Erhöhung 
des Bruttoinlandsprodukts (BIP) um 1,8 
Prozent für das Jahr 2016 aus. Entschei-
dend dafür sei eine stärkere Binnen-
nachfrage auf der Grundlage weiterer 
Reallohnsteigerungen. Lohnzuwächse 
sind also für einen anhaltenden Auf-
schwung wichtig. Das gilt insbesondere 
für so große Beschäftigtengruppen wie 
die, die im öffentlichen Dienst arbeiten.
Gerade die jüngsten Entwicklungen 
rund um die Aufnahme von Flüchtlingen 
haben auch Politik und Öffentlichkeit 
gezeigt, wie wichtig ein leistungsfähiger 
öffentlicher Dienst ist. Der DGB hat in 
diesem Zusammenhang deutlich mehr 
Personal gefordert. Wollen die Arbeit-
geber qualifizierte und motivierte Be-
schäftigte gewinnen, müssen sie die 
Arbeitsbedingungen attraktiv gestalten. 
Dazu gehört auch eine Bezahlung, die 
mit den Gehältern in der „freien“ Wirt-
schaft Schritt hält. 
Über zehn Jahre nachdem der Tarif-
vertrag für den öffentlichen Dienst 
(TVöD) inkraft getreten ist, gibt es für 
die Mehrheit der kommunalen Beschäf-
tigten noch immer keine neue Entgelt-
ordnung, die festlegt, welche Tätig-
keiten nach welcher Entgeltgruppe zu 
zahlen sind. Dafür wird weiterhin die 
alte Vergütungsordnung des früheren 
Bundesangestellten-Tarifvertrags (BAT) 
herangezogen. Nur für den Sozial- und 
Erziehungsdienst haben Gewerkschaf-

ten und Beschäftigte 2009 nach wo-
chenlangen Streiks eine Entgeltordnung 
erkämpft, die im vergangenen Jahr ver-
bessert wurde. 
2014 haben Gewerkschaften und Ar-
beitgeber für die Tarifbeschäftigten 
des Bundes eine Entgeltordnung ver-
einbart. Die Verhandlungen über eine 
neue allgemeine Entgeltordnung für 
die Tarifbeschäftigten der Kommunen, 
die ver.di und die Vereinigung der kom-
munalen Arbeitgeberverbände (VKA) 
führen, zogen sich lange hin. Sie sind 
inzwischen aber so weit vorangekom-

men, dass ein Abschluss während der 
Tarifrunde 2016 möglich erscheint. Es 
kann jedoch passieren, dass die Arbeit-
geber die Kosten dieses Abschlusses auf 
das Tarifergebnis anrechnen wollen.
Zum 31. Dezember 2016 laufen die Ta-
rifverträge zur Altersteilzeit, der TV 
FALTER (Bund) und TV FlexAZ (VKA) 
aus. Obwohl die Aufstockungsbeträ-
ge für Gehalt und Rentenbeiträge der 
Beschäftigten in der Altersteilzeit seit 
2009 gesunken sind, weil die gesetzli-
che Förderung ausgelaufen ist, ist Al-
tersteilzeit für viele Kolleginnen und 

Zusatzversorgung – die Betriebsrente im öffentlichen Dienst
Die meisten kommunalen Beschäftigten sind bei einer der 17 kommunalen 
Zusatzversorgungskassen (ZVK) „pflichtversichert“. Das heißt, dass diese Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer über die ZVK die im Altersversorgungs-
Tarifvertrag (ATV) zugesagte betriebliche Altersversorgung bekommen. Die 
Kommunen in Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Teilen Nordrhein-
Westfalens nutzen die VBL, die „Versorgungsanstalt des Bundes und der Län-
der“, um die Beschäftigten zu versichern.
Diese bekommen jedes Jahr „Versorgungspunkte“ gutgeschrieben, deren 
Höhe sich nach dem Verdienst sowie einer garantierten Verzinsung von rund 
vier Prozent richtet. Bei sinkenden gesetzlichen Renten wird diese Zusatzren-
te für die Kolleginnen und Kollegen immer wichtiger.
Anders als bei der VBL, für die die Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiträge im 
ATV festgelegt sind, entscheiden die kommunalen ZVKen eigenständig über 
ihre Finanzierung. Die Beitragsbelastung der Arbeitgeber ist von Kasse zu Kas-
se unterschiedlich. Die Arbeitnehmerbeiträge zur ZVK liegen bei Null, 0,15 bis 
0,65 Prozent (in den westdeutschen ZVKen) und bis zu zwei Prozent (in den 
ostdeutschen). Die höchsten Arbeitnehmerbeiträge hat die VBL.
Wieso gibt es trotz gleicher Leistungen unterschiedliche Beiträge? Das liegt 
u. a. daran, wie sich die Zahl der Versicherten der Kasse entwickelt hat. Denn 
zumindest im Westen arbeiten die Kassen überwiegend umlagefinanziert 
(also „von der Hand in den Mund“): Dort, wo viel entlassen und/oder priva-
tisiert wurde und viele Beschäftigte aus der ZVK ausgeschieden sind, müs-
sen pro Kopf der Beschäftigten mehr Rentnerinnen und Rentner finanziert 
werden. Ein weiterer Grund ist die Beitragspolitik der Vergangenheit: Manche 
Kassen haben in Zeiten, als es noch ordentliche Renditen gab, mehr Geld zu-
rückgelegt als andere, was sich jetzt günstig auswirkt.
Wieso wollen die Arbeitgeber die Renten kürzen? Schlicht um Personalausga-
ben zu sparen! Deshalb fordern sie, das Leistungsversprechen des ATV für die 
Zukunft abzusenken. Sie begründen das mit der steigenden Lebenserwartung 
der Menschen. Zudem sei der in die Punkterente eingerechnete Zinssatz von 
rund vier Prozent nicht mehr zeitgemäß. Die GEW sieht gerade in diesem Leis-
tungsversprechen die Stärke der Zusatzversorgung, die unbedingt erhalten 
werden muss – insbesondere wegen des sinkenden gesetzlichen Rentenni-
veaus. Die steigende Lebenserwartung wird dadurch ausgeglichen, dass die 
Beschäftigten immer später in Rente gehen dürfen. Für die finanzielle Lage 
einer umlagefinanzierten Zusatzversorgungskasse ist nicht der Kapitalmarkt-
zins entscheidend, sondern vor allem das Verhältnis Einzahler zu Renten-
empfänger. Es gibt keine einzige ZVK, die ihre zugesagten Renten nicht mehr 
bezahlen kann.  gbl
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Kollegen eine attraktive Möglichkeit, 
sanft vom Berufsleben in die Rente zu 
gleiten. Bislang haben jedoch nur we-
nige kommunale Beschäftigte von dem 
neuen TV FlexAZ profitiert, weil nur 2,5 
Prozent der Beschäftigten diese Alters-
teilzeitregelung in Anspruch nehmen 
dürfen und diese Quote durch früher 
genehmigte Anträge vielerorts bereits 
ausgeschöpft war. Nur wenn der Tarif-
vertrag auch über 2016 hinaus verlän-
gert wird, können neue Anträge zum 
Zuge kommen. 

Leistungsentgelt umstritten
Allerdings haben die öffentlichen Ar-
beitgeber, nachdem die Phase des 
radikalen Personalabbaus zunächst 
beendet ist und in vielen Bereichen 
Fachkräfte knapp werden, kein Inte-
resse mehr an einer „kostspieligen“ 
Altersteilzeit. Sie wollen die Beschäf-
tigten so lange wie möglich halten. Das 
„FALTER-Modell“, bei dem Beschäftig-
te über das Rentenalter hinaus teilwei-
se weiterarbeiten, wurde wie erwartet 
ein Ladenhüter. Angesichts dieser Ge-

mengelage wird die Auseinanderset-
zung darum geführt, die Altersteilzeit-
regelungen zu erhalten.
Das Leistungsentgelt war von Anfang 
an umstritten. Die Arbeitgeber wollten 
damit zusätzliche Anreize setzen. Die 
Gewerkschaften stehen einer nach Leis-
tung differenzierten Bezahlung grund-
sätzlich skeptisch gegenüber. Gerade 
im Sozial- und Erziehungsdienst wird 
eine „Leistungsbezahlung“ nahezu ein-
hellig abgelehnt, weil „Leistung“ in so-
zialen Berufen nicht objektiv zu messen 

ist. Mit der Entgeltordnung des Bundes 
wurde die leistungsorientierte Bezah-
lung wieder abgeschafft. Dort steht es 
den einzelnen Dienststellen frei, die be-
amtenrechtlichen Regelungen auch für 
Tarifbeschäftigte anzuwenden.
Die Kommunen haben den Anteil des 
Entgelts, der für das Leistungsentgelt 
zur Verfügung gestellt wird, bis 2013 
auf zwei Prozent erhöht, sind damit 
aber noch weit von den bei Abschluss 
des TVöD angestrebten acht Prozent 
entfernt. In vielen Kommunen gibt  

Für wen wird verhandelt?
Für diese Beschäftigtengruppen bei Bund und Kommunen im Organisations-
bereich der GEW wird verhandelt: Erzieherinnen und Erzieher, Kinderpflege-
rinnen und -pfleger, Sozialpädagoginnen und -pädagogen, Sozialarbeiterinnen 
und -arbeiter, Kindheitspädagoginnen und -pädagogen, kommunale Lehrkräf-
te in Bayern, Lehrkräfte der Bundeswehrschulen (Bund). Mittelbar wirken sich 
die Tarifergebnisse auch für die Beschäftigten des Goethe-Instituts sowie eini-
ger Forschungsinstitute aus. Dies gilt ebenso für Kita-Beschäftigte vieler freier 
Träger, die sich auf den Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) bezie-
hen oder das Tarifergebnis übertragen wie die Lebenshilfe sowie katholische 
Einrichtungen und einige evangelische Landeskirchen.  ur
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Chronische Schmerzen?
Hilfe durch multimodale
Schmerztherapie!

Kostenlose Beratungs-Hotline:

0800 1983 198

Schönbornstr. 10 
97980 Bad Mergentheim 
Tel.: 07931 5493-44 
Fax: 07931 5493-50
E-Mail: schmerzklinik@schmerzklinik.com

Schmerztherapiezentrum
Bad Mergentheim
Fachklinik für Spezielle Schmerztherapie
und Schmerzpsychotherapie

www.schmerzklinik.com

Das Schmerztherapiezentrum Bad Mergentheim ist auf die Behand-
lung chronischer Schmerzzustände verschiedenster Ursachen speziali-
siert. Unsere Schwerpunkte sind unter anderem die Behandlung von
Migräne, Kopf- und Gesichtsschmerzen, Rückenschmerzen, Morbus
Sudeck und Fibromyalgie, auch mit psychischen Begleiterkrankungen
(Burn out, depressive Störungen, Angststörungen).

Moderne Schmerzbehandlung = multimodale Schmerztherapie
Die multimodale Schmerztherapie ist interdisziplinär, setzt verschiedene
Strategien gleichzeitig und nicht nacheinander ein und ist individuell auf
die Erfordernisse des einzelnen Patienten zugeschnitten. Maßgeschnei-
derte Therapien sind der konventionellen „Behandlung von der Stange“
überlegen. Ein erfahrenes Team aus Fachärzten, Psychologen, Physiothe-
rapeuten, Krankenschwestern und Gestaltungstherapeuten kombiniert
schulmedizinische Behandlungsmethoden sinnvoll mit komplementären
Therapien wie Naturheilverfahren und Akupunktur. 

Die multimodale Schmerztherapie ist der Goldstandard in der
Versorgung von chronischen Schmerzpatienten.
Die Effektivität dieser Therapie hängt aber entscheidend von der Behand-
lungsintensität, -qualität und -dauer ab. Bei uns  liegt die Behandlungs-
dauer bei mindestens drei Wochen. So ist es möglich, eine chronische
Schmerzerkrankung nachhaltig zu behandeln.

Service-Paket für den Krankenhausbereich
· Unsere Leistungen entsprechen denen eines Krankenhauses der 

Maximalversorgung (z. B. Universitätsklinik).
· Die privaten Krankenkassen und die Beihilfe übernehmen die Behand-

lungskosten der multimodalen Schmerztherapie im Rahmen einer medi-
zinisch notwendigen stationären Heilbehandlung, wenn der Versicherer
diese vor Beginn der Behandlung schriftlich zugesagt hat.

· Den Aufnahmetermin stimmen wir mit Ihnen ab.

Wir beraten und unterstützen Sie individuell bei allen Fragen 
zur stationären Aufnahme und senden Ihnen gerne umfassende 
Informationen zu. Rufen Sie uns unter unserer kostenlosen 
Beratungs-Hotline an!
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es Dienstvereinbarungen, die vor-
sehen, dass das Leistungsentgelt 
„mit der Gießkanne“ ausgeschüt-
tet wird. An dieses kleine „Extra“ 
haben sich die Beschäftigten inzwi-
schen gewöhnt. Dort, wo das Geld 
tatsächlich nach „Leistung“ verteilt 
wird, stöhnen alle Beteiligten über 
den hohen bürokratischen Auf-
wand – von Gerechtigkeitslücken 
und den damit verbundenen Moti-
vationsproblemen ganz zu schwei-
gen. Die Interessenlage ist in die-
ser Frage so unterschiedlich, dass 
schwer vorherzusagen ist, wohin 
die Reise geht.

Streit um Befristungspraxis
Die ausufernde  Befristungspraxis 
im öffentlichen Dienst ist seit Jah-
ren ein Streitpunkt zwischen den 
Tarifparteien. In der letzten TVöD-
Tarifrunde hatten die Gewerk-
schaften wirksame Maßnahmen 
gefordert, um befristete Beschäf-
tigung zu begrenzen. Die öffentli-
chen Arbeitgeber bestritten hinge-
gen, von Befristungsmöglichkeiten 
übermäßig Gebrauch zu machen. 
Daher vereinbarten die Sozialpart-
ner, bis zur nächsten Tarifrunde 
gemeinsam eine wissenschaftliche 
Studie zu Umfang und Ursachen 
der Befristungen im öffentlichen 
Dienst in Auftrag zu geben. Die-
se Studie, die das Institut für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB), das wissenschaftliche Insti-
tut der Bundesagentur für Arbeit, 
erstellt hat, liegt nun vor. Das IAB 
betrachtet alle Bereiche des öf-
fentlichen Dienstes, also Bund, 
Länder, Kommunen und Sozialver-
sicherungen (zu den Ergebnissen 
der Studie s. S. 12). Damit liegt den 
Tarifparteien eine solide Analyse 
als Grundlage für weitere Verhand-
lungen vor – welche Schlüsse sie 
da raus ziehen, welche Handlungs-
notwendigkeiten und Lösungswe-
ge sie sehen, hat natürlich mit den 
jeweiligen Interessen zu tun. Die 
Verhandlungen zu diesem Thema 
bleiben also spannend.
Der Streit um die betriebliche Al- 
tersversorgung des öffentlichen  
Dienstes („Zusatzversorgung“) spiel- 

te schon in der Länder-Tarifrunde 
2015 eine entscheidende Rolle. 
Damals hatte die Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder (TdL) die Zu-
stimmung zu einer Lohnerhöhung 
davon abhängig gemacht, dass die 
Gewerkschaften einer Kürzung 
der Betriebsrenten zustimmen. 
Erst nachdem die Tarifrunde in 
die „Verlängerung“ gegangen war, 
nahmen die Arbeitgeber von dieser 
Forderung Abstand. Der Preis war 
allerdings, dass die Gewerkschaf-
ten einer Anhebung des Arbeitneh-
meranteils zur Zusatzversorgung 
zugestimmt haben.
Da die Tarifbeschäftigten der Län-
der alle bei der VBL, der „Versor-
gungsanstalt des Bundes und der 
Länder“, versichert sind, ging es 
2015 nur um diese eine Kasse. Dort 
sind auch die Tarifbeschäftigten 
des Bundes und ein Teil der kom-
munalen Beschäftigten versichert. 
Für diese gilt bislang noch der alte, 
niedrigere Arbeitnehmeranteil. 
Der Bund fordert deshalb von den 
Gewerkschaften, dass seine Tarif-
beschäftigten den gleichen, sprich 
höheren Prozentsatz wie die Be-
schäftigten der Länder zahlen sol-
len.
Weit komplizierter ist die Lage bei 
den kommunalen Arbeitgebern mit 
ihren 17 (!) kommunalen Zusatz-
versorgungskassen Kasten S. 10). 
Die VKA hat – obwohl sich damit 
schon die TdL nicht durchsetzen 
konnte – gefordert, die tarifver-
traglich zugesagten Leistungen der 
betrieblichen Altersversorgung im 
öffentlichen Dienst zu kürzen. Die 
Gewerkschaften lehnen Eingriffe 
ins Leistungsrecht kategorisch ab. 
Eine Rentenkürzung ist weder not-
wendig noch hinnehmbar.
Angesichts der vielen Probleme 
ist es umso wichtiger, dass die Be-
schäftigten zusammenhalten und 
sich nicht gegeneinander ausspie-
len lassen. Das gemeinsame Ziel ist 
klar: Mehr Geld für alle und Hände 
weg von den Betriebsrenten!

Oliver Brüchert und Gesa Bruno-Latocha,
Referenten im GEW-Vorstandsbereich 
Tarif- und Beamtenpolitik
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// Die Studie des Nürnberger Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB) zu Befristungen im  
öffentlichen Dienst weist auf Handlungsbedarfe hin. //

Sind Befristungen im öffentlichen 
Dienst ein besonderes Problem? 
Weil es zu dieser Frage in der  
Tarifrunde 2014 unterschiedliche 
Auffassungen gab, beauftragten 
Arbeitgeber und Gewerkschaf-
ten das IAB mit einer wissen-
schaftlichen Untersuchung über  
Ausmaß und Gründe für be-
fristete Beschäftigung. Dabei  
sollten ausdrücklich alle staat-
lichen Ebenen – Bund, Länder, 
Gemeinden und Sozialver-
sicherung – in den Blick ge-
nommen werden. Das IAB 
hat verschiedene Datenquel-
len ausgewertet, aber auch 
Interviews mit Personalver-
antwortlichen und Perso-
nalvertretungen geführt.*
Herausgekommen    ist 
ein differenziertes Bild: 
Der Wissenschaftsbe-
reich weist, wie die GEW 
seit Jahren anprangert, 
extrem viele befristete 
Beschäftigungsverhält-
nisse aus – mit steigen-
der Tendenz. Im öffent-
lichen Dienst ohne die 
Wissenschaft ging der Anteil dieser 
 Arbeitsverträge seit 2010 wieder leicht zurück. Er lag 2014 
mit 7,4 Prozent zwischen der Privatwirtschaft mit 6,7 und  
dem gemeinnützigen „dritten Sektor“ mit 14,4 Prozent. Al-
lerdings werden gerade neu eingestellte Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer häufig nur befristet beschäftigt: Rund 40 
Prozent der Personalfluktuation wird über befristete Einstel-
lung bzw. Auslaufen von Befristungen realisiert. In der Privat-
wirtschaft sind es nur 26 Prozent.
Befristungen im öffentlichen Dienst spalten die Beschäftig-
tengruppen in dreifacher Hinsicht: in Beamte und Arbeitneh-
mer, Befristete und Unbefristete, Alte und Junge. Der Anteil 
befristeter Arbeitsverträge bei den Arbeitnehmern hat sich 
zwischen 2004 und 2014 von sieben auf 9,3 Prozent erhöht. 
Davon sind besonders junge Menschen betroffen: In der 

 Altersgruppe 25 bis 34 Jahre lag der Anteil der Befristungen 
(ohne Wissenschaft, ohne Referendariate) bei 16,2 Prozent, 
bei den unter 25-Jährigen sogar bei 22,7 Prozent.
Auch nach Berufsgruppen zeigen sich große Unterschiede: 

Auffällig hoch ist der Befristungsanteil in „Erziehung, 
Sozialarbeit, Heilerziehungs-

pflege“ mit 11,3 Pro-
zent und außerschuli-
scher Lehrtätigkeit mit 
13,4 Prozent. Während 
Lehrkräfte insgesamt 
(inkl. Beamte) nur zu 
5,9 Prozent befristet  
beschäftigt sind, haben 
19,1 Prozent der Ange-
stellten im Schuldienst 
der Länder befristete Ver-
träge (s. auch S. 28 f.).
Die Studie macht deut-
lich, dass die Unterschei-
dung zwischen „guten“ 
Sachgrundbefr is tungen 
und „bösen“ sachgrundlo-
sen Befristungen nicht zu 
halten ist. Die Arbeitgeber 
entscheiden nach ihren Inte-
ressen über die Form der Be-
fristung. Dabei lassen sie sich 
von Überlegungen wie diesen 
leiten: Wie kann ich die Leu-
te am flexibelsten einsetzen? 
Wie werde ich sie am besten 
wieder los? Sachgrundlose Be-
fristungen gibt es tendenziell 
eher in Bereichen mit insgesamt 
geringeren Befristungsanteilen. 

Dagegen gibt es z. B. an Schulen fast nur Sachgrundbefris-
tungen. Die Motive der Arbeitgeber: Das erleichtert Ket-
tenbefristungen und ist auch politisch leichter zu vertreten. 
Dabei lässt sich für Schulen und Kitas relativ gut kalkulie-
ren, wie hoch der regelmäßige Vertretungsbedarf ist. Das 
wäre ein geeigneter Ansatzpunkt, um Befristungen gezielt 
zu  reduzieren. 

Gesa Bruno-Latocha, 
Referentin im GEW-Arbeitsbereich Tarif- und Beamtenpolitik 

*www.iab.de/185/section.aspx/Publikation/k151222v01

Viele Befristungen im Erzie-
hungs- und Bildungsbereich
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Wir sind es wert!
// Die Tarifkommission und der Koordinierungs-
vorstand der GEW haben am 17. Februar die 
Forderungen für die Tarifrunde Bund und Kommu-
nen 2016 beschlossen und am 18. Februar mit den 
anderen DGB-Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes, ver.di und GdP, abgestimmt. Hier das 
Ergebnis: //

Gehalt
•  Die Gehälter der Tarifbeschäftigten sollen um sechs Pro-

zent erhöht werden.
•  Die Auszubildenden sowie die Praktikantinnen und Prakti-

kanten sollen monatlich 100 Euro mehr bekommen. 
•  Die Laufzeit der Entgelterhöhung soll nicht länger als zwölf 

Monate sein.
•  Die Tarifergebnisse sollen zeit- und wirkungsgleich auf 

Beamtinnen und Beamte sowie die Versorgungsempfän-
gerinnen und -empfänger des Bundes übertragen wer-
den.

Auszubildende
•  Die Auszubildenden sollen nach erfolgreich abgeschlosse-

ner Ausbildung unbefristet im erlernten Beruf übernom-
men werden.

•  Die Dauer des Erholungsurlaubs soll für alle Auszubilden-
den sowie die Praktikantinnen und Praktikanten auf 30 Ar-
beitstage im Jahr festgelegt werden.  

•  Die Arbeitgeber sollen einen Beitrag leisten, um die Ausbil-
dungsqualität zu verbessern. 

Befristungen
Sachgrundlose Befristungen sollen ausgeschlossen werden.

Altersteilzeit 
Die Regelungen zur Altersteilzeitarbeit sollen über den 31. De-
zember 2016 hinaus verlängert werden. 
Die Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes lehnen jeden 
Eingriff in das Leistungsrecht der betrieblichen Altersversor-
gung (Zusatzversorgung) ab.  E&W
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Totgesparte leben länger
Wenige Monate nach dem Ende der Tarifauseinanderset-
zung über die Eingruppierung im Sozial- und Erziehungs-
dienst (SuE) der Kommunen beginnt in diesen Tagen die 
Tarifbewegung im gesamten öffentlichen Dienst der Kom-
munen und des Bundes. Es geht um die Erhöhung der Ent-
gelte der Beschäftigten, für die der Tarifvertrag für den 
öffentlichen Dienst (TVöD) gilt. Zwei Besonderheiten wer-
den diese Tarifrunde beeinflussen: Zum einen müssen die 
Beschäftigten des Sozial- und Erziehungsdienstes deutlich 
machen, dass die Entgelterhöhungen aus der Eingruppie-
rungsrunde 2015 der Aufwertung ihres Berufsfeldes dien-
ten. Diese Gehaltszuwächse dürfen nicht zu einer Reduzie-
rung der zu erkämpfenden allgemeinen Entgelterhöhung 
in 2016 führen. Zum anderen stehen die Tarifverhandlun-
gen natürlich auch unter dem Eindruck und dem Einfluss 
der Diskussionen über die nach Deutschland geflüchteten 
Menschen.
In einer langen und harten Auseinandersetzung haben sich 
die SuE-Beschäftigten einen weiteren Schritt zur Aufwer-
tung ihres Berufsfeldes erkämpft. Sogar ein vierwöchiger 
Erzwingungsstreik war erforderlich, um die kommunalen 
Arbeitgeber zu Zugeständnissen zu bewegen. Durchgesetzt 
werden konnten neben Höhergruppierungen insbesondere 
höhere Tabellenwerte für viele Tätigkeiten. Es widerspräche 
dem Aufwertungsgedanken, wenn die kommunalen Arbeit-
geber versuchen, dies in der allgemeinen Entgeltrunde zu 
kompensieren. Alle Beschäftigten aus diesem Bereich müs-
sen von Anfang an deutlich machen, dass das ein „No Go“ 
ist – auch mit entsprechenden Aktionen.
Die Situation der Geflüchteten, ihre Lage und Zahl wird in 
zweifacher Hinsicht Auswirkungen auf die Tarifrunde haben. 
In der öffentlichen und veröffentlichten Meinung wird zum 
einen die Erwartung geäußert werden, dass sich die Tarif-
parteien zügig einigen sollten. Staat und Gesellschaft hät-
ten schließlich andere Sorgen angesichts der Situation und 

der steigenden gesamtgesellschaftlichen Belastungen. Auch 
die öffentlichen Arbeitgeber werden diese Argumentation 
bedienen. Weil die öffentliche Stimmung für Tarifauseinan-
dersetzungen, insbesondere im öffentlichen Dienst, hohe 
Bedeutung hat, ist dies bei Anlage und Planung der Tarifbe-
wegung zu berücksichtigen. 
Die Zuwanderungssituation hat auf der anderen Seite aber 
auch zu einem öffentlichen Klima geführt, in dem vielen 
Menschen deutlich wird, dass ein funktionierender Staat 
mit ausreichendem und gut ausgebildetem Personal not-
wendig ist, um eine funktionierende Daseinsvorsorge für 
alle hier Lebenden zu gewährleisten. Unabhängig von ih-
rer Herkunft. Auch das aktuell nach wie vor großartige eh-
renamtliche Engagement kann staatliches Handeln nicht 
ersetzen. Wir erleben vielleicht den Beginn einer Renais-
sance des Staates. Totgesparte leben offensichtlich länger. 
Und das nach Jahrzehnten neoliberaler Kürzungspolitik bei 
den Staatsfinanzen und insbesondere beim Personal, das 
jetzt überall fehlt. 
Um die neuen sozialen und auch die bildungspolitischen 
Herausforderungen zu bewältigen, braucht der Staat einen 
funktionsfähigen und leistungsstarken öffentlichen Dienst. 
Die vor uns liegenden Aufgaben der Gewährleistung der 
sozialen Sicherheit und der Integration der Geflüchteten 
und Zugewanderten kann kein privates Unternehmen lö-
sen. Das wird nur der öffentliche Dienst schaffen. Aber 
dazu braucht er sofort mehr Personal – und dieses muss 
für die neuen Aufgaben qualifiziert werden. Vor allem aber 
muss es auch gut bezahlt werden. Gute Arbeit gibt es nicht 
zum Nulltarif. Und qualifizierten Nachwuchs erst recht 
nicht. All das kommt jedoch nicht von selbst. Dafür werden 
wir kämpfen müssen.

Andreas Gehrke, 
GEW-Vorstandsmitglied Tarif- und Beamtenpolitik
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Studien- und Erlebnisreisen im Frühjahr und Sommer 2016

FERNE WELTEN 
entdecken!

Es gelten die Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Veranstalters. Katalogbestellung sowie Beratung und Buchung zu diesen Reisen in Ihrem Reisebüro oder beim Veranstalter:

IKARUS TOURS GmbH ∙ Am Kaltenborn 49-51 . 61462 Königstein
Tel. 0800 - 46 36 452 (kostenfrei) ∙ Fax: 06174 - 2 29 52 . E-Mail: gew@ikarus.com ∙ www.ikarus.com

Große West- und Ostpreußen-Rundreise
11-Tage-Studienreise zu den kulturellen und landschaftlichen Höhepunkten 
des ehemaligen West- und Ostpreußens
Danzig – Marienburg – Frauenburg – Kadinen – Kaliningrad (Königsberg) –  
Kurische Nehrung – Svetlogorsk – Tilsit – Insterburg – Masuren

Große Sizilien-Rundreise
Zwei-Wochen-Studienreise auf der Mittelmeerinsel mit ihren  
hochkarätigen Kulturdenkmälern und einer einzigartigen Landschaftsszenerie
Palermo – Monreale – Segesta – Erice – Agrigent – Piazza Armerina –  
Ragusa – Syrakus – Taormina – Ätna – Lipari – Cefalù

Leistungen: 
• Linienflüge mit LUFTHANSA ab/bis Frankfurt  
 inkl. aller Steuern und Gebühren
• Übernachtungen in guten ***-****-Hotels  
 mit Frühstück und Abendessen
• Transfers, Besichtigungs- und Erlebnisreisenprogramm  
 inkl. Eintrittsgelder und Übernachtungssteuern
• Reisehandbuch nach Wahl
• Reiseleitung örtl. deutschspr.

Leistungen: 
• Linienflüge mit LUFTHANSA ab/bis Frankfurt  
 inkl. aller Steuern und Gebühren
• Übernachtungen in guten ***-****-Hotels  
 mit Frühstück und Abendessen
• Transfers, Besichtigungs- und  
 Erlebnisreisenprogramm inkl. Eintrittsgelder 
• Reisehandbuch nach Wahl
• Reiseleitung örtl. deutschspr.

Reisetermine und Preise je Pers. im DZ
603625-01 14.05.16-22.05.16 € 1.380,–
603625-02 18.06.16-26.06.16 € 1.380,–
603625-03 23.07.16-31.07.16 € 1.390,–
603625-04 17.09.16-25.09.16 € 1.380,–

Mehrpreis Tour B (5 Tage Georgien-Rundreise)  + €  580,–
Einzelzimmer-Zuschlag:  ab €	  260,–
Innerdt. Bahnanreise (Rail&Fly):  + €	  86,–
Mindestteilnehmerzahl:  10 Personen

Reisetermine und Preise je Pers. im DZ
603413-01 10.04.16-23.04.16 € 2.390,–
603413-02 24.04.16-07.05.16 € 2.390,–
603413-03 15.05.16-28.05.16 € 2.460,–
603413-04 11.09.16-24.09.16 € 2.550,–

Einzelzimmer-Zuschlag:  + €	  400,–
Innerdt. Bahnanreise (Rail&Fly):  + €	  86,–
Mindestteilnehmerzahl:  12 Personen

Reisetermine und Preise je Pers. im DZ 
603608-01 31.05.16-10.06.16 € 1.750,–
603608-02 12.07.16-22.07.16 € 1.750,–
603608-03 30.08.16-09.09.16 € 1.690,–

Einzelzimmer-Zuschlag:   + €  330,–
Innerdt. Bahnanreise (Rail&Fly):  + €	  40,–
Innerdt. Anschlussflüge mit LH
(an/ab München, Düsseldorf, Berlin und Hamburg)  + €	  70,–
Mindestteilnehmerzahl:  15 Personen

Weitere spannende Reisen im Frühjahr und Sommer 2016:
(Preise je Person im Doppelzimmer)

RUMÄNIEN KLASSISCH
603615-01 14.05.16-21.05.16 € 1.190,–
603615-02 18.06.16-25.05.16 € 1.190,–
603615-03 27.08.16-03.09.16 € 1.190,–
MEHRPREIS TOUR B (8 Tage Donaudelta):   + € 900,–

KOLUMBIEN-RUNDREISE
643507-03 14.05.16-01.06.16 € 3.990,–
643507-05 06.08.16-24.08.16 € 4.190,–

PRACHTVOLLES ST. PETERSBURG
604601-01 15.05.16-22.05.16 € 1.195,–
604601-02 19.06.16-26.06.16 € 1.395,–
604601-03 17.07.16-24.07.16 € 1.245,–
604601-04 14.08.16-21.08.16 € 1.245,–

GROSSE MONGOLEI-EXPEDITION
625017-02 26.06.16-14.07.16 € 3.750,–
625017-03 31.07.16-18.08.16 € 3.750,–

WANDERPARADIES LIPARISCHE INSELN
605425-01 13.05.16-20.05.16 € 1.480,– 
605425-02 17.06.16-24.06.16 € 1.480,– 
605425-03 09.09.16-16.09.16 € 1.480,– 

DAS BESTE CHINAS
633302-02 10.04.16-24.04.16 € 2.598,–
633302-03 08.05.16-22.05.16 € 2.798,–
633302-05 17.07.16-31.07.16 € 2.798,–

Durchführung der Touren
weitestgehend gesichert

Einzigartiges Armenien
9-tägige Erlebnisreise mit einem kultur-geschichtlichen Überblick über die Wiege  
des östlichen Christentums mit einzigartigen Klöster-, Tempel- und Kirchenbauten
Jerewan – Etschmiadsin – Garni – Geghard – Chor Virab – Noravank – Tatev –  
Sevan-See – Goschawank – Sanahin – Haghpat

LEISTUNGEN: 
• Linienflüge mit UKRAINE INTERNATIONAL ab/bis  
 versch. deut. Flughäfen inkl. Steuern und Gebühren
• Übernachtungen in guten ***- und ****-Hotels
 mit Halb- bzw. Vollpension und Weinprobe
• Transfers, Besichtigungs- und Erlebnisreisen- 
 programm inkl. Eintrittsgelder
• Reisehandbuch nach Wahl
• Reiseleitung örtl., deutschspr.



Respekt! Stoppt Sexismus!
Es ist ein trauriger Anlass, der Sexismus wieder auf die Tages-
ordnung gesetzt hat: die Silvesternacht in Köln und anderen 
Städten. Sie hat deutlich gemacht, dass Frauen im öffentli-
chen Raum vor körperlicher und sexualisierter Gewalt nicht 
sicher sind. Die Opfer hatten keine Chance, sich zu wehren. 
Sie waren den Angriffen junger Männer in Anwesenheit von 
Polizei und Sicherheitskräften schutzlos ausgeliefert. Diese 
Vorfälle sind schockierend. Nicht hinzunehmen. Und durch 
nichts zu rechtfertigen.
Sexuelle Gewalt im öffentlichen Raum wie in der Familie ist 
immer unentschuldbar. Gewalt macht stumm. Verletzt per-
sönliche Integrität. Gewalt ist nie privat. In der Debatte der 
vergangenen Wochen ging jedoch das eigentliche Thema 
verloren. Sexuelle Gewalt spielt offensichtlich nur dann ge-
sellschaftlich eine Rolle, wenn sie für politische Zwecke in-
strumentalisiert werden kann. Doch was wir jetzt gar nicht 
brauchen, ist eine rassistisch gefärbte Sexismus-Diskussion. 
Wer die Tätergruppe jener Nacht war, ist aber auch nicht 
egal. Wie mit den Männer- und Frauenrollen in bestimm-
ten Herkunftsländern der Zugewanderten umzugehen ist, 
muss diskutiert werden – aber ohne in fremdenfeindliche 
Diskurse zu fallen. Man darf den kulturellen und religiösen 
Hintergrund der Täter aber auch nicht ausblenden. Denn die 
Übergriffe in Köln wurden nicht von einzelnen, sondern von 
einer großen Männergruppe begangen, die dem gleichen 
Kulturkreis angehört. 
Was wir brauchen ist eine Kultur des Respekts vor Frauen. 
Sexismus und sexuelle Gewalt erfahren Frauen täglich, un-
abhängig vom religiösen, kulturellen, geografischen Hinter- 
grund oder der sozialen Herkunft der Opfer wie der Täter. 
Doch wir können Einstellungen in den Familien, bei jungen 
Frauen und Männern nur ändern, wenn wir verstehen, wie 
diese zustande kommen. Die Täter der Silvesternacht sind in 
erster Linie Männer, die, vermutlich organisiert, Frauen se-
xuell belästigt, bedrängt, vergewaltigt haben. Solche massi-

ven sexuellen Übergriffe sind auch vom Tahir-Platz in Kairo, 
aber auch aus Großstädten Indiens und Brasiliens bekannt. 
Es zeigt: Je patriarchaler eine Gesellschaft geprägt ist, desto 
mehr lernen Jungen schon früh, Mädchen seien nichts wert, 
und sie könnten sich daher „nehmen“, was sie wollten. Das 
ist ein universelles patriarchales Muster. Die Geschlechterhie-
rarchie ist je nach Religion und Kultur unterschiedlich stark 
ausgeprägt. Patriarchale Muster in den Familien sind aber 
kein Schicksal. Geschlechterrollen verändern sich auch in den 
Einwanderermilieus, wenn Integration gelingt. Dafür braucht 
es Bildung, Arbeit, Freundinnen und Freunde in der hiesigen 
Gesellschaft.
Fest steht: Sexuelle Gewalt ist eine Folge der Ungleichheit 
zwischen Männern und Frauen. Sexismus gehört auch in un-
serer Gesellschaft zum Alltag und bildet den Nährboden der 
Gewalt gegen Frauen. Den darf es in einer demokratischen 
Gesellschaft aber nicht geben. 
Unsere Aufgabe als Bildungsgewerkschafterinnen und -ge-
werkschafter ist es daher, ein Bewusstsein zu schaffen, dass 
sexuelle Belästigung und Gewalt nicht vorkommen dürfen. 
Wir alle müssen patriarchale Frauen- und Männerbilder 
scharf kritisieren und zurückweisen. Weder sexistische An-
züglichkeiten noch sexuelle Übergriffe dürfen wir dulden. 
Als Teil der Zivilgesellschaft sind wir mitverantwortlich, dass 
sich Frauen sowohl im privaten als auch im öffentlichen Raum 
angstfrei bewegen können.
Die Vorfälle in Köln und anderswo sowie die Reaktionen in 
den Medien unterstreichen die Notwendigkeit einer systema-
tischen geschlechterreflektierten Bildungsarbeit mit jungen 
Männern. Nicht nur, aber eben auch mit Geflüchteten und 
Migranten. Sexismus zu überwinden, bleibt eine Aufgabe der 
gesamten Gesellschaft. Deshalb: Respekt! Stoppt Sexismus!

Frauke Gützkow, 
Leiterin des GEW-Arbeitsbereichs Frauenpolitik
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anders als andere

Chancenorientierte 
Privatrente
Garantie und Renditechancen

Innovative Produkte für Ihre Alters vorsorge. 
Informieren Sie sich jetzt. (08 00) 8 88 00 82 00

www.debeka.de

Info

Debeka Lebens-

versicherungsverein a. G.

Lebensversicherer

Versichern und Bausparen
Traditioneller Partner 
des öffentlichen Dienstes

94x133_4c_HV_Chancenorientierte Privatrente.indd   1 11.12.2015   10:53:00

// „Die Ehre der Männer 
hängt vom Verhalten der 
Frauen, vor allem ihrem  
sexuellen ab“, sagt die Sozial-
demokratin Lale Akgün  
im E&W-Gespräch. //

E&W: Seit Januar wird darüber 
diskutiert, wer die Täter der sexu-
ellen Übergriffe in Köln und ande-
ren Städten waren. Nicht selten ist 
in dem Zusammenhang von „dem 
arabischen Mann“ die Rede oder 
auch von „dem Muslim“.
Lale Akgün: Solche Pauschalisie-
rungen sind ja nicht neu. Sie sind 
ebenso unpolitisch wie rassistisch. 
Keine Gruppe lässt sich über einen 
Kamm scheren; muss ich das er-
klären? Im Falle der Muslime – das 
wären in Deutschland rund zwei 
Millionen Männer – kommt hinzu: 
Eingemeindet werden sehr viele, 
die nicht muslimischen Glaubens 
sind, bloß weil sie aus einem Land 
kommen, in dem Muslime leben. 
E&W: Reden muss man aber über 
die Frage, wo und warum derart 
patriarchalische Muster entste-

hen, wie sie sich in Köln gewaltsam 
Bahn gebrochen haben.
Akgün: Unbedingt. Sie entstehen 
vor allem in sozial benachteiligten 
Milieus, in denen junge Menschen 
das Gefühl haben, nichts wert zu 
sein. Dort wird Männlichkeit häu-
fig mit Macht gleichgesetzt – wenn 
sie Männern nicht zuteil wird, nei-
gen viele dazu, sich andere Wege 
der Beachtung zu suchen. Ein be-
freundeter Lehrer hat es einmal so 
formuliert: „Wenn du sonst nichts 
mehr hast, hast du immer noch ei-
nen Schwanz!“
E&W: Hätten sich Ereignisse wie in 
der Silvesternacht auch in anderen 
sozial benachteiligten Milieus ab-
spielen können?
Akgün: Das ist Spekulation. Was 
wir aber wissen: Es gibt in den Ein-
wanderermilieus auch Familien mit 
klaren hierarchischen Strukturen: 
Die Älteren stehen über den Jünge-
ren, die Männer über den Frauen. 
Charakteristisch ist neben der Be-
deutung der Familie –  die sehr weit 
gefasst werden kann – das Konzept 
der Ehre: Die Ehre der Männer 
hängt vom Verhalten der Frauen, 
vor allem ihrem sexuellen ab. Ein 
besonders drastisches Beispiel für 
die Macht des Patriarchats ist der 
sogenannte Ehrenmord. Oder ha-
ben Sie je von einem Mann gehört, 
der umgebracht wurde, weil er die 
Ehre der Familie „beschmutzt“ ha-
ben soll? 
E&W: Der sogenannte Ehrenmord 
wird häufig religiös begründet. Zu 
Recht?
Akgün: Nein. Ich sehe das eher so, 
dass Patriarchat und Islam in einer 
unheiligen Symbiose leben. Die gilt 
es – endlich – aufzubrechen. 
E&W: Das müssen Sie erklären.
Akgün: In allen islamisch regier-
ten Ländern ist die Macht in der 
Hand von Männern, die den Ko-
ran so interpretieren, dass Frauen 
möglichst wenig Rechte haben. Sie 
nehmen die Religion in Haftung, 
um die Kontrolle zu behalten und 

Tabu Sexualität

Lale Akgün, promovierte Psycho-
login und Psychotherapeutin, saß 
von 2002 bis 2009 für die SPD 
im Bundestag. Akgün, Kölne-
rin mit türkischen Wurzeln, ist 
Mitgründerin der Muslimischen 
Gemeinde Rheinland und Autorin 
mehrerer Bücher.
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das Patriarchat zu legitimieren. Dazu 
gehört auch, dass im Namen der Religi-
on Sexualität tabuisiert wird und Män-
ner Frauen nicht als gleichberechtigt 
akzeptieren. Islamische Feministinnen 
fordern daher seit Jahren: „Nehmt den 
Männern den Koran weg!“ 
E&W: Die Publizistin Necla Kelek be-
hauptet, Frauenverachtung sei im Ko-
ran angelegt – und damit der Religion 
immanent.
Akgün: Für viele Menschen, nicht nur 
für Muslime, ist Religion etwas sehr 
Wichtiges. Ich glaube nicht, dass sich 
Haltungen verändern, wenn der Koran 
schlechtgeredet wird. Auch inhaltlich 
stimmt diese Behauptung nicht. Der Ko-
ran sagt vielmehr immer das, was derje-
nige, der ihn liest, versteht. 
E&W: In der Öffentlichkeit kommt das, 
insbesondere in aufgeregten Zeiten, so  
an: Der eine tritt mit drei Suren den 
 Beweis für Frauenfeindlichkeit an, die 
andere belegt mit drei anderen Suren 
das Gegenteil ...
Akgün: So ist das – auch Muslime 
finden im Koran für jede These eine 
passende Stelle. Und – vergessen wir 
nicht: Der Text ist ein Dokument des 7. 
Jahrhunderts; es gilt, ihn in die Gegen-
wart zu übertragen. Ich zum Beispiel 
habe als Anhängerin des Sufismus* 
ein eher abstraktes Verständnis vom 
Koran. Ich fühle mich auch nicht an 
die Scharia, das aus dem Koran ab-
geleitete Rechtssystem, gebunden. 
Diese ist in meinen Augen nicht nur 
frauenfeindlich – sie unterdrückt auch 
wie jedes religiöse Gesetz alle, die ein 
anderes oder gar kein Verhältnis zu 
Religion haben. 
E&W: Auch viele Maßnahmen einer 
rigiden Erziehung werden religiös be-
gründet. Darunter leiden vor allem 
Mädchen.
Akgün: Ja, den Mädchen wird gleichsam 
die Pistole auf die Brust gesetzt. Wenn 
es in der Familie heißt: „Entweder du 
verhältst dich so, oder du bist keine 
Muslimin“, wirkt das oft. Denn die meis-
ten jungen Frauen wollen Musliminnen 
sein. Dabei sollte das Bekenntnis zum 
Islam – wie zu jeder Religion – an eine 
Haltung geknüpft sein, nicht an ein Ver-
halten. 
E&W: Interessant ist, dass auch Müt-
ter versuchen, ihre Töchter mit Mitteln 

unter Druck zu setzen, unter denen sie 
selbst wohl gelitten haben dürften. 
Akgün: Psychologisch überrascht das 
nicht: Sie haben sich von traditionellen 
Rollenbildern, wie eine Frau zu sein hat, 
nie verabschiedet; also geben sie diese 
an ihre Kinder weiter. In der Psycholo-
gie nennen wir das „Überidentifizie-
rung mit dem Stärkeren“. Anstatt die 
weibliche Position zu stärken, wird die 
Sichtweise derer übernommen, die am 
längeren Hebel sitzen. Im Prinzip han-
delt es sich um eine Art freiwillige Un-
terwerfung. Mütter tragen ja auch dazu 
bei, dass sich die strikte Trennung der 
Geschlechterrollen zu einem pathologi-
schen Syndrom auswachsen kann: Frau-
en, die sich an religiöse Regeln halten, 
sind „Heilige“, wer sich widersetzt, wird 
schnell zur „Hure“. 
E&W: Das kennen wir wiederum aus 
dem Katholizismus.

Akgün: Da gibt es viele Parallelen. Al-
lerdings ist der Katholizismus über die 
Jahrhunderte stärker verweltlicht und – 
sagen wir es ruhig – domestiziert wor-
den. Man darf sich zum Beispiel über 
ihn lustig machen – nicht nur im Köl-
ner Karneval, bei dem die „Nonne“ mit 
nacktem Hintern ein beliebtes Kostüm 
ist. Können Sie sich das bei Muslimen 
vorstellen? 
E&W: Wie hat ein Mann zu sein? Ist an 
dem „Prinzen“, für den sich so mancher 
muslimische Junge hält, etwas dran?
Akgün: Wissen Sie, was ich glaube? In 
Gesellschaften, in denen Ehen häufig 
arrangiert werden, ist nicht der Ehe-
mann der Mann des Herzens, sondern 
der Sohn. Wer das „Ein und Alles“ der 
Mutter ist, der wird zum „Prinzen“. Das 
hat dann nicht selten zur Folge, dass die 
Mutter-Sohn-Beziehung sehr eng ist 
und der Sohn häufig freiwillig die Frau 
heiratet, die seine Mutter für ihn aus-
sucht. So dreht sich die Spirale traditio-
neller Rollenbilder weiter.
E&W: Haben Sie einen Tipp für Lehre-
rinnen, die von solchen „Prinzen“ ihre 
Autorität in Frage gestellt sehen?
Akgün: Solche Geschlechterrollen ge-
hen meist mit autoritären Erziehungs-
stilen einher. Ich fürchte, mit „Du, ich 
hätte gern, dass du dich so oder so 
benimmst“, kommt man nicht weiter. 
Eher, indem man sich auch mal als Leh-
rerin breitbeinig hinstellt und sagt: Ich 
bin hier die Chefin! Aber ich rate, kul-
turelle Differenzen im Unterricht nicht 
überzubewerten. Besser ist es klarzu-
machen, dass in der Schule für alle die 
gleichen Regeln gelten. Dazu gehört es, 
dass Männer und Frauen sich die Hand 
geben und dass auch Mädchen am 
Schwimmunterricht teilnehmen. 

Interview: Jeannette Goddar, 
freie Journalistin

*Sufismus ist eine Sammelbezeichnung 
für mystische Strömungen im Islam, mit 
asketischen Tendenzen und spirituellen 
Orientierungen.

„In allen islamisch regierten Ländern ist 
die Macht in der Hand von Männern, 
die den Koran so interpretieren, dass 
Frauen möglichst wenig Rechte haben. 
Sie nehmen den Koran in Haftung, um 
die Kontrolle zu behalten …“, kritisiert 
Lale Akgün.
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www.boundless-reisen.de
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// Es hat eine ganze Weile 
gedauert, bis sich die Auf-
regung legte: Die sexuellen 
Übergriffe auf Frauen in der 
Silvesternacht in Köln und 
anderen Städten wirkten 
verstörend. In der Folge 
entspann sich ein öffentli-
cher Diskurs, in dem nicht 
nur Frauen darum rangen, 
ob die ethnische Herkunft 
mutmaß licher Täter eine 
Rolle spielt. //

Die Debatte hat auch Feministin-
nen in zwei Lager gespalten. Auf 
der einen Seite: die feministi-
sche Zeitschrift „Emma“ mit ihrer 
Herausgeberin Alice Schwarzer. 
Auf der anderen: jüngere Femi-
nistinnen um die Aktivistin Anne 
Wizorek, die sich im Kurznach-
richtendienst Twitter unter dem 
Sammelbegriff #ausnahmslos for-
mierten und einen gleichnamigen 
Aufruf verfassten.
Schwarzer sah sich durch die Ge-
walt in Köln bestätigt. Schon zuvor 
hatte sie angesichts vieler Geflüch-
teter aus dem arabischen Raum in 
der „Emma“ gewarnt: „Deutsche 
Frauen machen sich Sorgen um 
die Frauen und Kinder unter den 

Flüchtlingen. Aber auch um sich 
selbst.“ Und befürchtete: „Unsere 
Gleichberechtigung ist in Gefahr, 
weil jetzt hunderttausende meist 
junger Männer in unser Land strö-
men.“ Nach den Kölner Ereignissen 

sprach Schwarzer von Eingewan-
derten, die „Krieg spielen“ und 
eine „Gang Bang Party“ veranstal-
tet hätten.
Das wiederum rief die Gegensei-
te auf den Plan. Durch die Fokus-
sierung auf Männer aus musli-
mischen Ländern schwimme die 
„Emma“ „unverhohlen und reflex-
haft im rechten Fahrwasser“, warf 
ihr der profeministische Autor 
Thomas Gesterkamp in der Wo-
chenzeitung „Freitag“ vor. Dieser 
Falle wollten die Unterzeichne-
rinnen des #ausnahmslos-Aufrufs 
entgehen: „Es ist für alle schäd-
lich, wenn feministische Anliegen 
von Populistinnen und Populisten 
instrumentalisiert werden, um 
gegen einzelne Bevölkerungsgrup-
pen zu hetzen, wie das aktuell in 
der Debatte um die Silvesternacht 
getan wird“, schreiben die Initi-
atorinnen. „Sexualisierte Gewalt 
darf nicht nur dann thematisiert 

Keine Panik, bitte!

Alice Schwarzer
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werden, wenn die Täter die vermeint-
lich ‚Anderen‘ sind.“
Damit waren die Positionen gesetzt. Es 
folgte eine intensive, eher polemisch ge-
führte Kontroverse über Rassismus und 
Frauenrechte: Den #ausnahmslos-Un-
terzeichnerinnen warfen ihre Kritikerin-
nen und Kritiker Naivität und Blindheit 
vor: Sie ignorierten das sehr traditio-
nelle Frauenbild vieler eingewanderter 
Muslime und verrieten damit letztlich 
die Frauen, die unter ihren Männern 
litten. „Falsche Toleranz“, nennt das die 
„Emma“-Herausgeberin. Die Gegenseite 
fand die Konzentration auf muslimische 
Männer schlicht „rassistisch“.

„Dammbruch“ befürchtet
Dass die Diskussion so aufgeregt ge-
führt wurde, liegt auch daran, dass die 
Gewalttaten der Kölner Silvesternacht 
eine Art „moral panic“ hervorgerufen 
haben: So nennt das die Soziologie, 
wenn durch ein Ereignis dunkle Ängste 
hervorbrechen und eine Art „Damm-
bruch“ befürchtet wird. Denn: Weil ein 
großes unbewusstes Angstreservoir an-
gestochen wurde, verlief die Debatte so 
panisch, als stünde, um bei den Kölner 
Geschehnissen zu bleiben, eine „Mas-
senvergewaltigung“ unmittelbar bevor. 

Dazu kam die schockierende Erfahrung, 
dass sich die einheimische Gesellschaft, 
die gerade noch ihre Willkommenskul-
tur gefeiert hatte, nun – statt mit dank-
baren Geretteten – mit gewalttätigen 
Straftätern konfrontiert sah. Damit ging 
aber ein wichtiges Moment der Diffe-
renzierung verloren: Schließlich müsste 
sich die Auseinandersetzung nicht kon-
trovers zugespitzt haben, wenn alle – 
einschließlich der Medien – erkannt 
hätten, dass hier zwei gesellschaftliche 
Trennlinien ineinander verschränkt 
sind: die zwischen Frauen und Män-
nern – und die zwischen In- und Aus-
ländern. „Intersektionalität“ heißt das 
Konzept, nach dem man sorgfältig bei-
de Trennlinien und die dazugehörigen 
Machtgefälle berücksichtigt und nicht 
eine ganz und gar in den Vordergrund 
rückt. Man muss konstatieren, dass in 
Köln und anderswo Männer Frauen se-
xuell angegriffen und belästigt haben. 
Ebenso ist festzuhalten, dass auch die 
Trennlinie zwischen In- und Ausländern 
eine Rolle in der Kontroverse spielt: Nur 
Ausländer sind pauschal als Straftäter 
gebrandmarkt worden – obwohl auch 
Inländer sexuelle Straftaten begehen. 
Es gibt also in der Debatte ein Sexismus- 
und ein Rassismus-Problem.

Folglich ist die patriarchale Sozialisation 
bestimmter gesellschaftlicher Gruppen 
(wie einiger Gruppen Zugewanderter) 
genauso in den Blick zu nehmen wie die 
Tatsache, dass nach der Silvesternacht 
nur Migranten und Flüchtlinge pauschal 
verurteilt wurden. Dass man aber bei-
de Perspektiven quasi addieren muss,  
anstatt sich für eine von ihnen zu ent-
scheiden, ist im deutschen Mainstream 
nur sehr vage angekommen.
Wenn sich die „moral panic“ gelegt hat, 
ist es nötig, dass beide Positionen sich 
wieder annähern, damit konkrete Maß-
nahmen initiiert werden können: das 
Sexualstrafrecht zu verschärfen, Opfer 
sexueller Gewalt zuverlässige Hilfe zu 
ermöglichen. Und auch der Forderung, 
dass nicht nur Einwanderer, sondern 
auch mancher „Ureinwohner“ sein 
Frauenbild überdenken sollte, können 
sich sicher beide feministischen „Lager“ 
anschließen.

Heide Oestreich, 
taz-Redakteurin

Mitdiskutieren
www.gew.de/
EundW

Hitzige Debatte um die Vorfälle in der Kölner Silvesternacht: „Es ist für alle schädlich, wenn feministische Anliegen von Populis-
tinnen und Populisten instrumentalisiert werden, um gegen einzelne Bevölkerungsgruppen zu hetzen …“, so die Verfasserinnen 
des #ausnahmslos-Aufrufs.
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// Sexismus gehört zum All-
tag in vielen Klassenzimmern. 
Nicht erst seit der Kölner Sil-
vesternacht. Ob geflüchtete 
oder hier aufgewachsene 
Schülerinnen und Schüler – 
die Schule ist mehr denn je 
gefordert, für Geschlechter-
bilder zu sensibilisieren und 
Strategien zur Prävention 
gegen sexuelle Gewalt zu 
entwickeln. //

Diese Nacht nimmt kein Ende. „Wa-
rum reden wir immer wieder über 
Silvester?“, fragt Mohamed. „Ich 
finde, wir müssen jetzt nach vorne 
gucken.“ Sein Mitschüler Ammar 
entgegnet: „Was in Köln passiert 
ist, darf nicht noch einmal passie-
ren. Deshalb müssen wir darüber 
reden.“ Und Tischnachbar Omar 
ergänzt empört: „So etwas geht 
nicht nur gegen deutsche Frauen. 
Es hätte auch meine Schwester 
sein können!“
Seit einem halben Jahr besuchen 
die 15 Jugendlichen aus Syrien, 
Armenien, Iran, Pakistan und Grie-
chenland die Vorbereitungsklasse 
des Regionalen Berufsbildungs-

zentrums Wirtschaft in Kiel. Sie 
sind zwischen 17 und 25 Jahre alt 
und hoffen auf ein neues Leben in 
Deutschland. Die meisten sind Ge-
flüchtete und keiner ist länger als 
zwei Jahre hier. Die jungen Männer 
spüren, dass sie seit der Silvester-
nacht unter öffentlicher Beobach-
tung stehen. „Die Deutschen sind 
anders als vorher, sie haben Angst 
vor uns“, sagt Ammar. Wie in vie-
len Vorbereitungsklassen sind auch 
hier die jungen Frauen zwar in der 
Minderheit, aber nicht in der De-
fensive. „Der Umgang der jungen 
Menschen untereinander, aber 
auch mit uns, ist sehr höflich und 
respektvoll“, sagt ihr Lehrer Oliver 
Zantow. Doch noch immer sind ih-
nen viele Einstellungen und Verhal-
tensweisen, auf die sie in Deutsch-
land treffen, fremd.
Um ihnen diese näherzubringen, 
hat Politiklehrer Thomas Werth vor 
einem Jahr das Projekt „Study-Bud-
dy“ ins Leben gerufen. Jeden der 
derzeit 50 Flüchtlinge im Berufs-
bildungszentrum hat er mit einer 
Mitschülerin oder einem Mitschü-
ler aus einem anderen Jahrgang 
zusammengebracht. „Wir möchten 

Frauenbilder

Vorbereitungsklasse des regionalen Berufsbildungszentrums Wirtschaft  
in Kiel: 15 Jugendliche aus Syrien, Pakistan, Griechenland, Armenien und 
dem Iran diskutieren über die Vorfälle der Silvesternacht in Köln: „Was in 
Köln passiert ist, darf nicht noch einmal passieren. Deshalb müssen wir 
darüber reden“, meint Ammar (rechts).
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die Flüchtlinge mehr in unseren Alltag 
integrieren“, erzählt der junge Päda-
goge. Es gehe darum, Begegnungen zu 
schaffen. „So werden die Jugendlichen 
sicherer in ihrem Verhalten gegenüber 
Menschen, die hier leben, und können 
sich über Dinge, die sie nicht verstehen, 
austauschen.“ Sie gehen zusammen 
spazieren, ins Kino oder treiben Sport. 
Regelmäßig lädt Werth alle Teams ins 
Schulcafé ein, um ein Thema gemein-
sam bei Kaffee, Tee und Keksen zu be-
arbeiten. Das letzte Treffen stand unter 
dem Motto „Gemeinsamkeiten erle-
ben – Unterschiede verstehen“. 
Eine Schlüsselsituation sei die Art der 
Begrüßung, so Werth. Wie viel Sexu-
alität in dieser ersten Kontaktaufnah-
me stecke, sei vielfach eine Quelle 
der Missverständnisse und individuell 
empfundener Grenzverletzungen. Die 
Mädchen und Jungen in seinen Grup-
pen spielten ihre jeweiligen Formen, 
sich zu begrüßen, nach – von einer Um-
armung mit Küssen bis zum Hand aufs 
Herz legen mit leicht vorgebeugtem 
Kopf. „Sie haben dabei erfahren, dass 
junge syrische Männer sich durch eine 
herzliche Umarmung einer Mitschülerin 
verunsichert fühlten, und dass ein tra-
ditionell geprägtes Mädchen aus dem 
arabischen Raum es vermeide, einem 
Mitschüler die Hand zu geben“, berich-
tet der Pädagoge.
„Die meisten Jugendlichen sind neugie-
rig, wie es bei uns zwischen Mann und 

Frau so läuft und wie man sich kennen-
lernen kann“, erzählt Raika Wiethe. Die 
Lehrerin für Deutsch als Zweitsprache 
(DaZ) arbeitet für das Institut für Qua-
litätsentwicklung an Schulen in Schles-
wig-Holstein. Sie gibt Fort- und Wei-
terbildungen in interkultureller Bildung 
und Erziehung. Für einen Austausch 
über das Geschlechterverhältnis biete 
Schule die besten Möglichkeiten. „Die 
Themen Gleichberechtigung und res-
pektvolle Umgangsformen sind ohne-
hin Teil der Demokratieerziehung“, sagt 
die Pädagogin. „Die ist genauso wichtig 
wie der Spracherwerb.“
Am überzeugendsten sei es jedoch, 
wenn Werte und Normen auch vor-
gelebt werden, so Wiethe. „Wenn 
Lehrkräfte in gemischten Teams unter-
richten, können sie zeigen, was eine 
gleichberechtigte Aufteilung der Auf-
gaben und Verantwortlichkeiten und 
ein respektvoller Umgang miteinander 
bedeuten.“ 

Sexualität thematisieren
Die Pädagogin begrüßt es, dass zuneh-
mend mehr Kollegen in reinen Män-
nerklassen Sexualität thematisierten 
und sich um Aufklärung bemühten. 
So nahm Janosch Freuding in seinem 
Deutschkurs in Berlin das Tafelbild, das 
eine nackte Frau zeigte, zum Anlass für 
„ein Gespräch ohne Tabus, vom Anato-
mischen zum rein Praktischen bis hinein 
in das intimste Gefühlsinnere von Mann 
und Frau“, schreibt er in einem Beitrag 
für das Webmagazin „Migazin“. 
In Vorbereitungsklassen für Flücht-
linge treffen Lehrkräfte nach eigenen 
Aussagen seltener auf Sexismus oder 
sexualisierte Gewalt. Dagegen prägten 
diese den Alltag in vielen Regelklassen. 
„Sexualisierte Übergriffe durch Gleich-
altrige sind für viele Jugendliche schon 
immer Normalität. Sie reichen von se-
xistischen Sprüchen in den Klassen über 
sexuelle Belästigung im Internet bis zu 
sexueller Gewalt im privaten Bereich“, 
berichtet Ursula Schele, Leiterin des 
Kieler Präventionsbüros Petze. Als Ursa-
che sieht Bernd Priebe, Leiter der Ham-
burger Beratungsstelle für sexuell über-
griffige Jugendliche „Wendepunkt“, 
das Aufwachsen in sehr patriarchalen 
Familienstrukturen an, „die stark von 
frauenfeindlichen, abwertenden Frau-

enbildern geprägt sind“. Solche Struk-
turen verortet er in benachteiligten so-
zialen Milieus: „Häufig spalten Jungen, 
die hier heranwachsen, das Frauenbild 
in eine ‚Heilige‘ und eine ‚Hure‘ auf: in 
Mädchen, mit denen sie Sex haben kön-
nen, und in die einer späteren Ehe- oder 
Beziehungspartnerin.“ 
In der öffentlichen Diskussion werden 
patriarchale Familienstrukturen mit ab-
wertenden Frauenbildern – gerade nach 
den Ereignissen in Köln – häufig auf den 
Islam zurückgeführt. Zum Beispiel von 
der Rechtsanwältin und Frauenrechtle-
rin Seyran Ates. Für sie stellt die strenge 
Auslegung des Koran eine große Hürde 
auf dem Weg zur Gleichberechtigung 
von Mann und Frau dar. „Sexualisierte 
Gewalt ist keineswegs nur ein Problem 
Jugendlicher aus Einwandererfamili-
en“, widerspricht Priebe. Nur etwa die 
Hälfte der Jugendlichen, die seine Bera-
tungsstelle betreut, sei nichtdeutscher 
Herkunft. 
Eine subtile Form des Sexismus beo-
bachtet Olaf Jantz von „mannigfaltig“, 
einem Institut für Jungenarbeit in Han-
nover, selbst bei Jungen aus bildungs-
nahen Milieus und erzählt ein Beispiel: 
Während Eltern sich juristisch mit der 
Lehrerin ihres Sohnes über dessen Be-
wertung stritten, habe dieser versucht, 
die Pädagogin durch anzügliche Blicke 
zu verunsichern. „Die Definitionsmacht 
über den weiblichen Körper hilft jun-
gen Männern, ihre Beschämung durch 
schlechte Noten zu verarbeiten“, deutet 
Jantz die Situation.
„Kolleginnen beschweren sich, sie fühl-
ten sich von einzelnen Jungen nicht 
ernst genommen. Einfach aufgrund 
ihres Geschlechts“, berichtet Hanne-
lore Gieseker, Abteilungsleiterin für 
die Klassen 5 und 6 an der Wilhelm-
Kraft-Gesamtschule in Haßlinghausen 
im Ruhrgebiet. In den Gesprächen mit 
ihren Schülern stößt auch sie immer 
wieder auf ein sehr traditionelles, patri-
archales Familien- und Frauenbild. Vie-
le, aber nicht alle, haben ausländische 
Wurzeln, so Gieseker. In einigen Fällen 
müsse sie ihre Autorität als stellvertre-
tende Schulleiterin nutzen, um den Jun-
gen zu verdeutlichen, dass sie auch mit 
weiblichen Lehrkräften zu kooperieren 
hätten. Trotz begleitender pädagogi-
scher Arbeit stelle sie fest, „dass sich 

Ammars Mitschüler Omar empört 
sich: „So etwas geht nicht nur gegen 
deutsche Frauen. Es hätte auch meine 
Schwester sein können.“ 
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die Jungen der Autorität zwar beugen, 
aber hinter unserem Rücken weiterma-
chen“. Bei Gesprächen mit den Eltern 
merke sie dann, dass diese das Verhal-
ten ihres Sohnes unterstützten oder 
sogar vorlebten. „Wenn die Eltern nicht 
mitziehen, ist unser Einfluss sehr ge-
ring“, konstatiert sie ernüchtert. „Aber 
immerhin erleben die Mädchen und 
Jungen an unserer Schule, dass es auch 
anders geht.“

Auf Grenzverletzungen achten
Auf jede sexistische Äußerung und Hand-
lung Jugendlicher einzugehen, hält auch 
Jens Tiedemann für notwendig. „Nur so 
kann ich zeigen, dass ich Grenzverletzun-
gen ernst nehme“, sagt der Schulleiter 
der Gewerbeschule Bautechnik in Ham-
burg. Wiederholt kam es in den reinen 
Männerklassen zu sexistischen Äuße-
rungen, etwa, wenn eine junge Frau am 
Fenster vorbeilief. Solche Vorfälle nimmt 
er dann zum Anlass, die Jungen nach den 
Gründen ihres Verhaltens zu fragen und 
über Geschlechterrollen und -bilder zu 
sprechen. „Was der Lehrplan vorgibt, um 
das Thema zu bearbeiten, reicht nicht 
aus, um an die patriarchalen Frauen- und 

Familienbilder der Jungen und Mädchen 
wirklich heranzukommen“, unterstreicht 
der Pädagoge. „Das schaffen wir nur 
über Beziehungsarbeit.“ Doch ein abwer-
tendes Frauenbild in den Köpfen junger 
Männer zu verändern, sei eine große He-
rausforderung, betont Priebe. „Denn das 
Frauenbild zu ändern, bedeutet, am eige-
nen, männlichen Selbstbild zu arbeiten.“ 
Doch auch von Lehrerinnen und Leh-
rern ist Selbstreflexion gefordert, so 
Beate Proll. Davor scheuten viele Kol-
leginnen und Kollegen zurück. Die Lei-
terin der Abteilung Beratung – Vielfalt, 
Gesundheit, Prävention am Hamburger 
Landesinstitut für Lehrerbildung und 
Schulentwicklung (LI) sieht viele Schu-
len in der Stadt für den Umgang mit se-
xualisierter Gewalt zwar gut aufgestellt. 
„Was jedoch fehlt, ist die Verankerung 
einer reflektierten Geschlechterpäda-
gogik“, konstatiert die Leiterin. Dabei 
gehe es um mehr als Tipps für den Um-
gang mit „schwierigen Jungen“. Voraus-
setzung sei, dass sich die Kollegin oder 
der Kollege bewusst sei, was sie selbst 
mit dem Frau- oder er mit dem Mann-
Sein verbindet. Denn um stereotype 
Geschlechterzuschreibungen zu durch-

brechen, brauche es auch theoretisches 
Wissen. „Die eigene Wahrnehmung ist 
häufig trügerisch“, so Proll. 
Allerdings: „Schule ist nicht erst jetzt 
grundsätzlich gefordert, eine geschlech-
terbewusste Bildung zu verwirklichen“, 
konstatiert Frauke Gützkow, Leiterin 
des Bereichs Frauenpolitik der GEW. 

Michaela Ludwig, 
freie Journalistin

Zum Weiterlesen:
Themenheft zu Geschlechterrollen: 
Fatma ist emanzipiert, Michael ein 
 Macho!? – Geschlechterrollen im 
 Wandel: Schule ohne Rassismus:
http://courageshop.schule-ohne- 
rassismus.org/publikationen/5/themen  
heft-fatma-ist-emanzipiert-michael- 
ein-macho
Zum Thema Jungenarbeit:
www.neue-wege-fuer-jungs.de
Projekt „Respekt! Stopp Rassismus“  
des Frauenreferats Frankfurt:
www.frankfurt.de/sixcms/ 
detail.php?id=2900&_ffmpar[_id_ 
inhalt]=28109598 

Eine Schlüsselsituation in den „Study 
Buddy“-Gruppen des Kieler Berufs-
bildungszentrums, in der sich junge 
Menschen besser kennenlernen 
sollen, ist die Art der Begrüßung. 
Wie viel Sexualität in dieser ersten 
Kontaktaufnahme steckt, ist vielfach 
eine Quelle der Missverständnisse 
und individuell empfundener Grenz-
verletzungen. 
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// Manfred Palm (57), Sonderschullehrer und Inklu-
sionskoordinator für die Grundschulen der Stadt 
Bielefeld, hat sich noch einmal für ein Studium ent-
schieden. An der Evangelischen Hochschule Darm-
stadt lernt er, wie sich Inklusion auch in komplexen 
Systemen verankern lässt. //

E&W: Herr Palm, wie fühlt es sich an, plötzlich wieder Schüler 
zu sein und zu lernen?
Manfred Palm: Lernen ist für mich nicht mit Schule, Aus-
bildung oder Studium abgeschlossen, sondern ein lebens-
langer Prozess. Und wenn ich einmal Interesse an einem 
Thema gefunden habe, tauche ich gern tief ein. Ich lerne 
jetzt ganz anders als bei meinem ersten Studium vor rund 
30 Jahren, achte zum Beispiel viel stärker darauf, was mich 
persönlich interessiert und wo es Querverbindungen zu 
meinem Beruf gibt. Deshalb genieße ich diese Studienzeit 
außerordentlich.
E&W: Was bringt die Fortbildung konkret für Ihren Beruf? 
Palm: Der berufliche Nutzen ist wichtig, stand für mich aber 
nicht im Vordergrund. Es ging mir vor allem darum, Inklusion 
in allen Facetten kennenzulernen und besser zu verstehen. 
E&W: Lehrerinnen und Lehrer klagen häufig, sie seien für in-
klusives Unterrichten nicht ausgebildet. War das für Sie auch 
ein Motiv?
Palm: Nein. Ich bin seit vier Jahren als Inklusionskoordinator 
tätig und habe dadurch viel Know-how erworben. Mir geht 
es vielmehr darum, inklusive Prozesse in einem größeren 
Rahmen zu durchdringen. Dabei hilft eine gute Mischung aus 
Theorie und Praxis. Zu Beginn haben wir uns sehr intensiv 
mit der UN-Behindertenrechtskonvention auseinanderge-

setzt, auch mit der UN-
Kinderrechtskonvention. 
Außerdem steckt viel So-
ziologie und Philosophie 
im Studium. 
E&W: Konnten Sie denn 
schon etwas konkret um- 
setzen bei Ihrer päda go-
gischen Arbeit?
Palm: Jeder muss wäh-
rend des Studiums ein in- 
klusionsorientiertes Pra-
xisprojekt entwickeln. 
Ich selbst prüfe bei mei-
ner Arbeit vor Ort, in 
welchen Bereichen die  
Teilhabe für Schülerinnen und Schüler am gemeinsamen  
Lernen noch nicht oder nur unzureichend verwirklicht ist. 
Denn ich weiß, dass sich Inklusion für bestimmte Gruppen 
auch zur Exklusion wandeln kann – etwa indem Kinder an  
andere Schulen geschickt werden, weil man im Unterricht 
mit ihnen nicht mehr klarkommt. 
E&W: Welche Kinder sind das?
Palm: Das sind zum Beispiel Schüler mit Schwerstbehinderun-
gen oder Mädchen und Jungen mit sogenanntem (auffälligen) 
herausfordernden Verhalten. In Bielefeld versuchen wir, die 
Lehrkräfte über ein Beratungszentrum so zu unterstützen, 
dass solche exklusiven Tendenzen abgebaut werden. 
E&W: Beraten Sie Lehrerinnen und Lehrer heute anders als 
vorher? 
Palm: Ja, definitiv! Ich höre genauer zu als früher und versuche, 
nicht dogmatisch aufzutreten. Außerdem kann ich jetzt besser 
einschätzen, welche Bedürfnisse und Probleme die Kollegin-
nen und Kollegen tatsächlich haben. Ich komme auch besser 
mit Lehrkräften und Eltern klar, die der Inklusion skeptisch ge-
genüberstehen oder sie ganz ablehnen und ein separierendes 
Schulsystem bevorzugen. Ich sehe das zwar komplett anders, 
aber es gelingt mir trotzdem, die Auseinandersetzung darüber 
konstruktiv zu führen. Ich frage heute viel mehr danach, wa-
rum Lehrende und Eltern Inklusion ablehnen. Nur wenn man 
das herausgefunden hat, findet man auch Lösungen.

Interview: Katja Irle, 
freie Journalistin

Weitere Informationen:
www.eh-darmstadt.de/studiengaenge/ 
systementwicklung-inklusion/

„Inklusion in allen Facetten 
kennenlernen“

Systementwicklung Inklusion
Der berufsbegleitende Master-Studiengang an der Evan-
gelischen Hochschule Darmstadt wird von der Max-Trae-
ger-Stiftung der GEW gefördert. Ziel ist, „Inklusion und 
Integration auf der Systemebene“ zu verankern. Dieser 
Ansatz unterscheidet sich nach Angaben der Hochschule 
von anderen Inklusions-Studiengängen in Deutschland. 
Zudem richtet sich das Angebot an Menschen aus unter-
schiedlichen Bereichen, etwa Bildung, Verwaltung, Ge-
sundheit oder Politik. 
Die Teilnehmenden lernen Steuerungsmethoden, um 
Inklusion in komplexen Organisationen umzusetzen. Das 
Studium dauert fünf Semester (63 Präsenztage in Block-
form). Der Master berechtigt zur Promotion und eröff-
net den Zugang zum höheren Dienst.  K.I.
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Elite-Projekt wird verlängert
// Zehn Jahre ist die Exzellenzinitiative mittlerweile 
alt. Hat das milliardenschwere Förderprogramm 
den Hochschulen geholfen? Ja, sagt eine Experten-
kommission und empfiehlt, das Programm fortzu-
setzen. Doch nicht nur Gewerkschafter bemängeln, 
Politik fördere die falschen Schwerpunkte. //

Im Juli ist es so weit. Dann wollen Bundeskanzlerin Angela 
Merkel (CDU) und die Ministerpräsidenten der Länder ent-
scheiden, wie es mit der Spitzenforschung weitergeht. Seit 
Ende Januar steht wohl fest: Das Elite-Projekt soll verlängert 
werden. „Mindestens im selben Umfang“ wie bisher sollten 
exzellente Forschungskonzepte gefördert werden, empfiehlt 
die Imboden-Kommission*, die den Erfolg der ersten zehn 
Förderjahre im Auftrag der Gemeinsamen Wissenschafts-
konferenz (GWK) von Bund und Ländern untersucht hat. „Die 
deutschen Universitäten sind auf dem Weg, aber das Ziel ist 
noch nicht erreicht“, stellt Kommissionsvorsitzender und Wis-
senschaftsmanager Dieter Imboden fest – das Ziel: mit inter-
nationalen Top-Unis auf Augenhöhe zu forschen.
Die dafür investierten 4,6 Milliarden Euro seien jedenfalls gut 
angelegt, findet Imboden. Er hatte sich schon zu Beginn der 
Evaluation im Herbst 2014 als Fan der Exzellenzinitiative ge-
outet. GEW-Vorstandsmitglied Andreas Keller kritisiert das: 
Die zentralen Ergebnisse der Empfehlungen, die „ExIni“ (Wis-
senschaftsjargon) fortzuführen, hätten wegen der Vorgaben 
von Bund und Ländern schon von Anfang an festgestanden. 
„Aus Sicht der GEW wäre es richtig gewesen, erst einen Weg 
zu finden, die Grundfinanzierung der Hochschulen – in der 
Fläche und auf Dauer – zu verbessern“, argumentiert Keller. 
Er verweist auf die Lockerung des Kooperationsverbots 2014, 
die dem Bund genau dafür die Möglichkeiten eröffnet habe. 
Auf dieser Grundlage könne man dann diskutieren, wie die 
Hochschulen durch Sonderprogramme gezielte Anreize für 
eine exzellente Forschung, Lehre und Nachwuchsförderung 
erhalten. „Leider läuft es jetzt genau umgekehrt“, ärgert sich 
der Hochschulexperte: „Bund und Ländern werden die Milli-
arden für die Grundfinanzierung fehlen, die jetzt für die För-
derung der Spitzenforschung an wenige Universitäten gebun-
den werden sollen.“

„Ellenbogensystem“
Kritik kam auch von studentischer Seite. „Das Lob der Sachver-
ständigen, die Stimmung des gnadenlosen Wettbewerbs habe 
auch auf die nicht geförderten Universitäten und Hochschulen 
gewirkt, sagt bereits alles“, so Marie Dücker, Vorstandsmit-
glied im studentischen Dachverband fzs. Dücker spottet über 
das „Ellenbogensystem der Universitäten untereinander“, das 
sich mit dem Exzellenz-Wettbewerb etabliert habe: „Die Ex-
zellenzinitiative schafft die Unterschiede, die sie zu messen 
vorgibt.“ Dabei bestreiten auch Kritiker nicht, dass der Wett-
bewerb um die Forschungsmilliarden Bewegung in die Unis 
gebracht hat – nur eben, wie sie sagen, unter anderem auf 

Kosten der Lehre. Als Blaupause für Bund und Länder zur Fort-
setzung des Programms, das 2017 ausläuft – ein neues soll sich 
bis 2028 anschließen –, tauge der Bericht der Imboden-Kom-
mission deshalb nicht, bemängelt Keller: „Eigentlich wäre es 
notwendig, das Konzept der Exzellenzinitiative grundsätzlich 
in Frage zu stellen.“ Sollte sich die Politik dafür entscheiden, 
sie weiterzuführen, komme es auf zweierlei an: eine nachhalti-
ge Förderung und eine Finanzierung auf Dauer. „Wenn für fünf 
oder auch sieben oder acht Jahre Milliarden Euro ins Wissen-
schaftssystem gepumpt werden, die danach wieder wegfallen, 
wären noch mehr Zeitverträge für Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler die Folge“, warnt der Gewerkschafter. „Wir 
brauchen aber faire Beschäftigungsbedingungen, verlässliche 
Karrierewege und mehr Kontinuität in Forschung und Lehre. 
Gefördert werden sollten daher nur Hochschulen, die  ent-
sprechende Personalentwicklungs- und Gleichstellungskon-
zepte haben, die sie dann auch tatsächlich umsetzen.“ Und 
noch eine weitere Gefahr bestehe: Man dürfe die „ExIni“ nicht 
dazu missbrauchen, um Selbstverwaltungs- und Mitbestim-
mungsstrukturen abzubauen, wie einige Politikerstatements 
vermuten lassen. Klar ist: Bis zum Sommer, wenn die Minister-
präsidenten über die nächsten zehn Jahre Exzellenzinitiative 
und damit über voraussichtlich weitere rund fünf Milliarden 
Euro entscheiden, wird es noch heftige Debatten darum ge-
ben, wie der neue Wettbewerb ausgestaltet wird.

Armin Himmelrath, 
freier Wissenschaftsjournalist

*www.bmbf.de/de/exzellenzinitiative-bund-und- 
laender-nehmen-bericht-entgegen-2402.html

Bundesforschungsministerin Johanna Wanka (CDU) und der 
Schweizer Wissenschaftsmanager Dieter Imboden: Exzellenz-
initiative ist erfolgreich.
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// „Wir müssen uns mit den 
sozialen Ursachen der Mobilisie-
rungserfolge von AfD und Pegida 
auseinandersetzen“, fordert  
der Soziologe Matthias Quent. 
Quent ist einer der Autoren der 
aktuellen Studie „Gefährdungen 
der demokratischen Kultur in 
Thüringen“*. //

E&W: Herr Quent, die „Alternative 
für Deutschland“ (AfD) liegt aktuell in 
bundesweiten Umfragen bei zwölf Pro-
zent – vor einem Jahr schien die Partei 
noch an internen Querelen zu zerbre-
chen. Wie ist ihr dieser enorme Sprung 
gelungen?
Matthias Quent: Gegründet hat sich die 
AfD 2013 als populistische Anti-Euro-
Partei in der Finanzmarktkrise. Nach der 
Spaltung auf dem Parteitag 2015 in Es-
sen profitiert sie von der aufgeheizten 
Diskussion um Flüchtlinge: Fast alle öf-
fentlichen Aussagen von AfD-Vertrete-
rinnen und Vertretern beziehen sich da-
rauf. Die AfD ist eine partikularistische 
Krisenpartei. Sie profitiert vor allem von 
den Verunsicherungen in Teilen der Be-
völkerung, indem sie einfache Lösungen 
anbietet und ebenso einfache Sünden-
böcke liefert: Europa, Geflüchtete, „die 
Lügenpresse“. 
Die Angst vieler Menschen, selbst etwas 
abgeben zu müssen an die, die nichts 
haben, treibt derzeit viele in rassisti-
sche Bewegungen und Parteien. Diese 
Abgrenzung nach „unten“ und nach 
„außen“ forcieren rechte Meinungsfüh-
rer und Funktionseliten der AfD unge-
hemmt und offen rassistisch zum eige-
nen Vorteil. Sie sagen ihren Anhängern 
nur das, was diese auch hören wollen, 
damit verängstigte Menschen die eige-
nen Vorurteile und Egoismen politisch 
bestätigt sehen. 
E&W: Wer sind die zwölf Prozent, die 
aktuell AfD wählen wollen? 
Quent: Alle Parteien verlieren poten-
zielle Wähler an die AfD. Ihre Anhänger-

schaft entspricht denjenigen sozialen 
Gruppen, die seit langem für ihre Affi-
nität zu rechtsextremen Einstellungen 
und Parteien bekannt sind: Weiße kon-
fessionslose Männer, die meinen, nicht 
zu bekommen, was ihnen als Deutsche 
zustünde – das macht im Schnitt die 
AfD-Sympathisanten aus. Nach einer 
Studie von Emnid** würden nur zwei 
Prozent der wahlberechtigten Frauen 
die AfD wählen, aber 17 Prozent der 
Männer. Erhebungen von Forsa*** zu-
folge ist die Partei vor allem bei Wäh-
lern zwischen 30 und 60 Jahren erfolg-
reich. 
E&W: Sie haben gerade mit dem Kom-
petenzzentrum der Universität Jena 
eine Studie zur AfD in Thüringen ver-
öffentlicht. Was sind Ihre zentralen Be-
funde? 
Quent: Mit dem wachsenden Einfluss 
von Björn Höcke, dem AfD-Fraktions-
vorsitzenden im Thüringer Landtag und 
beurlaubten hessischen Oberstudien-
rat, haben im Thüringer Landesverband 
eindeutig die politischen Konzepte des 
völkisch-nationalistischen Rechtsextre-
mismus die Diskurshoheit übernom-
men. Das zeigt sich vor allem in dem 
völkischen Rassismus der Partei, die 
sich – daraus abgeleitet – gegenüber 
jeglicher Integration von Migranten 
verweigert. 
E&W: Wird es der AfD gelingen, einen 
gesellschaftlichen Rechtsruck herbeizu-
führen?
Quent: Ein Teil der Gesellschaft ist be-
reits deutlich nach rechts gerutscht. Die 
AfD bildet im politischen Raum das ab, 
was zahlreiche Wahlstudien seit Jahr-
zehnten offenlegen: Bei etwa einem 
Zehntel der Gesellschaft verdichten sich 
zunehmend rassistische und rechtsex-
treme Einstellungen. Den etablierten 
Parteien fällt es derzeit nicht leicht, die-
se Bevölkerungsgruppen entweder zu 
integrieren oder politisch zu isolieren. 
Ob die Gesellschaft durch diese Polari-
sierung langfristig wirklich nach rechts 

driftet, hängt weniger von der AfD als 
vielmehr davon ab, wie die restlichen 
90 Prozent und die anderen Parteien 
reagieren. Statt AfD und Pegida als „be-
sorgte Bürger“ zu verharmlosen und 
sich die eigene politische Agenda von 
ihnen mitdiktieren zu lassen, braucht es 
klare Gegenpositionen. Dann wird sich 
die Demokratie auch als stark genug er-
weisen, diese rechtsextremen Tenden-
zen auszuhalten – und unsere demokra-
tischen Grundwerte zu schützen und zu 
bewahren. 
E&W: Vor allem in Ostdeutschland 
scheinen viele Pegida- und AfD-An-
hänger davon überzeugt zu sein, dass 
sie nur – ähnlich wie 1989/90 beim Fall 
der Mauer – lange und ausdauernd ge-
nug auf die Straßen gehen müssten, um 
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) 
zum Rücktritt zu zwingen. Was prognos-
tizieren Sie für den Fall, dass sich dies 
nicht erfüllt?
Quent: Vermutlich werden die Straßen-
proteste vor allem mit Beginn der wär-
meren Jahreszeit wieder zunehmen, 
sich insbesondere junge Rechte weiter 
radikalisieren und in einem noch grö-
ßeren Maße als ohnehin schon Gewalt-
taten verüben. Die Gefahr eines neuen 
Rechtsterrorismus ist ebenso groß. 
Andere gesellschaftliche Gruppen wer-
den sich von der AfD parlamentarisch 

„Es braucht klare 
Gegenpositionen“

Matthias Quent arbeitet u. a. im „Kom-
petenzzentrum Rechtsextremismus“ an 
der Friedrich-Schiller-Universität Jena.
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vertreten fühlen und sich für die Par-
tei engagieren. Je nachdem, ob deren 
Mitglieder akzeptieren, dass sie einen 
Teil der Bevölkerung repräsentieren, 
aber eben nicht – wie behauptet – „das 
Volk“, wird sich zeigen, wie es mit der 
Selbstinszenierung der AfD in den Mü-
hen parlamentarischer Ebenen weiter-
geht. 
E&W: In vielen europäischen Nach-
barstaaten haben sich extrem rechte 
Parteien fest etabliert. In Deutschland 
scheiterten Parteineugründungen rechts 
von CDU/CSU nach regionalen Erfolgen 
jedoch recht schnell. Hat die AfD das 
Potenzial, zum deutschen „Front Natio-
nal“ (FN) zu werden?
Quent: Ja, das ist ein realistisches Sze-
nario. Programmatisch haben AfD und 
FN in Frankreich viel gemeinsam. Aller-
dings hat der FN eine lange Tradition, 
zudem sind die Voraussetzungen für 
rechtsextreme Wahlerfolge in Frank-
reich zumindest derzeit noch besser als 
hierzulande, vor allem durch ökonomi-
sche Schwächen, aber auch durch die 
konkrete Betroffenheit durch islamisti-
sche Terroranschläge.
E&W: SPD-Chef Sigmar Gabriel hatte  
gefordert, die AfD solle vom Verfas-
sungsschutz beobachtet werden. Ist 
diese Partei derart rechtsextrem, dass  
sie in die Zuständigkeit des Verfassungs- 
schutzes fällt? 
Quent: Ein Teil der Bevölkerung hat 
sich vom demokratischen Gleichheits-

postulat entfernt – über Ursachen und 
Auswege müssen wir in der Gesellschaft 
offen streiten. Doch nachrichtendienst-
liche Mittel sind ein Eingriff in demo-
kratische Grundrechte und sollten erst 
eingesetzt werden, um schwere Ge-
walttaten zu verhindern. Ich sehe aber 
keinen Hinweis dafür, dass in der AfD 
Gewalttaten vorbereitet würden. Inner-
halb der Partei werden zwar Positionen 
vertreten, die den Menschenrechten 
und dem Grundgesetz zuwiderlaufen 
und die Gewalt billigen. Das ist mit den 
Grundwerten der Verfassung nicht zu 
vereinbaren. Gleichwohl gehört es zum 
hohen Gut der Meinungsfreiheit, auch 
fundamentaloppositionelle, menschen-
feindliche und idiotische Dinge sagen zu 
dürfen. 
E&W: Was raten Sie der Zivilgesellschaft 
im Umgang mit der AfD und extrem 
rechten Bewegungen wie Pegida?
Quent: Die Kritik an gesellschaftlichen 
Ungerechtigkeiten nicht jenen zu über-
lassen, die zum eigenen Vorteil und 
auf Kosten Schwächerer nach Sün-
denböcken suchen. Wir müssen uns 
mit den sozialen Ursachen der Mobi-
lisierungserfolge von AfD und Pegida 
auseinandersetzen. 79 Prozent der 
AfD-Anhänger kritisieren eine hohe 
Ungerechtigkeit in Deutschland – was 
auch immer sie darunter verstehen. 
Objektive Gründe, Ungerechtigkeit an-
zuprangern, gibt es genug: Erst im Janu-
ar zeigte die jüngste Oxfam-Studie****, 

wie gewaltig die soziale Ungleichheit 
hierzulande ist. Gerade aus den kon-
kreten Erfahrungen in der Arbeit mit 
Geflüchteten und ihrer Unterstützung 
könnten wichtige Impulse kommen, um 
die Frage zu diskutieren: In welcher Ge-
sellschaft wollen wir eigentlich leben? 
Wichtig ist: mit Selbstbewusstsein die 
eigenen Positionen und Werte zu ver-
treten und in die eigene Wirkungskraft 
zu vertrauen.  

Interview: Heike Kleffner, 
freie Journalistin

*„Gefährdungen der demokratischen 
Kultur in Thüringen“ unter:
http://denkbunt-thueringen.de/
wp-content/uploads/2016/02/
Gef%C3%A4hrdungsanalyse.pdf
**Emnid-Umfrage:
www.zeit.de/politik/deutschland/ 
2016-01/afd-pediga-warum-wenig-
frauen-mitmachen
***Forsa-Befragung:
www.wahlrecht.de/umfragen/forsa.htm
www.stern.de/politik/deutschland/
forsa-chef-guellner--afd-hat-mit-10- 
prozent--schallmauer--erreicht- 
6679478.html
****Die Oxfam-Studie: 1/2015 
„Ein Wirtschaftssystem für die  
Superreichen“ finden Sie unter:
www.oxfam.de/system/files/20160118-
wirtschaftssystem-superreiche.pdf
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// Befristet beschäftigt und 
zeitweise ohne Job: Laut Bun-
desagentur für Arbeit (BA) steigt 
in den Sommerferien die Zahl 
arbeitsloser Lehrkräfte. Für die 
GEW Anlass zu scharfer Kritik. //

Referendariat, einige Jahre im Ausland, 
dann zurück ins heimische Baden-
Württemberg – doch dort gab es für 
die inzwischen 39 Jahre alte Grund- und 
Hauptschullehrerin, die namentlich 
nicht genannt werden will, nur einen 
befristeten Vertrag. Die Arbeit mit ih-
rer Inklusionsklasse laufe bestens, be-
richtet die Pädagogin, nur eines mache 
ihr Sorgen: „Keiner kann mir sagen, 
ob ich die Klasse auch im kommenden 
Schuljahr weiterführen darf.“ Die Zitter-
partie endet erst wenige Tage vor den 
Sommerferien: Ja, es gibt einen neuen 
Vertrag – allerdings erst im Herbst und 
erneut befristet. Für die sechs Wochen 
Ferienzeit ist die Frau ohne Job, ohne 
Verdienst. Kein Einzelfall: Über 2 000 
Lehrerinnen und Lehrer meldeten sich 
2015 allein in Baden-Württemberg in  

den Ferienwochen zusätzlich arbeitslos, 
teilt die BA in einer Studie* mit – die 
GEW spricht sogar von knapp 3 000 Be-
troffenen: „Längst nicht alle melden sich 
beim Arbeitsamt“, sagt der Geschäfts-
führer der GEW Baden-Württemberg, 
Matthias Schneider. Für die Bundes-
agentur ist die saisonale Arbeitslosig-
keit seit Jahren ein Ärgernis. Die kriti-
siert: „Es ist nicht Aufgabe der BA, die 
Sozialkosten der Länder zu tragen“, so 
Ansgar Klinger, GEW-Vorstandsmitglied 
für Berufliche Bildung und Weiterbil-
dung. Man könne „fast von einem Miss-
brauch der Sozialkassen“ sprechen.

Ausmaß nimmt zu
Trotz öffentlicher Kritik „nimmt das Aus-
maß tendenziell seit 2010 zu“, stellt die 
BA fest. So gab es im vergangenen Jahr 
rund 7 000 Pädagoginnen und Pädago-
gen, die sich zusätzlich zur normalen 
Fluktuation zu Ferienbeginn arbeitslos 
gemeldet hatten. 2014 waren es nach 
Angaben der Agentur 6 300 Lehrkräfte, 
2012 rund 5 500. Betroffen sind häu-
fig Referendarinnen und Referendare. 

Aber auch erfahrene Lehrkräfte han-
geln sich mit Fristverträgen, die pünkt-
lich zu Beginn der Schulferien enden, 
von Jahr zu Jahr. Aktueller Spitzenrei-
ter ist mit deutlichem Abstand Baden-
Württemberg, gefolgt von Hessen. Hier 
haben sich im vergangenen Sommer 
zusätzlich 1 000 Lehrkräfte arbeitslos 
gemeldet. 
„Teilweise erklärt sich das schlicht mit 
der Größe der Länder und damit der 
Zahl an Lehrkräften insgesamt“, so 
Schneider. Doch der Jahresvergleich 
zeigt deutliche Unterschiede zwi-
schen Unterrichtszeiten und Ferien: 
So liegt die Lehrerarbeitslosigkeit in 
Baden-Württemberg während der Un-
terrichtsmonate praktisch bei Null. Im 
Juli springt der Wert schlagartig nach 
oben – Jahr für Jahr. Ähnlich groß fal-
len die Unterschiede zwischen Unter-
richts- und Ferienzeit in Rheinland-Pfalz 
oder Hessen aus. Auf der anderen Seite 
stehen die ostdeutschen Bundesländer 
einschließlich Berlin: In Mecklenburg-
Vorpommern etwa gibt es zwar ins-
gesamt weniger Lehrkräfte, das allein 

Alle Jahre wieder arbeitslos

7 000 arbeitslose Lehrkräfte zusätzlich in den Sommerferien 2015
Zusätzliche Zugänge arbeitslos gemeldeter Lehrkräfte in den Sommerferienmonaten (Juli und August bzw. August und 
 September) gegenüber den vergleichbaren monatsüblichen Zugängen (von September bis Juni bzw. Oktober bis Juli) 2015

Datenquelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit
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 „Jeder hat das Recht auf Bildung...“     
Artikel 26 (1) Allgemeine Erklärung der Menschenrechte

World University Service - Deutsches Komitee e.V. 
Tel: 0611/446648 * info@wusgermany.de * 
w w w. w u s g e r m a n y. d e

Wer wir sind
World University Service (WUS) ist eine 1920 gegründete internationale, 
politisch und konfessionell nicht gebundene Organisation von 
Studierenden, Lehrenden und Mitarbeitenden im Bildungssektor. 
WUS-Deutschland ist eines von weltweit über 50 Komitees, die sich 
gemeinsam für das Menschenrecht auf Bildung einsetzen.

Studierende aus Afrika, Asien und Lateinamerika
WUS unterstützt ausländische Studierende durch: 
• Lobbyarbeit zur Verbesserung der Rahmenbedingungen   
• berufliche Orientierung und Reintegration in ihren Herkunftsländern
• STUBE – das Studienbegleitprogramm für Studierende aus Afrika, 
Asien und Lateinamerika in Hessen
• das Portal Hessische Hochschulen im Nord-Süd-Kontext

Globales Lernen und Portale
Förderung des Globalen Lernens und Bildung für nachhaltige 
Entwicklung (BNE) durch:
• die Informationsstelle Bildungsauftrag Nord-Süd im Bereich der 
Vernetzung und Vermittlung von Informationen
• das Portal Globales Lernen der Eine Welt Internet Konferenz 
(EWIK) beim WUS: kostenfreie Unterrichtsmaterialien und aktuelle 
Aktionen und Veranstaltungen aus dem Bereich Globales Lernen
• das Portal Deutsche Länder in der Entwicklungspolitik im Auftrag 
der 16 Deutschen Länder

erklärt jedoch nicht, warum sich 
zu Beginn der Sommerferien dort 
nur einige wenige – 100 waren es 
in 2015 – neu bei der BA arbeits-
los meldeten. In Berlin gab es im 
vergangenen Sommer gegenüber 
2014 sogar einen Rückgang ar-
beitsloser Lehrkräfte. Das schaffte 
in einem westlichen Flächenland 
im vergangenen Jahr einzig Schles-
wig-Holstein: Hier waren lediglich 
140 Lehrkräfte zusätzlich arbeits-
los, 70 weniger als im Vorjahr. 
„Das hat sicher auch damit zu tun, 
dass wir bei dem Thema öffentli-
chen Druck gemacht haben“, un-
terstreicht Astrid Henke, Vorsitzen-
de der GEW Schleswig-Holstein. Im 
Sommer 2013 befasste sich der 
Kieler Landtag mit dem Problem 
der Saisonarbeitslosigkeit. Aus-
löser waren Lehrkräfte, die Hartz 
IV beantragen mussten, weil sie 
nicht zwölf Monate Arbeitslo-
sengeld eingezahlt hatten. In der 
Parlamentsdebatte fasste Anke 
Erdmann von den mitregierenden 
Grünen knapp zusammen: „Befris-
tete Arbeitsverträge an Schulen 
sind dumm. So einfach ist das.“ Al-
lerdings wies Kai Vogel (SPD) darauf 
hin, dass eine Stelle nicht doppelt 
besetzt sein könne, „wir müssten 
sonst Herzinfarkte beim Landes-
rechnungshof in Kauf nehmen“. So 
müsse ein Vertretungslehrer seine 
Stelle aufgeben, wenn der Inhaber 
zurückkomme – und das passiere 
fast immer mit Ferienbeginn oder 
-ende. Vogel verurteilte allerdings 
die Praxis, eine Lehrkraft bis zum 
letzten Arbeitstag zu beschäftigen 
und diese dann nach sechs Wo-
chen auf die gleiche Stelle zurück-
zuholen.
Hier setzt das SPD-geführte Kieler 
Bildungsministerium an: Es defi-
niert einen bereits bestehenden 
Vertretungsfonds neu, so dass 
Mittel „als Basis für unbefristete 
Einstellungen genutzt werden dür-
fen“, so Ministeriumssprecher Tho-
mas Schunck. Ein Teil der Vertre-
tungslehrkräfte könne daher nach 
etwa zwei Jahren auf eine Planstel-
le wechseln. „Wir unternehmen 
erhebliche Anstrengungen, mög-

lichst vielen befristet beschäftigten 
Lehrkräften eine dauerhafte Pers-
pektive im Schuldienst des Landes 
zu eröffnen“, so Schunck.
Auch in Baden-Württemberg pro-
testiert die GEW lautstark, nur fand 
der entscheidende Durchbruch hier 
noch nicht statt. Kettenverträge, je-
weils befristet vom ersten bis zum 
letzten Schultag bleiben gängige 
Praxis: „Die Laufzeit ist längst auf 
die Unterrichtszeit des Schuljahres 
ausgelegt“, hieß es 2000 auf eine 
„Kleine Anfrage“ der damals op-
positionellen Grünen zu den Frist-
verträgen. Im Herbst 2015 – unter 
der grün-roten Landesregierung – 
lehnte der Petitionsausschuss des 
Landtags den Wunsch einer Leh-
rerin ab, nahtlos weiterbeschäftigt 
zu werden. „Die Durchzahlung der 
Sommerferien kann nicht angebo-
ten werden“, heißt es in der offiziel-
len Antwort. Diese Praxis sei „allge-
mein üblich“.
Um die hohe Saisonarbeitslosigkeit 
zu erklären, verweist  Ministeriums-
sprecher Benjamin Godde auf die 
Größe und Attraktivität seines Lan-
des: „Vielleicht bewerben sich viele 
Lehrkräfte aus anderen Bundeslän-
dern?“ Und ja: Die Kettenverträge 
gebe es – aber auch „intensive Be-
mühungen, das zu ändern“. Aller-
dings habe das Kultusministerium 
unter Andreas Stoch (SPD) in den 
vergangenen Jahren „viele andere 
Reformen und die Haushaltskon-
solidierung“ bewältigen müssen. 
Immerhin: Für die kommende Le-
gislaturperiode haben CDU, Grüne 
und SPD in ihren Wahlprogram-
men versprochen, Pädagoginnen 
und Pädagogen nicht mehr in die 
Arbeitslosigkeit zu schicken. „Wir 
werden die Politik beim Wort neh-
men“, sagt Schneider. 

Esther Geißlinger, 
freie Journalistin

*BA-Studie unter: http://statistik.
arbeitsagentur.de/Navigation/
Statistik/Arbeitsmarktberichte/
Branchen-Berufe/Branchen- 
Berufe-Nav.html
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// Beinharte Konkurrenz zwi-
schen den Trägern der Offenen 
Ganztagsschulen (OGS) ist Alltag 
in vielen Städten. Das erschwert 
den Kampf der Beschäftigten 
gegen Lohndumping und Zwangs-
teilzeit. Mit diesem Thema setzt 
E&W die im vergangenen Jahr 
gestartete Serie „Prekäre Arbeit“ 
fort. Im Zentrum der Diskussion 
stehen sowohl Arbeitsbedingun-
gen als auch Formen der Zusam-
menarbeit: Beispiel Ganztags-
schulen in Nordrhein-Westfalen 
(NRW). //

14.15 Uhr. In der „Hasen-Gruppe“ geht 
es hektisch zu. „Bitte nicht mehr rum-
springen!“, ruft Gruppenleiterin Ute 
Rump. „Es muss noch aufgeräumt wer-
den.“ Charline und Kimberly* drängeln 
sich am Waschbecken zum Zähneput-
zen. Und wo sind die Hausschuhe von 
Abdullah? Rump sorgt für geregelte 
Abläufe, beantwortet Kinderfragen und 
wischt zwischendurch Tische feucht 
ab. Zuvor, von 12.45 Uhr bis 13.30 Uhr 
in der „Lernzeit“, hat die 51-Jährige bei 
den Hausaufgaben geholfen, gemein-
sam mit der Lehrkraft.
Als Quereinsteigerin kam Rump, stu-
dierte Kommunikationswissenschaft-
le rin, vor vier Jahren an die Offene 
Ganztagsschule (OGS) der städtischen 
Grundschule „Kunterbunt“ im Kölner 
Stadtteil Bocklemünd. Offener Ganz-
tag heißt, die Eltern können wählen, 
ob sie ihre Kinder für die Nachmittags-
betreuung anmelden. Beim gebunde-
nen Ganztag gehört diese zum rhyth-
misierten Schultag, die Teilnahme 
ist Pflicht. 150 Mädchen und Jungen 
gehen täglich von zwölf bis 16 Uhr in 
die Bocklemünder OGS. Weit mehr als 
die Hälfte besitzt türkische, kurdische, 
marokkanische oder russische Wur-
zeln. In jeder Gruppe à 25 Kindern ar-
beiten eine Gruppenleiterin und eine 
„Ergänzungskraft“. Hinzu kommen 
Honorarkräfte, zwei Küchenhilfen, ein 
Koch und eine „Integrationskraft“, die 

eine Siebenjährige in ihrem Schultag 
begleitet.
Die Personalsituation an der Bockle-
münder OGS ist angespannt. Eine der 
Gruppenleiterstellen lasse sich seit 
Wochen nicht besetzen. Das berichtet 
Mariela Kremser, die Leiterin der OGS. 
Zwei qualifizierte Frauen hätten sich 
beworben, so die 62-Jährige. Doch als 
diese hörten, dass sie bei 25 Wochen-
stunden lediglich zirka 1 500 Euro brut-
to verdienen würden, erklärten beide: 
„Davon kann ich nicht leben!“ Obwohl 
der Träger, der Verein Bürgerschafts-
haus Bocklemünd e. V., nach Tarifver-
trag für den öffentlichen Dienst (TVöD) 
zahlt. Eine Ausnahme in der Branche. 

Hartz IV obendrauf
Bundesweit berichten festangestellte 
Erzieherinnen und Erzieher im Offe-
nen Ganztag, dass sie bei 25 Wochen-
stunden monatlich lediglich zwischen 

900 Euro und 1 300 Euro netto erhal-
ten. „Ich kann von Glück reden, dass 
ich einen Nebenjob habe“, betont 
eine OGS-Gruppenleiterin, die ano-
nym bleiben will. Andere bekommen 
als „Aufstocker“ Hartz IV zum kar-
gen Lohn. Oder sie können den Job 
nur machen, weil der Lebensgefährte 
gut verdient. Zudem reichten die 25 
Wochenstunden nicht aus, um alle 
Aufgaben zu erledigen, klagen die 
Beschäftigten. „Manche Kolleginnen 
treffen sich nach Feierabend auf der 
Parkbank, um Probleme der Schüler-
gruppe zu besprechen“, berichtet eine 
Erzieherin, die ebenfalls nicht genannt 
werden will. 
Doch mehr Lohn und bessere Arbeits-
bedingungen zu erkämpfen, fällt in 
Städten wie Köln besonders schwer. 
„Wir haben 30 bis 40 verschiedene Trä-
ger“, erklärt Hildegard Merten vom Ar-
beitskreis (AK) Offene Ganztagsschule 

„Davon kann ich nicht  leben!“

„Mir gefällt nicht“, so die Leiterin der Offenen Ganztagsschule der Städtischen 
Grundschule im Kölner Stadtteil Bocklemünd, Mariela Kremser, „dass der An-
spruch an den offenen Ganztag nicht mit den Ressourcen übereinstimmt.“ Kremser 
kritisiert die finanzielle Situation ihrer Schule. Sie kann qualifizierten Fachkräften 
in der Ganztagsbetreuung nur kargen Lohn anbieten. 
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der Kölner GEW. Dazu zählen große An-
bieter wie die Arbeiterwohlfahrt (AWO) 
oder das Kolping-Bildungswerk, aber 
auch kleine wie der Ver-
ein Bürgerschaftshaus 
Bocklemünd. „Die wer - 
den zum Konkurrenz-
kampf aufgestachelt“, 
so Merten. Die Koopera-
tionsverträge zwischen 
Schule und Träger lau-
fen immer nur ein Jahr. 
Das setze die OGS-Träger unter Druck. 
„Wenn einer meckert, kommt der 
nächste und sagt, ich mach das“, so 
Merten. Werden die Mitarbeiter un-
ruhig, drohe der Träger: „Liebe Leute, 
reißt euch zusammen.“ Andernfalls su-
che sich die Schule einen neuen Koope-
rationspartner. In Köln arbeiten rund 
2 000 Menschen in OGSen.  

Nur wenige in Vollzeit
Laut „Bildungsbericht Ganztagsschule 
2014“ gilt zwar für NRW: „Mehr als 80 
Prozent der befragten Fachkräfte gehen 
im Ganztag einer sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung nach.“ Und: 
„Drei Viertel verfügen über ein unbe-
fristetes Arbeitsverhältnis.“ Doch der 
Bericht stellt auch fest, dass lediglich 
neun Prozent der Fachkräfte in NRW in 
Vollzeit arbeiten. 41 Prozent wünschen 
sich eine höhere Stundenzahl – doch 
dafür fehlt das Geld. „Mir gefällt nicht“, 
bringt es OGS-Leiterin Kremser auf den 
Punkt, „dass der Anspruch an den Offe-
nen Ganztag nicht übereinstimmt mit 
den Ressourcen.“ Die stellt die öffentli-
che Hand bereit. Hinzu kommen Eltern-
beiträge. 
Beispiel NRW: Für das Personal einer 
OGS, die acht Schülergruppen betreut, 
bringen Land und Kommune derzeit 
jährlich 277 400 Euro auf. In Köln, wo 
die Stadt freiwillig höhere Förderbei-
träge zahlt, kommen 354 000 Euro pro 
Jahr zusammen. Immer noch viel zu we-
nig, kritisiert die GEW Köln. Nach ihren 
Angaben sind 667 777 Euro im Jahr er-
forderlich – um ausreichend Fachkräfte 

einzustellen, mit einer 33,5-Stunden-
Woche und einer Vergütung nach TVöD. 
„Konkret fehlen den Trägern der Kölner 
OGS knapp 47 Prozent der Mittel“, fasst 
die Gewerkschaft zusammen. 
Neben dem Geld fehlen männliche 
Fachkräfte im Ganztag. Daran erinnert 
OGS-Leiterin Kremser: „In neun Jahren 
hatten wir nur zwei männliche Grup-
penleiter“, sagt die 62-Jährige. Auch das 
sei Folge prekärer Arbeitsbedingungen. 
„Welcher Mann kann damit seine Fami-
lie ernähren?“, fragt die OGS-Leiterin. 
Ein höherer Männeranteil sei aber wün-
schenswert, betont sie: „Im Ganztag 
eine männliche Identifikationsfigur zu 
haben, wäre für viele Jungen wichtig.“    
Auch die Kölner GEW schlägt inzwischen 
Alarm. Deren AK Offene Ganztagsschu-
le veröffentlichte eine Broschüre mit 
dem Titel „Teilzeit. Befristet. Schlecht 
bezahlt!“. Auflage: 4 000 Exemplare. 
Zur Broschüre gehört ein Leitfaden, 
mit dessen Hilfe Eltern die Qualität ei-
nes OGS-Angebots überprüfen können. 
„Eltern sollen darauf drängen, dass 
sich die Situation der Kolleginnen und 
Kollegen im Ganztag verändert“, um-
reißt AK-Mitglied Max-Georg Beier das 

Ziel. Er will, dass sich die Kölner Träger 
zusammenschließen, um Druck zu ma-
chen und Veränderungen einzufordern. 
Im benachbarten Bonn ist dies bereits 
gelungen. „Die Arbeit der OGSen ist 
aktuell gefährdet durch Unterfinanzie-
rung“, heißt es in einer gemeinsamen 
Streitschrift der Bonner Träger Diako-
nie, Caritas, AWO und Paritätischer 
Wohlfahrtsverband. 
Auch die GEW NRW fordert grundle-
gende Änderungen. Im Ganztag seien 
„multiprofessionelle Teams“ einzuset-
zen, bezahlt nach TVöD: pro Gruppe 
zwei hauptamtliche pädagogische 
Fachkräfte mit voller Stelle und unbe-
fristetem Vertrag. Zusätzlich weitere 
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, Inte-
grationshelfer sowie Küchenkräfte „und 
eine Verwaltungskraft ab der dritten 
Gruppe“ pro Einrichtung. Die Förder-
sätze des Landes seien entsprechend 
„deutlich“ zu erhöhen.

Matthias Holland-Letz, 
freier Journalist

*alle Kindernamen geändert

„Davon kann ich nicht  leben!“ Fair
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// Ein Bundesgesetz zur Qualitätssicherung der 
Kita-Betreuung ist längst überfällig. Dass es auch 
möglich ist, zeigt ein Gutachten* der Universität für 
Verwaltungsrecht in Speyer. Die Arbeiterwohlfahrt 
(AWO) hatte die Expertise in Absprache mit der 
GEW und dem Deutschen Caritasverband (DCV) in 
Auftrag gegeben. //

Bildung ist Ländersache. Die Länder haben sich die Bildungs-
hoheit vor zehn Jahren durch die Föderalismusreform sogar 
im Grundgesetz festschreiben lassen. Auch die Rahmenbedin-
gungen für die Kindertagesbetreuung fallen in die Zuständig-
keit der 16 Bundesländer. Für den Bund gibt es allerdings eine 
Art Hintertürchen. Nach Artikel 74 des Grundgesetzes besitzt 
er das Gesetzgebungsrecht und kann dies nutzen, sofern das, 
um in Deutschland gleichwertige Lebensverhältnisse zu ge-
währleisten, im gesamtstaatlichen Interesse ist. 
Diese Voraussetzung sieht ein Gutachten des Verwaltungs-
rechtlers Prof. Joachim Wieland mit Blick auf die Qualität des 
Kita-Angebots als erfüllt an. Eine bundesgesetzliche Regelung 
sei erforderlich, um „gleichwertige Lebensverhältnisse herzu-
stellen sowie die Rechts- und Wirtschaftseinheit in Deutsch-
land zu wahren“, heißt es in der Ende Januar veröffentlichten 
Expertise. 
Prof. Wieland stützt sich darin auf das Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts (BVerfG) zum Betreuungsgeld vom vergan-
genen Juli. Das BVerfG hatte damals dem Bund die Gesetzge-
bungskompetenz für das Betreuungsgeld abgesprochen. Auf 
Druck der CSU wurde das Betreuungsgeld, die sogenannte 
„Herdprämie“, eingeführt – eine Geldleistung des Staates an 
Eltern, wenn diese auf ihr Recht auf einen Krippenplatz für 
ihr Kind verzichten, um es zuhause zu betreuen. Allerdings, 
so Prof. Wieland, hätten die Karlsruher Richter in ihrem Ur-
teil auch betont, dass sowohl Mütter und Väter als auch Un-
ternehmen darauf vertrauen dürften, „in allen Ländern ein 

im Wesentlichen gleiches Angebot an qualitätsorientierter 
Tagesbetreuung vorzufinden“. Im Klartext: Die Politik hat 
grundsätzlich das Recht, durch eigene Gesetzgebung in der 
Kita-Betreuung für gleichwertige Rahmenbedingungen in den 
Ländern zu sorgen. 

Keine gleichwertige Qualität
Dass man derzeit von gleichwertiger Kita-Qualität nicht spre-
chen kann, zeigt ein Blick in die Statistik. Laut dem „Länder-
monitoring 2015“ der Bertelsmann Stiftung variiert derzeit 
der Fachkraft-Kind-Schlüssel in deutschen Kitas bei den Kin-
dern, die jünger als drei Jahre alt sind, zwischen eins zu 3,1 
in Baden-Württemberg und eins zu 6,5 in Sachsen; in der Al-
tersgruppe der Drei- bis Sechsjährigen liegt die Spannweite 
sogar zwischen eins zu 7,7 in Baden-Württemberg und eins 
zu 14,4 in Mecklenburg-Vorpommern. In wissenschaftlichen 
Untersuchungen werde jedoch, so Wieland, eine Fachkraft-
Kind-Relation von eins zu drei für Kinder im Alter von einem 
bis drei Jahren und von eins zu sieben bzw. acht für Drei- bis 
unter Sechsjährige empfohlen.
Eine gleichwertige Kita-Qualität werde zudem durch die un-
terschiedlichen Regelungen für die sogenannte mittelbare pä-
dagogische Arbeit verhindert, betont GEW-Vorstandsmitglied 
Norbert Hocke. Während beispielsweise in Stuttgart jeder 
Kita-Fachkraft acht Stunden Arbeitszeit pro Woche für Ver-
waltung, Dokumentation, Elternarbeit, Öffentlichkeitsarbeit, 
Evaluation etc. zur Verfügung stünden, sehe die vertraglich 
festgeschriebene Arbeitszeit in Berlin dafür lediglich eine 
Stunde vor, kritisiert Hocke.
Für den GEW-Jugendhilfeexperten ist ein Kita-Qualitätsgesetz 
deshalb längst überfällig. Die politischen Weichen sind gestellt: 
Im Mai 2012 hat das Bundesfamilienministerium ein „Zehn-
Punkte-Programm für ein bedarfsgerechtes Angebot in der 
Kindertagesbetreuung“ vorgelegt. In diesem ist ausdrücklich 
die Rede davon, dass „durch ein Qualitätsgesetz Regelungen 
mit bundesweiter Gültigkeit geschaffen werden (sollen)“.
Gutachter Wieland ist daher optimistisch, dass das BVerfG 
ein Kita-Qualitätsgesetz absegnen werde. Die bundesweite 
Aufgabe, eine qualitativ hochwertige Kindertagesbetreuung 
zu sichern, sei damit begründet, dass Eltern sich darauf ver-
lassen können müssen, „in allen Ländern ein im Wesentlichen 
gleiches Angebot an qualitätsorientierter Tagesbetreuung 
vorzufinden“. Auf jeden Fall, so der Verwaltungswissenschaft-
ler, könne der Bund seine Rolle als Gesetzgeber wahrneh-
men – wenn er es denn politisch will.

Jürgen Amendt, 
Redakteur „neues deutschland“

*Gutachten Prof. Joachim Wieland: www.gew.de/presse/ 
pressemitteilungen/detailseite/neuigkeiten/awo-dcv-und-
gew-qualitaetsgesetz-fuer-kitas-ist-moeglich-und-noetig

Längst überfällig

Eltern müssen sich darauf verlassen können, in allen Ländern 
ein gleichwertig gutes Kita-Angebot vorzufinden. 
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Durchführungsgarantie

„Zuflucht Bildung“
// Wie kann man „Flucht und Asyl“ im Unterricht 
thematisieren? Wie lässt sich politisch durchset-
zen, dass Flüchtlingskinder in Deutschland und 
anderen Ländern zur Schule gehen können? Damit 
beschäftigt sich die Aktionswoche „Weltklasse! 
Zuflucht Bildung“ der Globalen  Bildungskampagne, 
die vom 25. bis 29. April stattfindet. //

Die Globale Bildungskampagne ist ein internationales 
Bündnis von Nichtregierungsorganisationen (NGOs) und 
Gewerkschaften – dem auch die GEW angehört. Das Bünd-
nis setzt sich dafür ein, das Menschenrecht auf Bildung 
weltweit zu verwirklichen. Mit einer jährlichen Aktionswo-
che, an der sich Schulen in über 100 Ländern beteiligen, 
geht die Kampagne an die Öffentlichkeit. Ziel: Alle Kinder 
sollen Zugang zu Bildung erhalten.  
Das Motto „Weltklasse! Zuflucht Bildung“ stellt das Recht 
auf Bildung von Kindern und Jugendlichen auf der Flucht  
in den Mittelpunkt. Die Bildungskampagne hat Unterrichts-
materialien mit Fakten und Fallstudien zusammengestellt, 
die Lehrkräfte dabei unterstützen sollen, die Lage geflüch-

teter Menschen im Unterricht aufzugreifen. Die Materi-
alien können kostenlos bestellt werden. Weitere Infos: 
www.bildungskampagne.org/aktion-2016   M.B.
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// Mit dem Zuzug von einer 
Million geflüchteter Menschen 
nach Deutschland stehen auch 
die Kindertageseinrichtungen vor 
großen Herausforderungen. Doch 
erste Erfahrungen mit der Inte-
gration von Flüchtlingskindern 
stimmen optimistisch. //

Montagmorgen, Piratenrat in der Kita 
Sandfoort. „Die Türen vom Bus gehen 
auf und zu“, tönt es aus zwölf Kinder-
mündern. Auch Mohamed* sitzt auf 
einem Kissen im Kreis und singt eifrig 
mit. Der Dreijährige führt die Fäuste 
vor dem Gesicht zusammen und wie-
der auseinander. Ein schneller Blick zu 
seinem Nachbarn Mika, um sich der 
nächsten Strophe und Handbewegung 
zu versichern. Dann fragt die Erzieherin 
Jenny Witt, wer in der Lego-Ecke spie-
len möchte. Mohameds kleiner Finger 
schnellt empor, er ruft: „Jenny, ich!“
„Mohamed hat die Sprache sehr schnell 
gelernt“, erzählt die Erzieherin. „Er kann 
seine Bedürfnisse jetzt klar ausdrücken.“ 
Seit vier Monaten gehört der syrische 
Junge zur „Piratengruppe“ der städti-
schen Kindertagesstätte Sandfoort in 
Hamburg. Nach Monaten der Flucht 
kann er hier einfach wieder Kind sein. 
Experten sind sich einig, dass die frühe 
Förderung und der Kontakt zu anderen 
Kindern Voraussetzungen für eine ge-
lingende Integration sind. Wie alle an-
deren Kinder in Deutschland haben sie 
denselben Rechtsanspruch auf einen 
Kita-Platz ab dem vollendeten ersten 
Lebensjahr. Auch die Familien sehen in 
der Betreuung ihrer Kinder eine große 
Entlastung, berichtet Verena Wetzel 
von „Refugio Bremen“, einem Behand-
lungszentrum für Geflüchtete. Doch 
häufig gestalte sich der erste Kontakt 
zwischen Eltern und Kita schwierig. „Die 
Eltern verstehen nicht, was genau mit 
ihrem Kind in der Kita passiert“, sagt 
Wetzel. „Das verunsichert sie stark.“
Viele geflüchtete Kinder benötigen Zeit, 
um in der Einrichtung anzukommen. So 
auch Mohamed. „Er hat viel geweint und 
war sehr aggressiv, hat uns und die ande-

ren Kinder oft gehauen“, erzählt die Er-
zieherin. Die Ursachen für sein Verhalten 
konnte sie in der Kita nicht herausfinden. 
„Wahrscheinlich fühlte er sich einfach 
nicht verstanden“, vermutet Witt. Eine 
gemeinsame Sprache gab es ja nicht.

Behutsamer Umgang
Das Erzieherteam musste sich rein päd-
agogisch behelfen. Es ging sehr behut-
sam mit Mohamed um, sehr wertschät-
zend. „Wir waren am Anfang immer bei 
ihm und haben alle Gegenstände und 
Handlungen immer wieder benannt“, 
berichtet Witt. Eine spezielle Sprachför-
derung konnte die Einrichtung nicht an-
bieten. Sie erhält keine Unterstützung 
aus dem Bundesprogramm „Sprach-Ki-
tas“, da noch nicht ausreichend Kinder 
mit Migrationshintergrund angemeldet 
sind (s. E&W 01/2016). „Wir werden 
trotzdem weiterhin Flüchtlingskinder 
aufnehmen und ihnen eine alltagsin-
tegrierte Sprachförderung in kleinen 
Gruppen anbieten“, sagt Kita-Leiter Phi-
lipp Noß. Derzeit werden zehn Flücht-
lingskinder betreut. Das funktioniere 
gut, weil mehr als zwei Drittel der rund 
130 Kinder Muttersprachler sind. „Eine 
ganztägige Betreuung vorausgesetzt, 
kann die Kita-Gruppe das spielend 
schaffen“, so der Einrichtungsleiter. 
Beim Spracherwerb gelte es, dem Kind 
ausreichend Zeit zu lassen. „Bevor Kin-
der in eine spezielle Sprachfördergruppe 
geschickt werden, sollten sie erst einmal 
in der Kita ankommen und die Routinen 
und Abläufe kennenlernen“, so Christa 
Kieferle vom Staatsinstitut für Frühpäda-
gogik in München. Sie berät Kindertages-
einrichtungen zur sprachlichen Bildungs-
arbeit mit Flüchtlingskindern. Angesichts 
der Anpassungen, die die Kinder ohnehin 
leisten müssen, empfiehlt sie, stets auch 
die Muttersprache anzuerkennen. „Die 
Fachkräfte können die Kinder stärken, 
indem sie Schlüsselbegriffe in der Famili-
ensprache des Kindes verwenden“, sagt 
Kieferle.
Während die Sprache im Beziehungs-
aufbau zu den Kindern kein Problem 
darstellt, ist sie eine immense Hürde im 

Kontakt zu den Familien. Erzieherin Witt 
hätte sich sehr gewünscht, von Moha-
meds Eltern mehr über sein Befinden 
zu erfahren. Mit „Händen und Füßen“ 
konnte sie mit ihnen nur einfache Ver-
abredungen treffen, nicht aber die Re-
geln oder das pädagogische Konzept 
der Kita erläutern. Für das anstehende 
Elterngespräch bietet der Träger im-
merhin die Möglichkeit, eine mutter-
sprachliche Kollegin hinzuzuholen.  
Eine Art Vermittlerrolle zwischen Eltern 
und Kind übernimmt Monika Hofmann 
vom Kita-Projekt „Asyl“ des Diakoni-
schen Werks Schweinfurt.** Die Sozial-
pädagogin berät Kitas bei der Arbeit mit 
Flüchtlingskindern und ihren Familien. 
Während der Aufnahmegespräche ist 
sie mit einem Übersetzer anwesend. 
„Es ist wichtig, den Eltern zu Beginn die 
Kernbotschaften zu vermitteln“, unter-
streicht Hofmann.
Das Projekt ging vor einem Jahr an den 
Start, als Bayern die ersten Geflüchteten 
dezentral in der Region unterbrachte. 
Die dortigen Kindertageseinrichtungen 
sahen sich plötzlich mit der Aufgabe 
konfrontiert, geflüchtete Kinder aufzu-
nehmen und zu integrieren. „Wir dür-
fen die Kitas auf dem Land nicht alleine 
lassen“, sagt Hofmann. „Gerade in der 
Provinz hat das Kita-Personal keine prak-
tischen Erfahrungen mit interkultureller 
Kompetenz und wenig Wissen über post-
traumatische Belastungsstörungen.“ Sie 
hilft den Einrichtungen, ihren Blick auf 
die Bedürfnisse des Kindes zu richten. 
„Meistens schaffen wir es, die Unsicher-
heiten abzubauen“, so die Beraterin.
Das gelang ihr auch in der katholischen 
Kita Liborius Wagner in Schonungen bei 
Schweinfurt. Dort begleitete Hofmann 
die Aufnahme und Eingewöhnung ei-
nes ukrainischen Mädchens, das stark 
traumatisiert war. Hofmann hat für die 
Leiterin Katja Wolz und ihr Team eine 
Fortbildung zur Arbeit mit traumatisier-
ten Kindern organisiert. „Wir konnten 
den Kolleginnen vermitteln, dass ihre 
ganz normale Arbeit mit den Kindern 
wirkungsvoller ist als eine Therapie“, 
erklärt die Sozialpädagogin. Heute, ein 

Einfach Kind seinin
Willkommen

Deutschlandin
Willkommen
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Jahr später, hat die dreijährige Olga 
stabile Beziehungen zu den Erzieherin-
nen aufgebaut. „Noch immer hat das 
Mädchen ungeheure Angst vor unbe-
kannten Menschen“, berichtet Wolz. 
Deshalb habe sie einige Kita-Abläufe 
umgestellt. „Wir vermeiden, dass neue 
Eltern, die sich die Kita anschauen, mit 
Olga zusammentreffen.“
Generell bescheinigt Bernhard Eibeck, 
Referent für Jugendhilfe und Sozialarbeit 
beim GEW-Hauptvorstand, jenen Einrich-
tungen, die schon inklusiv arbeiten, gute 
Voraussetzungen auch für die Integration 
von Flüchtlingskindern. „Die Kolleginnen 
sind intensiv fortgebildet in Sprachför- 
derung und Elternarbeit. Dieses Know-
how gilt es, wirksam einzusetzen.“ Hilf-
reich sei, Netzwerke mit Jugendämtern, 
Familien- oder Migrationsberatungsstel-
len und Psychologen aufzubauen und 
 Familien dorthin zu vermitteln.

Zusätzliche Kita-Plätze nötig
Wie viele geflüchtete Kinder bereits 
eine Kindertagesstätte besuchen, da- 
rüber kann das Bundesfamilienminis-
terium keine Angaben machen. Den 
Bedarf an zusätzlichen Kita-Plätzen für 

das laufende Jahr schätzt eine Ministe-
riumssprecherin auf rund 80 000, die 
GEW auf bis zu 100 000. „Um die zuge-
wanderten Kinder in den Kitas zu be-
treuen, brauchen wir 14 000 zusätzliche 
Erzieherstellen“, so Eibeck. „Außerdem 
müssen der Personalschlüssel in den 
Einrichtungen sowie die Freistellung der 
Kita-Leitungen verbessert werden.“
Denn für Kita-Leitungen wie Noß und 
Wolz bedeutet jedes Flüchtlingskind 
zusätzliche Arbeit. Die Kommunikati-
on mit Eltern über Dolmetscher, die 
Verhandlungen mit Behörden und die 
bürokratischen Anforderungen, die bei 
diesen Kindern schwieriger zu erfüllen 
sind – all das frisst Zeit. Die Aufnahme 
birgt zudem ein finanzielles Risiko: „Die 
Kinder verlassen uns sehr kurzfristig, 
wenn sie eine Wohnung in einem an-
deren Stadtteil bekommen“, berichtet 
Kita-Leiter Noß. Die Behörde stelle die 
Zahlungen dann umgehend ein.
Die Regierung Unterfranken bereitet 
die Kindertageseinrichtungen derweil 
auf ein neues Szenario vor: die Abschie-
bungen abgelehnter Asylbewerber in 
ihre Heimatländer. Kita-Leiterin Wolz 
befürchtet, dass auch Olgas  Familie 

nicht in Deutschland bleiben darf. 
Abgesehen von der Gefahr einer Re-
Traumatisierung des Kindes, so die Pä-
dagogin, wäre ihre Abschiebung eine 
Belastung für die gesamte Einrichtung. 
„Wir versuchen, dem Kind möglichst 
viel Gutes mitzugeben“, sagt Wolz. 
Mehr könne sie nicht tun.

Michaela Ludwig, 
freie Journalistin

*Namen aller Kinder geändert
**Kita-Projekt der Diakonie Schwein-
furt: www.diakonie-schweinfurt.de/
beratung/asylbewerber-und- 
fluechtlingsberatung/kita-projekt-asyl/
Materialien und Links rund um das 
Thema Flüchtlingskinder in der Kita –
allgemein: www.bildungsserver.de/ 
Fluechtlingskinder-in-Kitas-11436.html
UNICEF-Studie: „In erster Linie Kinder –  
Flüchtlingskinder in Deutschland“:  
www.unicef.de/presse/2014/ 
fluechtlingskinder-in-deutschland/56230
Weitere Infos: GEW-Homepage:  
Flucht und Asyl: 
www.gew.de/flucht-und-asyl/

„Mohamed hat die Sprache  
sehr schnell gelernt“, sagt 
 Erzieherin Jenny Witt. „Er kann 
seine Bedürfnisse klar aus- 
drücken.“ Seit vier Monaten 
gehört der syrische Junge zur 
„Piraten gruppe“ der städtischen 
Kinder tagesstätte Sandfoort in 
Hamburg. 
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// Die Staatliche Ballettschule 
Berlin und Schule für Artistik 
bildet Bühnenkünstler der 
Zukunft aus – ohne dass der 
normale Schulbetrieb vernach-
lässigt wird. Ein Besuch. //

Es will einfach nicht funktionieren. 
Die roten Gummibälle und die Ba-
guettestücke bleiben nicht in der 
Luft. Stattdessen fallen sie wieder 
und wieder mit einem leisen Plopp-
Stakkato, das ein wenig nach auf-
prallenden Regentropfen klingt, zu 
Boden. „Das geht besser“, murmelt 
Florian Maetz, mehr zu sich selbst, 
als zu seinem Lehrer, der vor ihm 
steht. Florians Aufgabe: die Gegen-
stände wie ein kleines, buntes Ka-
leidoskop durch die Luft rotieren zu 
lassen, damit sie dann wieder in die 
Hände ihres Meisters zurücksinken, 
wenn er es will. In der lichtdurchflu-
teten Sporthalle der Schule für Ar-
tistik konzentriert sich der Jongleur-
Lehrling im ersten Ausbildungsjahr 
auf seine erste Jonglage-Nummer.
Andere Nachwuchsartisten tummeln 
sich in der Halle an Seilen und Trape-
zen. Es wird gemurmelt und gelacht. 
Hip Hop dröhnt aus mannshohen 
schwarzen Boxen. Und in einer Ecke 
wartet ein Junge auf seinen Trampo-
linsprung.  
Florian ist 20 Jahre alt und gehört zu 
den „Spätberufenen“. „Ich habe mich 
zweimal hier beworben und zuvor 
Mathematik studiert. Beim ersten 
Vorstellungstermin habe ich es ver-
geigt, beim zweiten dann geschafft. 
Darauf bin ich stolz.“ Bereits als Zehn-
jähriger habe er ständig mit Bällen 
und Gegenständen hantiert: „Das hat 
mich magisch angezogen.“ Dem jun-
gen Mann sieht man das stundenlan-
ge Training, bei dem er mit bis zu elf 
Bällen jongliert, deutlich an. Je mehr 
es werden, desto schwieriger wird es, 
sie längere Zeit in der Luft zu halten. 
„Für die Bühne ist es gut, wenn man 
längere Zeit jonglieren kann“, sagt er 

und wirft die Bälle wieder hoch in die 
Luft. Die Ausbildung ist ihm so wich-
tig, dass er sich für die Rolle eines 
„französischen Jongleurs“ sogar ei-
nen Oberlippenbart stehen lässt: „Ich 
finde die Vorstellung des stereotypen 
Franzosen lustig.“ 
Wer an der Berliner Artistenschule  
aufgenommen wird, hat Talent. Das 
zeigt sich möglicherweise zunächst 
nur den Lehrkräften oder den 
Begutachtern, die es in einer 
Bewegung erspüren, das 
körperliche und technische 
Vermögen erkennen. Sie 
entscheiden darüber, ob 
aus Bewerbern später 
Artisten werden. Die 
Auswahl ist hart: Pro 
Jahr bewerben sich 
hunderte junge Men-
schen, nur eine Handvoll 
schafft die Aufnahme.

Talent reicht nicht
Fragt man Ronald Wendorf, 
den künstlerischen Leiter der 
Schule, nach Florians Talent, 
herrscht erst für einen Mo-
ment Stille. Wendorf denkt 
nach. Dann sagt er: „Flo-
rian kam schon mit einer 
artistischen Idee zu uns. 
Er bringt tolle technische 
Fähigkeiten mit – und wir 
werden diese so weiter-
entwickeln, dass er eine 
feine Bühnenpräsenz be-
kommt.“ Doch sei es mit 
ein wenig Sport nicht ge-
tan. „Der angehende Artist 

Hoch hinaus

Florian Maetz (20), Jongleur im 
ersten Ausbildungsjahr. Ein hartes 
Trainingsprogramm absolvieren der 
„Spätberufene“ und die anderen 
angehenden Künstler an der Staat-
lichen Ballettschule und Schule für 
Artistik in Berlin.
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muss es wirklich wollen und neben 
Fleiß auch die Beständigkeit und den 
Willen mitbringen“. Nur „Talent reicht 
nicht aus“. Und: „Disziplin hilft.“ Wen-
dorf besuchte Anfang der 1980er-Jah-
re selbst die Berliner Artistenschule 

und war später als Mitglied eines 
Manegen-Flugaktes, der 
„Flying Bricks“, weltweit 

unterwegs. Ein Berufs- 
unfall beendete abrupt  

seine Karriere und führte 
ihn über den Umweg ei-
ner IHK-Ausbildung zum  
Bankkaufmann vor neun 

Jahren zurück an die Schule. 
„Ich bin ausgebildeter DDR-Ar-

tist. Nach der Wende wusste ich 
nicht, wie das mit uns Artisten aus 

dem Osten in der Bundesrepublik 
weitergehen würde. Deshalb lernte 

ich einen weiteren Beruf. Wenn ich 
könnte, würde ich heute noch als Ar-
tist arbeiten.“ Stattdessen profitieren 
nun seine Schülerinnen und Schüler 
von seinem enormen Wissen und Er-
fahrungsschatz. 

Einzigartiges Angebot
Was die Schule und ihr Angebot in 
Deutschland einzigartig macht: Neben 
der artistischen Ausbildung bietet sie 
den Heranwachsenden ab der fünften 
Klasse Regelunterricht nach dem Ber-
liner Lehrplan an. Wer möchte, kann 
den Unterricht wahlweise bis zum 
Realschulabschluss oder dem Abitur 
besuchen. So haben die angehenden 
Künstler am Ende einen Schulab-
schluss vorzuweisen, wenn es mit der 
Artistik-Karriere nicht klappen sollte. 
Aber sie müssen sich auch einem har-
ten Programm unterziehen: Täglich 
folgt nach dem Unterricht das Trai-
ning an Trapez und am Drahtseil. Oder 
eben die Jonglage. 
Die Artistenschule besteht seit mehr 
als 50 Jahren. Nach der Wende fusi-
onierte sie mit der Staatlichen Bal-
lettschule. Heute kümmern sich über 
40 Lehrkräfte um 300 Schülerinnen 

und Schüler, die sich zum „Staatlich 
geprüften Artisten“ ausbilden lassen. 
Im angeschlossenen Internat sind bis 
zu 70 Kinder und Jugendliche unter-
gebracht.  
Nach Florian ist Luis Benedikt Schot-
tenhamel an der Reihe. Er steht nicht 
weit von Lehrer Wendorf entfernt vor 
einer orangefarbenen Trampolinbahn. 
Der Elfjährige macht sich konzentriert 
zum Absprung bereit, nimmt wenige 
Sekunden später Anlauf und springt. 
Seine erste Bahn meistert Luis mit 
Bravour. Dann springt er wieder und 
wieder, so als wäre es bereits der Tag 
seiner Abschlussprüfung. Dabei ist er 
erst seit etwa sieben Monaten hier. 
„Ganz selten zweifle ich an mir selbst, 
an meinem Können“, meint der Jun-

ge. Sei das doch mal der Fall, helfe 
ihm Lob. Oder die Unterstützung der 
Mutter. Die zog für die Ausbildung des 
Sohns eigens aus dem Süden Deutsch-
lands in die Hauptstadt, damit er die 
harte Ausbildung nicht alleine durch-
stehen muss. 
Für Luis ist es der kurze Moment der 
Schwerelosigkeit beim Trampolin-
sprung, der ihn begeistert. Für Flo-
rian sind es die Glücksgefühle, die 
ihn beim Jonglieren durchströmen. 
Beide fasziniert das artistische Leben 
auf der Bühne – und sie wollen es 
in ihrem Metier bis nach ganz oben 
schaffen. 

Matthias Lauerer, 
freier Journalist

Fo
to

s:
 M

att
hi

as
 L

au
er

er

Luis Benedikt Schottenhamel kurz vor dem Absprung auf der Trampolinbahn in der 
Sporthalle der Artistikschule. Der Elfjährige besucht neben der artistischen Ausbil-
dung den Regelunterricht.
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Zu jung für die Bundeswehr
// Fünf Jahre nach dem Ende der 
Wehrpflicht bildet die Bundes-
wehr zunehmend Soldatinnen 
und Soldaten aus, die noch 
nicht volljährig sind. Mehr als 
1 500 Rekruten waren bei ihrem 
Dienstantritt im vergangenen 
Jahr jünger als 18 Jahre; 2011 
waren es 700. //

Für die Bundestagsfraktion Die Linke, 
die diese Antwort aus dem Bundes-
verteidigungsministerium auf eine 
Kleine Anfrage erhielt, ist das ein un-
erträglicher Vorgang. Sie fordert den 
„sofortigen Rekrutierungsstopp Min-
derjähriger“ inklusive „der Einstellung 
sämtlicher an Jugendliche gerichteter 
Werbemaßnahmen“. Analog dazu wid-
mete sich die Kinderkommission des 
Bundestages – dort hat Die Linke zurzeit 
den Vorsitz – im Januar und Februar in 
drei Sitzungen den „Folgen der Militari-
sierung Minderjähriger“. Neben Kinder-
schutzorganisationen, Vertretern der 
Antimilitarismusbewegung und dem 
Bundesverteidigungsministerium ist 
auch die GEW um eine Stellungnahme 
gebeten worden. Darin fordert sie, den 
Einfluss der Bundeswehr an Schulen zu 

begrenzen und Kooperationsvereinba-
rungen in den Ländern zu kündigen.
In der dritten und letzten Sitzung der 
Kinderkommission bekamen die Geg-
ner der Rekrutierung Minderjähriger 
„Schützenhilfe“ aus der Entwicklungs-
psychologie. Gleich drei Gründe nannte 
der Psychologe Tobias Hecker während 
der Anhörung dagegen, dass Jugend-
liche Dienst an der Waffe leisten. Das 
Risiko von Traumafolgen wie einer post-
traumatischen Belastungsstörung sei im 
Jugendalter nachweislich größer als bei 
Erwachsenen. Zudem nehme die Bereit-
schaft, Risiken einzugehen, bei jungen 
Männern noch einmal deutlich zu, wenn 
sie – wie bei Armeen üblich – in Gruppen 
agieren. Drittens bestehe die erhöhte 
Gefahr, dass Gewaltbereitschaft in eine 
Art Sucht umschlage. „Das Ausüben von 
Gewalt kann zum Bedürfnis nach immer 
mehr Gewalt führen“, erklärte Hecker, 
„in der Psychologie sprechen wir von 
‚appetitiver Aggression‘.“ 
Hinter diesen jugendspezifischen Risi-
ken, die der Postdoktorand an der Uni-
versität Zürich in eigenen Studien mit 
Kinder- und erwachsenen Soldaten im 
Kongo und in Uganda nachgewiesen 
hat, steckt im Prinzip derselbe Mecha-

nismus: Bis zum Beginn des dritten Le-
bensjahrzehnts sei das Frontalhirn im 
Umbau begriffen, erläuterte Hecker, 
„erst wenn diese Phase abgeschlossen 
ist, sind wichtige Kontrollfunktionen 
voll ausgeprägt“. Weil dieser Prozess 
erst mit Anfang 20 beendet ist, setzte 
sich der Traumapsychologe im Bundes-
tag auch dafür ein, bei Auslandseinsät-
zen eine höhere Altersgrenze als die 
Volljährigkeit einzuführen: „Das 18. Le-
bensjahr ist eine juristische Grenze. Aus 
entwicklungspsychologischer Sicht er-
gibt sie wenig Sinn.“ Minderjährige Sol-
daten, darauf hatte Ministerialdirigent 
Christian Nachtwey aus dem Bundes-
verteidigungsministerium hingewiesen, 
würden grundsätzlich nicht zu Auslands-
einsätzen entsandt.
Mit Kampagnen angesprochen, die mit 
einem Auslandseinsatz werben, werden 
sie aber durchaus. Der Sicherheitsethi-
ker Marco Krüger, Universität Tübingen, 
warf der Bundeswehr daher vor, in ih-
ren Werbestrategien der „gebotenen 
Sorgfaltspflicht“ mit Blick auf ihre Ziel-
gruppe nicht gerecht zu werden. Auf 
die Gefahren des Soldatenberufs wer-
de nicht aufmerksam gemacht; zudem 
verbreite die Bundeswehr „problemati-

Stand der Bundes-
wehr bei einer Ausbil-
dungsbörse in Branden-

burg: Wird die Bundeswehr 
der „gebotenen Sorgfalts-

pflicht“ bei der Rekrutierung 
des Soldatennachwuchses 

gerecht?
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sche Narrative“. „Konfliktherde löschst 
du nicht mit Abwarten und Teetrinken“, 
heißt es etwa in der aktuellen Ausbil-
dungskampagne „Mach was wirklich 
zählt“. Ob Militäreinsätze die Welt si-
cherer machten, so Krüger, „kann man 
aber auch anders sehen“. 

Schon Kinder umworben
Schon Kinder würden mit Bildern von 
Macht und Kampf umworben, bemän-
gelte Michael Schulze von Glaßer im Bun-
destag. „Das sogenannte Militainment 
richtet sich an immer Jüngere“, konsta-
tierte der Publizist. Er nannte als Beispiel 
unter anderem „Stundenpläne mit 
Kampfflugzeugen“, die auf der Website 
der Bundeswehr zum Download bereit-
stünden. Schulze von Glaßer verwies zu-
dem auf Gefahren, die von militärischen 

Videospielen ausgehen. Auch wenn –  
anders als in den USA – nicht belegt sei, 
dass das Verteidigungsministerium ein-
schlägige Spiele finanziell fördert, um-
werbe es die entsprechende Zielgruppe, 
kritisierte der Autor mehrerer Bücher: 
„Warum sonst fährt die Bundeswehr auf 
der weltgrößten Videospielmesse in Köln 
regelmäßig einen Riesenstand auf?“ 
Lernen können Jugendliche bei der Bun-
deswehr allerdings nicht nur „Soldat“, 
sondern auch 54 Ausbildungsberufe –  
vom Verwaltungsfachangestellten bis 
zum Fluggerätemechaniker. Darauf 
machte Nachtwey aufmerksam. Dann 
allerdings, konterte Jörn Wunderlich, 
Bundestagsabgeordneter der Links-
fraktion, stelle sich doch erst recht die 
Frage, warum damit nicht offensiver 
geworben werde: „Oder sollen Jugend-

liche ganz gezielt mit Wünschen und 
Träumen angesprochen werden, die mit 
der Realität nichts zu tun haben?“
Die Kinderkommission des Bundestags, 
die sich prinzipiell im Konsens positi-
oniert, will nach Ostern eine Stellung-
nahme zum Thema „Militarisierung von 
Jugendlichen“ abgeben.

Jeannette Goddar, 
freie Journalistin

Weitere Informationen zum Thema:  
Beilage in der Februar-Ausgabe der E&W 
„Kinder im Visier der Bundeswehr“, die 
die GEW und terre des hommes gemein-
sam veröffentlicht haben (www.gew.de/ 
schule/aktuelles/detailseite/neuigkeiten/ 
kinder-im-visier-der-bundeswehr/).

Werden Standortnachteile  
gerecht ausgeglichen?
// Dass Schulen unter verschie-
denen Bedingungen arbeiten, 
ist Konsens; ob in Hamburg-
St. Georg oder München-
Bogenhausen unterrichtet 
wird, macht einen Unterschied. 
Folglich benötigen Schulen mit 
vielen Kindern und Jugend-
lichen, die stärker gefördert 
werden müssen, mehr Lehr-
kräfte und/oder mehr Geld. Die 
Kultusministerkonferenz hat 
sich deshalb 2007 verpflichtet, 
Standortnachteile durch zusätz-
liche Ressourcen auszugleichen. 
Doch geschieht das gerecht? //

Der Forschungsbereich des Sach-
verständigenrats deutscher Stiftun-
gen für Integration und Migration 
(SVR) hat jetzt herausgefunden: Die 
zusätzlichen Mittel werden häufig 
„freihändig“ verteilt. Sieben Bun-
desländer, darunter Baden-Würt-
temberg, Hessen und Brandenburg, 
teilen Schulen mehr Lehrkräfte zu, 
ohne deren Datenlage systematisch 
zu berücksichtigen. Es bleibe dort 

den Schulämtern überlassen, welche 
Einrichtungen mehr und welche weni-
ger Mittel erhalten. 
Die anderen Länder nehmen meist amt-
liche Sozialdaten zu Hilfe, die aufzei-
gen, wie viele Hartz-IV-Empfänger vor 
Ort leben. Auch diese, sagt der Verfas-
ser der Studie, Simon Morris-Lange, 
gäben allerdings nicht den Blick auf 
einzelne Schulen frei: Erstens bilde der 
Sozialindex mancherorts nur das sozia-
le Milieu pro Kreis ab – dort könnten, 
wie in Nordrhein-Westfalen, mehrere 
100 000 Menschen leben. „Zweitens“, 
so Morris-Lange, „ist eine Schule längst 
nicht immer ein Spiegelbild ihrer Um-
gebung.“ 

„Schulscharfe Daten“ 
Sogenannte „schulscharfe Daten“, aus 
denen die tatsächliche soziale Zusam-
mensetzung der Klassen hervorgeht, 
erheben nur Hamburg und Berlin. In 
Berlin fließen die Daten zur Lernmit-
telbefreiung in die Verteilung der Lehr-
kräfte mit ein; für Hamburg entwickelte 
der Schulforscher Prof. Wilfried Bos ei-
nen bundesweit einzigartigen Fragebo-

gen: Darin werden Mütter und Väter 
ebenso wie Schülerinnen und Schü-
ler – freiwillig, aber mit hohem Rück-
lauf – nach ihrer sozialen Situation 
sowie ihrem Migrationshintergrund 
befragt; auch die Bildungsnähe des 
Elternhauses wird erhoben.
Der SVR-Forschungsbericht be-
schreibt den Hamburger Weg als 
vorbildlich. Insgesamt rät er als Ent-
scheidungsgrundlage für die Mittel-
verteilung an Schulen zu einem Mix: 
Auf die  Sozialdaten zu schauen, Ex-
perten vor Ort anzuhören sowie die 
Qualität zu kontrollieren, also zu prü-
fen: Was hat eine Schule mit ihren 
zusätzlichen Ressourcen erreicht?

Jeannette Goddar, 
freie Journalistin

Die SVR-Studie „Ungleiches ungleich 
behandeln: Wege zu einer bedarfs-
orientierten Schulfinanzierung“ 
finden Sie unter www.svr-migration.
de/publikationen/ungleiches- 
ungleich-behandeln/.
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Informationen der 
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// Wenn Teilzeit-Lehrkräfte neben dem Unter-
richt zusätzliche Aufgaben übernehmen, darf sich 
dadurch ihre wöchentliche Arbeitszeit nicht ver-
längern. Das hat das Bundesverwaltungsgericht 
(BVerwG) im Fall einer teilzeitbeschäftigten Beam-
tin jetzt klargestellt. //

Das BVerwG hat damit das Recht teilzeitbeschäftigter Lehre-
rinnen und Lehrer auf einen Arbeitszeitausgleich gestärkt. Es 
bestätigte den Anspruch der Beamtinnen und Beamten auf 
einen zeitlichen Ausgleich, wenn sich deren Arbeitszeit durch 
die Übernahme zusätzlicher Aufgaben ausdehnt. Die festge-
setzte Teilzeitquote für die wöchentliche Arbeitszeit müsse 
eingehalten oder aber ein Zeitausgleich gewährt werden, ur-
teilte das Gericht.
Geklagt hatte eine teilzeitbeschäftigte Lehrerin. Sie hatte eine 
Stelle als Oberstudienrätin am Gymnasium angenommen, die 
mit einer Funktionstätigkeit verbunden war. Neben ihrer Un-
terrichtszeit verwaltete sie die Lernmittel und koordinierte 
den Schüleraustausch. Die Zusatzaufgaben der Beamtin än-
derten sich im Lauf der Zeit. Seit 2007 gehörten die Leitung 
der Fachstelle Spanisch, die Organisation des Schüleraus-
tauschs, die Betreuung europäischer Projekte sowie die Un-
terstützung von Ganztagsschulangeboten dazu.
Die Lehrerin beantragte deshalb, ihre Funktionstätigkeiten 
zu reduzieren oder zumindest einen zeitlichen Ausgleich 
zu erhalten. Sie argumentierte, dass ihre Funktionstätig-
keit zu einer höheren durchschnittlichen Wochenarbeitszeit 
geführt habe als die, die sich aus ihrer Teilzeitquote ergibt. 
Ihren Antrag lehnte der Dienstherr mit Hinweis auf die gel-
tende Rechtslage jedoch ab, da diese keine Ermäßigung für 
Funktionstätigkeiten vorsehe. Gegen diesen Bescheid zog die 
Beamtin vor das Verwaltungsgericht Lüneburg, wo die Klage 
ebenso wie vor dem Niedersächsischen Oberverwaltungsge-
richt (OVG) scheiterte.

Das OVG vertrat die Ansicht, dass die Beamtin als Teilzeitbe-
schäftigte einen Zeitausgleich für die Funktionstätigkeiten, 
die den Umfang ihrer Teilzeitarbeit überschritten, nehmen 
könne. Damit sei ihr Anspruch ausgeschlossen, zusätzliche 
Aufgaben zu reduzieren. 
In der Revision verwies das BVerwG die Klage wieder zurück 
an das OVG: Nach Auffassung der Bundesrichter habe das OVG 
den Anspruch der Klägerin nicht umfassend und abschließend 
prüfen können, da das OVG nicht alle notwendigen Informati-
onen für eine abschließende Beurteilung erfasst hat.
Die Bundesrichter betonten, im Einzelfall müsse sichergestellt 
sein, dass eine teilzeitbeschäftigte Lehrkraft in der Summe 
ihrer Tätigkeiten die durch die Teilzeitquote reduzierte Ge-
samtwochenarbeitszeit nicht überschreitet. Diese schließe 
Aufgaben außerhalb des Unterrichts – etwa Korrektur von 
Klassenarbeiten, Elterngespräche oder schulische Verwal-
tungsarbeiten – mit ein. Ein „Mehr“ in einem Bereich müsse 
durch ein „Weniger“ in einem anderen ausgeglichen werden. 
Teilzeitbeschäftigte haben somit einen Anspruch darauf, nicht 
über ihre Teilzeitquote hinaus zu Dienstleistungen herangezo-
gen zu werden.
Das OVG muss nun im Rahmen einer Gesamtbetrachtung 
nachträglich entscheiden, ob der Dienstherr die Oberstu-
dienrätin über ihre individuelle Gesamtarbeitszeit hinaus 
eingesetzt hatte. Dabei muss das Gericht prüfen, ob der Teil-
zeitquote bei der Übertragung der Funktionstätigkeiten Rech-
nung getragen worden sei oder ein zeitlicher Ausgleich erfol-
gen müsse, indem die Lehrerin weniger für andere Aufgaben 
herangezogen wird. 

Barbara Haas, 
freie Journalistin

Bundesverwaltungsgericht vom 16. Juli 2015 – 2 C 16.14

Recht auf Arbeitszeitausgleich

Erziehung und Wissenschaft  | 03/2016

40 RECHT UND RECHTSSCHUTZ



Fo
to

: p
riv

at
Fo

to
: G

EW
 S

aa
rla

nd

Peter Faulstich ist tot
// Die GEW trauert um Peter Faulstich, der am 27. Januar nach langer, 
schwerer Krankheit im Alter von 70 Jahren gestorben ist. //

Mit ihm ist einer der Großen der Erwachsenenbildung von der Bühne des Lebens ge-
gangen. Einer, der viele Veröffentlichungen vorzuweisen hat, einer, der in der bildungs-
politischen Diskussion stets präsent und einflussreich war. Sein Engagement galt den 
Benachteiligten, den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern. Das führte ihn beinahe 
automatisch in die Gewerkschaftsbewegung, der er zeitlebens nicht nur nahestand, 
sondern deren Teil er war.
Einer seiner letzten öffentlichen Auftritte stand in Zusammenhang mit der gemeinsa-
men Initiative von GEW, IG Metall und ver.di, Bundesregelungen in der Weiterbildung 
zu vereinbaren. Eine Sitzung mit Bundestagsabgeordneten sollte zur Vorbereitung die-
nen. An dieser konnte Peter schon nicht mehr teilnehmen, seine beginnende Krank-
heit hat es verhindert. Mit Peter Faulstich verlieren wir einen kritischen Geist, der bis 

zuletzt modischen Strömungen in seinem Fachgebiet skeptisch gegenüberstand, deren Hohlheit und Geschichtsver-
gessenheit er entlarvte. Er blieb als Wissenschaftler in einem emanzipatorischen Bildungsbegriff geerdet, den er zwar 
weiterentwickelte, der aber stets das normative Fundament seines Tuns und Denkens bildete. Sein Vermächtnis ruht 
in seinen zahlreichen Schriften, von denen einige erst nach seinem Tode veröffentlicht werden, sowie im Denken und 
Handeln vieler Weggefährten und Wegbegleiterinnen, für die er weiterhin Vorbild ist.

Prof. Dieter Gnahs, Universität Duisburg-Essen

„Ich hatte mir noch so viel  
vorgenommen“
// Peter Balnis, langjähriger Vorsitzender der GEW Saarland, ist am 
18. Februar plötzlich und unerwartet gestorben. //

Mit Peter Balnis hat nicht nur die GEW Saarland eine Persönlichkeit verloren, die es 
hervorragend verstand, die unterschiedlichen Organisationsbereiche der Bildungsge-
werkschaft unter einem Dach zu vereinen. Sein profundes Sachwissen, sein diplomati-
sches Geschick und seine persönliche Integrität bildeten die Grundlage dafür.
Mit Peter zu diskutieren, war immer ein intellektuelles Vergnügen, aber nicht nur 
das. Seine menschliche, offene Art im Umgang mit anderen, die auf gefestigten ge-
sellschafts- und bildungspolitischen Überzeugungen fußte, die Gelassenheit auch in 
angespannten Situationen trugen dazu bei, dass er ein geschätzter Gesprächspartner 
war und es hervorragend verstand, auch schwierige Situationen zu meistern.

„Ich hatte mir noch so viel vorgenommen“, diese Zeile des Liedermachers Hannes Wader geht einem durch den Sinn, 
wenn man an das denkt, was Peter noch vorhatte. Neben dem GEW-Vorsitz wollte er sich verstärkt um den Bereich des 
Sozial- und Erziehungsdienstes kümmern – seine Tätigkeit als Schulsozialarbeiter wollte er fortführen, um mit einem 
Bein im schulischen Leben zu stehen. Und mit seiner Musikgruppe „Liedstöckel“ wollte er weiterhin Lieder aus der 
Arbeiter- und Bürgerbewegung vortragen und auf diese Weise soziale Bewegungen auch musikalisch unterstützen. 
Das kann er leider nicht mehr tun.
GEW Saarland und GEW-Hauptvorstand trauern um einen überzeugten Gewerkschafter, engagierten Schulsozialarbei-
ter, einen Landesvorsitzenden und: Freund.

Willi Schirra, Geschäftsführer GEW Saarland
Marlis Tepe, GEW-Vorsitzende

Peter Faulstich

Peter Balnis
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„Deutschland, bleib stark!“

Der Verein gegen rechte Gewalt „Ge-
sicht zeigen!“ hat Anfang Februar 
in Berlin eine Plakatkampagne ge-
gen rechtsextreme Hetze gestartet. 
Schwarz-Rot-Gold: Mit den Farben der 
Flagge der Bundesrepublik Deutsch-

land und der Überschrift „Deutschland, 
bleib stark!“ erinnert das Plakatmotiv 
zunächst irritierend an rechte Bild-
sprache: Immer wieder und verstärkt 
in jüngster Zeit – begründen die Initia-
toren ihre Kampagne und die Wahl des 

 Motivs – missbrauchten die „Alternati-
ve für Deutschland“ (AfD), PEGIDA und 
neue „Bürgerwehren“ das Nationalsym-
bol und stellten es in einen Kontext mit 
rechten Parteien und Bewegungen. Mit 
den Unterzeilen „Mit Menschlichkeit 
gegen deine dunkle Seite“ und „Gegen 
Hass & Hetze – ohne Wenn & Aber“ 
formuliert „Gesicht zeigen!“ ein klares 
Statement gegen rechtsradikale Grup-
pen. Die Parole „Deutschland, bleib 
stark!“ sei, so Ex-Regierungssprecher 
Uwe-Karsten Heye, der die Initiative 
vor 15 Jahren gegründet hat, ein Ap-
pell an die Zivilgesellschaft, sich öffent-
lich gegen rassistische Tendenzen zu 
stellen. Bis zum 24. März sollen im ge-
samten Bundesgebiet etwa 600 Groß-
flächenplakate (s. Bild) in Metropolen, 
Regionen und mittelgroßen Städten 
aufgehängt werden. Zusätzlich wer-
den bundesweit 20 000 Aufkleber und 
45 000 Postkarten verteilt. 

Info und Bestellung der Postkarten über 
www.gesichtzeigen.de, 
Tel. 030 3030808, 
Fax  030 3030808-30.

„Deutschland, bleib stark“ – Plakatkampagne der Initiative „Gesicht zeigen!“:  
Initiator Uwe-Karsten Heye beim Auftakt in Berlin.
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Internationale Wochen 
gegen Rassismus
Vom 10. bis 23. März finden die „Inter-
nationalen Wochen gegen Rassismus“ 
statt. Gemeinsam mit mehr als 70 bun-
desweit agierenden Organisationen und 
Einrichtungen ruft die GEW dazu auf, 
sich an den Aktionswochen unter dem 
Motto „100 Prozent Menschenwürde – 
zusammen gegen Rassismus“  zu betei-
ligen. Hierzu stehen vielfältige Materia-
lien, beispielsweise die neue Broschüre 
„Antimuslimischer Rassismus – und was 
tun?“, Informationen für Veranstaltun-
gen mit Geflüchteten, Postkarten und 
Plakate zur Kampagne „Rassismus fängt 

im Kopf an!“ sowie Mobilisierungsflyer 
in mehreren Sprachen zur Verfügung. 
Eine Übersicht und ein Bestellformular 
gibt es auf der Kampagnen-Website: 
www.internationale-wochen-gegen-
rassismus.de. 
Die von der GEW mit herausgege bene 
Broschüre „Die Internationalen Wo-
chen gegen Rassismus machen Schule. 
Materialien zur rassismuskritischen Bil-
dungsarbeit“ kann auch unter www.
gew.de/migration abgerufen oder über 
den GEW-Shop, www.gew-shop.de, be-
stellt werden.

Bestelladresse: Stiftung für die Internationalen Wochen gegen Rassismus c /o Interkultureller Rat in Deutschland
Goebelstr. 21 | 64293 Darmstadt | Tel. 0 61 51 - 33 99 71 | iwgr@interkultureller-rat.de

www.interkultureller-rat.de | www.internationale-wochen-gegen-rassismus.de

Gefördert von

FORUM 
GEGEN RASSISMUS

ZENTRALRAT 
DEUTSCHER 

SINTI UND ROMA

ZENTRALRAT 
DER JUDEN 

IN DEUTSCHLAND

Lions Clubs International
MD 111 – Deutschland

Initiative 
Schwarze Menschen in
Deutschland e.V.

Gesellschaften für Christlich-Jüdische Zusammenarbeit
DEUTSCHER KOORDINIERUNGSRAT E.V.

Sponsoren der Internationalen Wochen gegen Rassismus 2016:

Unterstützer der Internationalen Wochen gegen Rassismus 2016:

Kooperationspartner der Internationalen Wochen gegen Rassismus 2016:
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bittet um Mithilfe
„Liebe Lehrer und Lehrerinnen, Sie 
kennen das: Wenn Schüler nicht wei-
ter wissen, werden sie oft besonders 
kreativ. SPIEGEL ONLINE sammelte 
die besten Schülerantworten und ver-
öffentlichte im September 2015 das 
Buch ,Nenne drei Nadelbäume: Tan-
ne, Fichte, Oberkiefer‘. Nun soll es ei-
nen zweiten Band geben – und dafür 
brauchen wir Ihre Hilfe: Haben auch 

Ihre Schüler schon Stilblüten, unver-
schämte Ausreden oder unfreiwillige 
Witze verzapft? Oder haben Eltern 
skurrile Forderungen an Sie gestellt, 
Ihnen gedroht oder ihre Kinder an-
derweitig über die Maßen behütet? 
Schicken Sie uns bitte Ihre Stilblüten 
und Anekdoten aus dem Unterricht 
an: spon_unispiegel@spiegel.de. (Mit 
einer Einsendung erklären Sie sich 

mit einer anonymen Veröffentlichung 
auf SPIEGEL ONLINE und sämtlichen 
anderen Medien der SPIEGEL-Gruppe 
einverstanden.) Wenn wir Ihre Schü-
lersprüche verwenden, senden wir Ih-
nen gern bei Erscheinen ein Buch zu. 
Vielen Dank für die Kooperation.“ 

Lena Greiner und Carola Padtberg-Kruse, 
SPIEGEL ONLINE-Redakteurinnen

Mehr Bewegung, 
Sport und Spiel!
Die GEW-Sportkommission hat in ei-
ner Erklärung* auf den Sport und sei-
ne zunehmende gesellschaftliche und 
politische Bedeutung aufmerksam 
gemacht. Die GEW-Aktiven plädieren 
für mehr Bewegung und Spiel im Ele-
mentarbereich sowie in der Schule. 
Zugleich kritisieren sie die zunehmen-
de Kommerzialisierung des Sports 
und weisen auf die Gefahr hin, dass 
damit traditionell etablierte demo-
kratische und solidarische Strukturen 
in den Hintergrund gedrängt würden. 
Die Sportkommission sieht im Abbau 
des Sportunterrichts in öffentlichen 
Einrichtungen allerdings auch einen 

Rückzug aus der staatlichen Verant-
wortung. Sie fordert deshalb unter 
anderem, an allen allgemeinbilden-
den Schulen wöchentlich drei Sport-
stunden verpflichtend zu  etablieren 
sowie zusätzliche freiwillige Sportan-
gebote in Kita und Schule zu initiieren. 
Des Weiteren setzt sich die GEW für 
eine qualifizierte Aus- und Weiter-
bildung aller Sportlehrkräfte ein und 
verlangt Sporthallen, Schwimmbäder 
sowie Freiflächen zu sanieren und  
zu modernisieren.  E&W

*http://bit.ly/1OwPLZs
www.gew.de

// SPORTKOMMISSION //

Gewerkschaft  Erziehung und Wissenschaft 
     
  

Eine Stellungnahme der GEW

Bewegung, Sport  und Spiel im  Elementarbereich  und in der Schule

Deutscher Personalräte-
Preis 2016

Die Bewerbungsfrist für den „Deut-
schen Personalräte-Preis 2016“ läuft. 
Noch bis zum 31. Mai können Projekte 
eingereicht werden. Der Preis ist eine 
Initia tive der Fachzeitschrift „Der Per-
sonalrat“ und wird gemeinsam vom 
Frankfurter Bund-Verlag und der HUK-
COBURG verliehen. Unter dem Motto 
„Initiativen für Beschäftigte“ werden 

seit 2010 Projekte aus der täglichen 
Personalratsarbeit in Dienststellen, 
Behörden und Äm tern ausgezeichnet. 
Bewerben können sich einzelne Perso-
nalratsmitglieder, komplette Gremien 
oder auch dienststellenübergreifende 
Personalratskooperationen. Auch Ju-
gend- und Auszubildenden ver tretun-
gen können teilnehmen.

Bewer bungs unterla gen unter: 
www.dprp.de 
Kontakt für weitere Informationen 
und Rückfragen: 
Bund-Verlag GmbH, 
E-Mail:
christof.herrmann@bund-verlag.de, 
www.bund-verlag.de
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// Die Diskussionen zu E&W-The-
men finden auch in den Sozialen 
Medien und auf der GEW-Home-
page statt. Eine Auswahl: //

„Was ist los in Almanya?“
Sabine Barthel schreibt zu dem Gast-
kommentar in E&W 2/2016 am 16. Feb-
ruar auf Facebook: „Also der Autor soll-
te es besser wissen! Wir sind Schuld? 
Welche Ausgrenzung? Es wird mehr 
Wert auf die Religion gelegt, als auf die 
Verfassung, Frauen werden auf Ämtern 
als Kontrolleure in allen Bereichen nicht 
akzeptiert, Polizistinnen beiseite ge-
schoben ... Solange ein Imam wichtiger 
ist als das Grundgesetz und sich hier zu 
integrieren, solange stehen diese Men-
schen dort, wo sie sich selbst hinstel-
len – außerhalb der Gesellschaft!“

„… im Visier der Bundeswehr“
Zur Beilage von terre des hommes und 
GEW in E&W 2/2016: „Kinder im Visier 
der Bundeswehr!“ postet Tobi Rother 
am 17. Februar auf Facebook: „So ein 
Blödsinn. Die Bundeswehr ist die Ar-
mee, die die Werte des Grundgesetzes 
verteidigt. Informationen zur Bundes-

wehr gehören zu einer Schulausbildung, 
die zur freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung erzieht.“
Gerd Rudel äußert sich am 17. Febru-
ar zum gleichen Thema auf Facebook: 
„Informationen über die Bundeswehr 
sind etwas deutlich anderes als das 
Anwerben des Nachwuchses durch die 
Bundeswehr.“
Martin Heilig schreibt am 17. Februar 
auf Facebook: „Die GEW liegt in fast al-
lem richtig. Hier liegt sie falsch! Wenn 
man nicht absolut pazifistisch ist und 
akzeptiert, dass es eine demokratische 
Armee gibt, dann wollen wir Jugendli-
che drüber informieren und auch dafür 
sorgen, dass nicht nur Rechte dort hin-
gehen.“
@peer_juergens twittert am 18. Feb-
ruar: „Keine #Bundeswehr an Schulen! 
Richtige Forderung von @gew_bund!“

„Sechs Prozent mehr“
Friederike Fiesser postet am 18. Febru-
ar auf Facebook: „Aus meiner eigenen 
Erfahrung als pädagogische Fachkraft 
kann ich sagen, noch belastender als die 
eher geringe Bezahlung fand ich ehrlich 
gesagt die Arbeitsbedingungen, z. B. 

viel zu große Gruppen (bis 28 Kinder pro 
Erzieherin).“
Johnny Mausa antwortet am 19. Febru-
ar auf Facebook: „Die GEW ist bestimmt 
froh, wenn Ihr beim nächsten Mal helft, 
damit es zu einem besseren Abschluss 
kommt!“

Zusammengestellt von Stefan Brasse
Internetredakteur, GEW-Hauptvorstand

Die GEW auf Facebook
„Like“ uns auch auf Facebook! Wir halten 
Euch mit Nachrichten auf dem Laufen-
den, beantworten Euch Fragen und ge-
ben Raum zur Diskussion. 
Schon die GEW „gelikt“?
facebook.com/GEW. 
DieBildungsgewerkschaft

Die GEW auf Twitter
Neues von der Bildungsgewerkschaft  
GEW in 140 Zeichen. Unsere Nach-
richten gibt es auf Twitter kurz und  
knapp zusammenge fasst  
– und zwar täglich und 
schnell!
twitter.com/GEW_bund

// GEW im Internet //

Täglich aktuelle News von der GEW, alle Publikationen und Downloads 
auf einen Blick, online zu Veranstaltungen anmelden und im Forum 
mitdiskutieren – das ist GEW.de 

gew.de

// Die GEW auf Facebook //

„Like“ uns auch auf Facebook! Wir halten euch mit Nachrichten auf dem 
Laufenden, beantworten eure Fragen und geben Raum zur Diskussion. 
Schon die GEW „gelikt“?

facebook.com/GEW.DieBildungsgewerkschaft

// Die GEW auf Twitt er //

Neues von der Bildungsgewerkschaft GEW in 140 Zeichen. Unsere 
Nachrichten gibt es auf Twitter kurz und knapp zusammengefasst – 
und zwar täglich und schnell!

twitter.com/gew_bund

// Die GEW auf Youtube //

Videos von Streikkundgebungen, Interviews mit Mitgliedern und 
Erklärungen zu Tarifhintergründen, das findet ihr alles auf unserem 
Youtube Kanal. Schau‘ ihn dir an!

youtube.com/GEWHauptvorstand

// Die GEW im Newslett er //

Zu all unseren Themen bieten wir regelmäßig erscheinende Newsletter 
an. Bleibe auf dem Laufenden und lasse dir auf deine Bedürfnisse 
zugeschnittene Informationen zumailen!

www.gew.de/newsletter/newsletter-uebersicht

GEW im Netz
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Beitrag
Am 28. März 2015 haben sich die 
Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes mit der Tarifgemein-
schaft deutscher Länder (TdL), 
der alle Bundesländer außer 
Hessen angehören, auf eine wei-
tere Tariferhöhung für 2016 ver-
ständigt: Zum 1. März sind die 
Tabellenentgelte der Landesbe-
schäftigten um 2,3 Prozent, min-
destens aber um 75 Euro gestie-
gen. Die GEW-Mitgliedsbeiträge 
sind zum 1. März automatisch 
angepasst worden. 

Petra Grundmann, 
Schatzmeisterin der GEW

Himmelfahrt in 
Göttingen

Vom 5. bis 8. Mai (Himmelfahrt) findet 
das Bundestreffen lesbischer Lehrerin-
nen in der Akademie Waldschlösschen 

in Reinhausen bei Göttingen statt, unter-
stützt von der GEW und dem Bildungs- 
und Förderungswerk der GEW im DGB. 
Angeboten wird eine Plattform, sich in 
Workshops und Gesprächen über Er-
fahrungen im Beruf auszutauschen, die 
Lebens- und Arbeitssituation zu reflek-
tieren sowie Kraft für den Schulalltag zu 
sammeln. Jede interessierte Pädagogin, 
Referendarin oder Ruheständlerin ist 
eingeladen, in entspannter Atmosphäre 
über schul- und frauenpolitische The-
men zu diskutieren.
Anmeldung und weitere Informationen: 
www.waldschloesschen.org

Waldschlösschen bei Göttingen
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Besuchen Sie jetzt www.lesefreude.net

 Lesefreude für
 Ihren Unterricht
•	spielerisch-handelnder
 Umgang mit Buchstaben
•	senso-motorische
 Lernerlebnisse
•	verständnisorientiertes
 Lernen
•	Online-Unterrichtshilfen
 und Videos

Besuchen Sie jetzt 

Neue Website

mit vielen

Unterrichtshilfen

und Videos!

Mit Hand und Verstand!

Das Original
Made in Germany
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Klassenfahrten der Jugendherberge Essen

Aller Anfang ist leicht 2016
5. - 6. Klasse | 3 Tage | ab € 122,00
Die Schüler lernen sich kennen, setzen
sich Ziele für die gemeinsame Zukunft.

Einer für alle – alle für einen 2016
7. - 13. Klasse | 3 - 5 Tage | ab € 138,00
Ein Teambuilding mit Kooperationsübungen

Entdecken. Erleben. Bewegen 2016
5. - 6. Klasse | 3 Tage | ab € 98,00
Der Wandel des Ruhrgebiets: Die Zeugnisse
der Industriekultur bilden dabei die Kulisse für aufregende Erlebnisse.

weitere Programme und vieles mehr unter:
www.essen.jugendherberge.de
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Klassenfahrten London

mit oder ohne Sprachkurs

ausgesuchte Gastfamilien, indiv. Programm

london@reichardt.eu, T: 06181 424830

www.reichardt.eu

www.stockmann-
verlag.de

IMMER HILFREICH
ARBEITSMAPPEN

SEK1, GS, FS
ALLE FÄCHER

Schülermappen
Lehrerhefte

Alle Informationen und Bestellung 
auf unserer Website:

www.stockmann-verlag.de
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So leben 
Lehrer/innen leichter

10.02.2016   08:36:50

TimeTEX Hermedia Verlag GmbH · 93337 Riedenburg · Tel. 09442 92209-0 · www.timetex.de

Lehrer/innen leichter
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System-Schulplaner
2016/2017
Für jeden Anspruch der passende 
Planer. In verschiedenen Formaten 
+ Bindungsvarianten erhältlich.

2016
2017

Exklusive Kultur-Leserreisen
Musik und Literatur an besonderen Orten erleben

www.gew.de/Verlagsreisen

Ihre Anzeige in der
E&W Erziehung und

Wissenschaft 
www.erziehungundwissenschaft .de

oder rufen Sie uns an:
0201 843 00 - 31

SAMOS - GRIECHENLAND
Familie Taleporou verwöhnt Sie!

8 DZ, ruhige Lage, Nichtraucherhaus,
exzellenter Service u. super Frühstück!

www.pension-ermioni-samos.de

„Dank und Anerkennung“
(E&W 2/2016, Seite 24: „Wir haben die 
Wahl“)
Dank und Anerkennung für diesen 
wichtigen Beitrag der GEW-Vorsitzen-
den Marlis Tepe. Das richtige Konzept 
kann in der Tat nur heißen „qualita-
tiver und quantitativer Ausbau des 
Bildungswesens“. Das bedeutet für 
jeden bewussten Staatsbürger und 
jedes GEW-Mitglied, „sich aktiv einzu-
mischen“, gerade auch bei den bevor-
stehenden Landtagswahlen. Die GEW-
Landeszeitung Sachsen-Anhalt bringt 
in ihrer jüngsten Ausgabe einen guten 
Überblick, welche Parteien für welche 
Ziele stehen. Sie setzt damit Maßstäbe 
und hilft gleichzeitig bei der Diskussion 
und Argumentation gegen die „Rat-

tenfängermethoden“ der „Alternative 
für Deutschland“ (AfD) und ihrer Tritt-
brettfahrer.
Prof. Manfred Uesseler (per E-Mail)

„Alles bleibt, wie es ist“
(E&W 2/2016, Seite 28 f.: „‚Sonstige 
Beschäftigte‘ mit Bachelor“)
Die Ziele der vergangenen  Tarifrunde 
des Sozial- und Erziehungsdienstes 
(SuE) im öffentlichen Dienst waren 
sehr am bitioniert – im Nachhinein darf 
man wohl sagen, dass sie zu hoch ge-
griffen waren. Die Einstufung der Kind-
heitspädagoginnen und -pädagogen 
sollte in Entgeltgruppe S 11 bis S 13 
erfolgen, bei neuer Entgelttabelle bis 
S 15. Es ist für alle Betroffenen schon 
sehr bitter, dass die Gewerkschaften 

des öffentlichen Dienstes ihre Forde-
rungen hier nicht umsetzen konnten. 
Während der Tarifverhandlungen hat 
man nur noch wenig von dieser Be-
rufsgruppe gehört. Als die GEW-Mit-
glieder den ersten Tarifvorschlag der 
Arbeitgeber abgelehnt hatten, fielen 
diese Beschäftigten in den weiteren 
Verhandlungen wohl gänzlich unter 
den Tisch. Warum sollten also freie 
Träger Kindheitspädagoginnen und 
-pädagogen in dieselbe Entgeltgruppe 
einstufen wie Sozialarbeiter und So-
zialpädagogen? Auch der öffentliche 
Dienst sieht als Arbeitgeber keinen 
Handlungsbedarf. Wäre es in der ver-
gangenen Tarifrunde gelungen, eine 

>> Fortsetzung auf Seite 46
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Aufwertung der Kindheitspädagogin-
nen durch Einstufung in eine höhere 
Entgeltgruppe zu erreichen, hätte 
2017 auch der Tarifvertrag der Länder 
(TV-L) nachziehen müssen. Aber nun 
bleibt für die nächsten Jahre alles,  
wie es ist.
Ines Schluckwerder, Berlin

„Völlig daneben“
(E&W 2/2016, Seite 48: „Diesmal“)
Das „Diesmal“ ist völlig daneben. In 
seiner dümmlichen Relativierung der 
Geschehnisse der Kölner Silvesternacht 
verhöhnt das Cartoon hunderte trau-
matisierter Frauen. Warum kann man 
ein Problem nicht mal beim Namen 
nennen, ohne gleich wieder in dieses 
linksbetroffene Klischee zu verfallen 
und mit dem Finger auf sich selbst zu 
zeigen?
Edgar Ingrisch, Sontra

„Der bayerische Trachtenmacho“
Angesichts des „Diesmal“-Cartoons 
wundere ich mich einmal mehr über 
„meine“ GEW, in der doch überwie-
gend Frauen mit analytischer Geistes-
haltung organisiert sind.
In der Karikatur von Freimut Woessner 
betatscht nun der typisch bayerische 
„Trachtenmacho“ glitschig-angetrunken  
die Serviererin und hält dabei dem 
brav integrierten Moslem – was hätte 
der sonst auch teetrinkend im Bier-
zelt zu suchen?! – eine hinterfotzige 

„Standpauke“ über christlich-abend-
ländische Moral. 
So ist er nun mal, der hässliche deut-
sche Alpenländler als Phänotyp deut-
scher Vernageltheit, vor allem dann, 
wenn man selbst der verstockten Par-
teilinie der Grünen aufsitzt.
So weit, so dumm. Denn es impliziert 
wieder einmal, dass es im Grunde die 
deutschen Männer sind, die den „Her-
ren aus Nordafrika“ die schlechten Ma-
nieren im Umgang mit dem weiblichen 
Geschlecht beibringen.
Dieser Kulturrelativismus ist die ver-
ständliche Haltung derjenigen, die nicht 
mehr wissen, welche Kultur sie eigent-
lich verteidigen sollen.
Brigitte Beer-Mansion (per E-Mail)

„Köstlich – auch zeichnerisch!“
Schon auf dem Weg vom Briefkasten 
zum Haus schaue ich mir immer zuerst 
das aktuelle „Diesmal“ an. Und fast je-
desmal schmunzele ich. Immer wieder 
schaue ich dann als Pensionär – gern 
auf dem Sofa sitzend – nochmal ge-
nauer hin – nur selten muss ich meine 
Tochter bei der „Hintersinn-Suche“ zu 
Rate ziehen. In der Februar-Ausgabe 
also die „derbe“ Leitkultur – „Bayer im 
Bierzelt mit Ali“. Köstlich – auch zeich-
nerisch!
Die Pauschalkritik der Leserin Heide- 
marie Thiele an den „Diesmal“-Cartoons 
(Leserbrief E&W 2/2016) kann ich nicht 
nachvollziehen.
Eugen Wiedmann, Steinheim

„Witz verharmlost“
Ich sehe einen großen Unterschied 
zwischen dem „Po-Grapschen“ auf der 
Münchner Wiesn und den Silvester-Vor-
fällen in Köln und anderswo. Der Witz 
des Cartoons verharmlost die Attacken 
der „Gäste“ von Kanzlerin Angela Mer-
kel (CDU). Diese sind im Übrigen keine 
„Flüchtlinge“ im eigentlichen Sinne. Po-
litisch Verfolgte sind Edward Snowden, 
Julien Assange und noch nahezu hun-
dert Insassen auf Guantanamo. Deren 
heldenhaftes Schicksal ignoriert unser 
„Schland“ – ich schäme mich dafür!
Jens Ammoser, Gutach

„Nie wieder so ein Cartoon!“
Denkt man über die Aussagen des Car-
toons nach und vergleicht sie mit den 

Kölner Geschehnissen bis zum Miss-
brauchsskandal im englischen Rother-
ham, ist man fassungslos. So viel para-
doxes „Selbst-Prekarisieren“ zeugt von 
institutionalisierten neuen Ängsten und 
Verunsicherungen. Es stellt sich die Fra-
ge: Welche mediale Aufmerksamkeit 
soll erzeugt werden? „Konfektionierte“ 
Annahmen und „pseudoartefaktische“ 
Verknüpfungen führen unweigerlich  
zu unrealistischen Sinneswahrnehmun-
gen. Die Täter von Köln und anderswo 
traten in Gruppen auf, der feiste, deut-
sche „Michel“ hätte sofort bei Über-
griffen auf Frauen den Handabdruck im 
Gesicht gespürt. 
In keinem Bericht der aktuellen E&W-
Ausgabe wurde über die nötige psycho-
soziale Hilfe für die tausenden traumati-
sierten Opfer gesprochen. Gab es diese 
Unterstützung überhaupt? 
Bitte nie wieder so ein Cartoon!
Als Lektüre empfehle ich: https://netz 
frauen.org/2014/11/26/bei-mcdonalds-
verpruegelte-studentin-tugce- ist- 
gestorben-weil-sie-zivilcourage-zeigte/  
und Claus Strunz zur „Waschlappen- 
mentalität“: https://www.youtube.com/ 
watch?v=fs7hK2i29lk 
Sören Baumgarten (per E-Mail)

„Sehr gelungene Karikatur“
Eine sehr gelungene Karikatur, zu der 
ich den Zeichner Freimut Woessner be-
glückwünsche. Sie zeigt sehr deutlich, 
wie es um die Werte in Deutschland 
steht. Die Doppelmoral der Deutschen 
ist super dargestellt und macht klar, 
dass sie vielen Menschen nicht bewusst 
ist. Und was heißt schon „abendlän-
disch“ und „Reinkultur“? Hat sich diese 
nicht schon lange mit morgenländischer 
Kultur vermischt? Da gäbe es noch viele 
Cartoons zu zeichnen.
Herbert Kleiner, Argenbühl

E&W-Briefkasten
Postanschrift der Redaktion: 
Gewerkschaft Erziehung  
und Wissenschaft
Postfach 900409, 60444 Frankfurt a. M. 
E-Mail: renate.koerner@gew.de
Die Redaktion behält sich vor, Leser-
briefe zu kürzen. Anonym zugesandte 
Leserbriefe werden nicht veröffentlicht.

>> Fortsetzung von Seite 45
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Die Wollmarshöhe

Akutfachkrankenhaus für 
psychosomatische Medizin

www.wollmarshoehe.de

Kurzzeittherapie bei Burn-out
und Stressfolgeerkrankungen

Für Privatversicherte, Beihilfe -
 be rechtigte, Selbstzahler

Stationär, teilstationär, ambulant

Therapeutisch-ganzheitliches
Konzept - moderne Diagnostik
und Therapieplanung

Neurologische und psycho -
kardio logische Abklärung

Zeitgemäße Einrichtung und 
Ausstattung, schönes Ambiente,
nähe Bodensee (Bodnegg)

Gerne senden wir Ihnen 
unser Exposé.

info@klinik-wollmarshoehe.de

Information / Auskunft: 
07520 927-0

Klinik 
Wollmarshöhe
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Andalusien
Kleines Ferienhaus auf Finca im
Olivenhain am Naturschutzpark 

bietet Ruhe und Erholung.
Für Wanderer ein Paradies.

T: 05171/16343  www.la-ruca.de
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Behutsam die Welt entdecken

A m e r i k A  ·  A s i e n  ·  A u s t r A l i e n

Alternativ-Tours
Tel. (030) 21 23 41 90

Otto-Suhr-Allee 59
10585 Berlin

✓ Fernreisen weltweit
✓ Studien- und  

Begegnungsreisen
✓ preiswerte Flugtickets 

für Schüleraustausch

www.Alternativ-Tours.de

Klassenfahrten Versailles
mit oder ohne Sprachkurs

ausgesuchte Gastfamilien, indiv. Programm

versailles@reichardt.eu, T: 06181 424830

www.reichardt.eu

ITALIEN: LIGURIEN UND TOSKANA

wunderschöne Ferienhäuser / -whg privater

Vermieter, mit Gärten, ruhig, nicht weit vom

Meer, mittelalterliche Dörfer, herrliche Natur...

Tel.: 089 / 33 37 84, www.litos.de

WIR HELFEN IHNEN WEITER

WENDELSTEIN KLINIK
Reutlinger Str. 20 . 72501 Gammertingen

0 75 74 - 845
www.wendelsteinklinik.de

beihilfefähiges privates
Akut-Fachkrankenhaus

Krankenhaus für Neurologie, Psychiatrie,
Innere Medizin und Psychosomatik

Depressionen
Schmerzstörungen
Ängste
Posttraumatische
Belastungsstörungen

Infos: 040 / 280 95 90  www.agaria.de  prag@agaria.deia.de

Prag? Nur mit uns!
Einzigartig: Ihre Wünsche, 
Ihre Reise, Ihr Programm.

Schul-Organisation

www.schulorganisation.com

Klausurbogen
kariert, liniert, verschiedene 
Farben, mit Schuleindruck –
nie wieder Stempeln.

Bei uns 
erhältlich!

Private Akutklinik für
Psychologische Medizin

Baden-Baden
Von hier an geht es aufwärts

Hotline: 07221 / 39 39 30

Die familiäre Größe der Klinik, eine wunder-
schöne Umgebung, der herzliche Umgangsstil 
unserer Mitarbeiter und die professionelle Be-
gleitung bieten Ihnen eine Wohlfühlumgebung 
zur Bearbeitung Ihrer Themen.

Kurzfristige Akutaufnahmemöglichkeiten!

Indikationen: Depressionen, Schlafstörungen, 
Ängste und Zwänge, Burn-Out, Essstörungen

KÜ: Private Krankenversicherungen, Beihilfe

Klinik am Leisberg, Gunzenbachstr. 8, 76530 Baden-Baden
www.leisberg-klinik.de

69127_2015_04_Leisberg.indd   1 21.05.2015   10:00:30

Schullandheim im Nordschwarzwald
15 Autominuten von Baden-Baden entfernt liegt unser "Else-Stolz-Heim". Mit 41 Betten
bietet es 36 Jugendlichen nebst Betreuern Platz und ist für Selbstversorger mit allem
Komfort eingerichtet. In herrlicher Lage, mitten im Wald, nur 400 m von der Schwarzwald-
hochstraße entfernt am Unterplättig, genießen Sie einen ungestörten Aufenthalt. Gute
Wandermöglichkeiten bis auf über 1000 m Höhe (Badener Höhe) und im Winter Ski-
sportmöglichkeiten. Lifte sind mit dem Bus erreichbar.
AWO Baden-Baden gGmbH      Rheinstr. 164      76532 Baden-Baden
Tel. (0 72 21) 36 17-20       Fax (0 72 21) 36 17-50       www.awo-bb.de

Z R BA Arbeitsblätter kreativ & schnell erstellen

Waldquellenweg 52 • 33649 Bielefeld • Fon 0521 .4 53 66 590 • info@zybura.com • www.zybura.comsoftware
zybura 

hans 

Das unentbehrliche Basiswerkzeug für Lehrkräfte: Mit ZARB erstellen 
Sie differenzierte Lernaufgaben aus deutschen oder fremdsprachigen 
Texten, alltagstaugliche Arbeitsblätter, die fördern und fordern.
Direkt im Textprogramm erzeugen Sie neue Rätsel, Lü cken- und 
Fehlertexte, Schüttel- oder Schlangen  texte und mehr. Kompetenz-
orientierte Übungen zu Wortschatz, Recht schreibung, Grammatik, 
Satz bau, Textaufbau und Inhalt entstehen mit wenigen Mausklicks.

Lösung
2 ZARB  4  IST
3 EINFACH  1 GENIAL
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Ihre Reiseleiter in PARIS für Klassenfahrten und Gruppenreisen

Tel.: +33 6 52 22 30 30
www.vinculum-mundi.com

erfahren
agenturunabhängig
preisgünstig

Stadtrundfahrten
Ausflugsprogramme

Rundreisen
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Radurlaub
Andalusien

GENUSSRADELN MIT KULTUR
AM SCHÖNSTEN ORT SPANIENS
www.radurlaub-conil.com

Telefon: 0152 - 535 779 32
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